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Vorwort, 



Uber zehn Jahre hat der Kampf um eine deutsche Tantiemenanstalt 
getobt, und «rie jede starke Bewegung hat auch diese eine Triäung des 
Urteils auf beiden Seiten zur Folge gehabt. Welch unsinnige Urteile sind 
nicht über die Anstalt laut geworden 1 Ja, ein phantasievoller Herr kon- 
struierte sich sogar ein Verteilungssystem, das angeblich das der Anstalt 
sein sollte und bewies dann mit großem Geschick dessen Ungerechtigkeit. 
Für sein System stimmte es allerdings. Aber auch die Komponisten gingen 
vielfach zu weit. Nichtssagende Schlagwörter wie „hungernde Kompo- 
nisten" und „ausbeutende Verleger" kehrten in ihren Schriften nur allzu 
oft wieder. Immerhin ist die falsche Beurteilung des Verlegerstandcs 
seitens der Komponisten leicht begreiflich. Findet doch der Vermittler, 
möge er sicli nun Kaufmann, Kommissionär, Verleger cxier sonstwie 
nennen, für seine der Gesamtheit so nützlichen Dienste meist wenig .'\n- 
erkcnnung Der Konsument wähnt, jede Zwischenperson, die ihn vom 
Produzenten trennt, müsse die Ware verteuern, und der Produzent hildet 
sich ein. er könne, wenn er den Vemiittler ausschalte, dessen Gewinn seihst 
einstecken. Nun, der Verleger gehört sicher zu den volkswirtschaftlich 
berechtigten Vermittlern. 

Möge meine kleine Schrift nun zur Klärung der Verhältnisse bei- 
tragen, möge sie das Verständnis zwischen Komponisten und Verlegern 
bessern und möge sie vor allem ein klares Bild von der Berliner Anstalt, 
ihrer Organisation und ihrem Wirken geben. Alle falschen Beurteilungen 
müssen dadurch von selbst verschwinden. 

Eine jgroBe Freude ist es mir, hier Gelegenheit zu haben, allen den 
Männern meinen herdidisten Dank auszusprechen, die, obgleich schon von 
wichtigen Geschäften überhäuft, dennoch die Zeit gefunden, ehi armes 
Stttdentlein bei seinem ersten wissenschaftlichen Versuch — man konnte 
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sagen k fonds perdu — zu tmterstutEen. Am mdsteii veipflichtet bin ich 
meinem hochverehrten Lehrer, Herrn Geh. Hofrat Pro! Dr. E. Gothein, 
von dem ich die Anregung zn vorliegender Aibeit empfangen habe, und 
dessen Lehren die Grundlage für mein weiteres Stndium bilden werden. 
Des weiteren nenne idi die Namen K<Mnmerztenrat Bock, Dr. G. Bock, 
Gek. Hofrat Dr. von Hase, Justizrat Jonas, Prof. Dr. Osterrieth, General- 
sekretär der „G. D. T." Fr. Rösch, Geheimrat Dr. T.. Strecker, Dr. L. 
Volkmann. Ihnen allen meinen herzlichsten Dank! Die übrigen Namen 
zu erwähnen, verbietet mir leider die Diskretion. Gerade mein zweites 
Kapitel ist durch die Angst so vieler vor der Öffentlichkeit etwas dürftiü^ 
aiiscfcfallcn. Umso p^rößcren Dank schulde ich dcnjcnis^cn, die die ()ft"cnt- 
lichen Interessen der Wissenschaft über ihre privaten des Kaufmanns 
gestellt haben. 

Heidelberg, Sominer 1907, 

W. d'Albert 
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Einleitung. 



Wie poetisch mag manclieti die Zeit erscheinen, da der Komponist, 
im Solde eines hohen Herrn stehend, für seinen reichen Gönner und Auf- 
traggeber in heiligem Feuer unsterbliche Werke schuf, ohne daß er 
daran dachte, aus ihnen schnöden Gewinn zu ziehen. Ja ihre Veröffentlich- 
ung und Veibrdtung empfand er als Ehre und Auszeidinung. So er- 
zählt Griesinger, daß Haydn, als er noch junger war mit Wohlge- 
fallen an den Gewölben verweilt habe, wo die eine oder andere Arbeit 
von ihm im Druck zur Sdiau gestellt war^). 

Und nicht loo Jahre später (am 30. September 1898) schließen sich 
die deutschen Komponisten zu einer Genossenschaft zusammen, um ihre 
Rechte zu wahren! 

Von Rechten der Oeifentlichkeit gegenüber wußte der Komponist 
von 1800 noch nichts; ihm seinen es ganz natürlich, daß Verleger und 
Kopisten die aus der Verbreitung seiner Werke erwachsenden Gewinne 
einheimsten. Aber gerade der große Aufschwung, den das Musikleben 
um die Wende des 18. Jahrhunderts erlebte, zeigte deutlich die Be- 
deutung der wirtschaftlichen Werte, die sich aus einer Komposition ge- 
winnen lassen. So brach sich denn zuerst bei den Komponisten, dann 
auch bei den Verlcg^ern und in der OefTentlicbkeit der Gedanke Bahn, 
daß ein Anspruch auf die Einnahmen, die aus der X^erwertung" eines 
Werkes resultieren, doch in erster Linie seinem Urheber zustehe : „tout 
travail libre merite salaire^^y Diese Ansicht verschaffte sich auch all- 
mählich Eingang in die Rechtssprechung und ist in § it des Urheber- 
rechts-Gesetzes von 1901 markant zum Ausdruck ^^ekommen. 

1 )iese neue Gesetzgebung^ will dem Komponisten die Möglichkeit 
geben, sich selbst auch die materiellen Werte, die seine Geistesiirodukte 
erzeugen im vollen Umfange zu sichern, wenigstens dem Verleger gegen- 

1) Schuster, Das Urheberrecht der Tonkunst. Mündien 1891. 

2) Dunant, Du troit des compOBiteurs de musique et de leurs oeuvres. 

Genf 1893, Seite i. 
' d'AIbert, Verwertuag d. muxUuL Auliübrungsrechts . I 
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über. Ob sie sich in flem Widerstreit seiner Interessen mit denen der 
Gesamtheit des Autors in g^enügender Weise angenommen hat, ist eine 
Frage, die zu vielen Kritiken Anlaß gegeben hat und schwerlich je eine 
alle befriedigende Lösung finden wird , da es sich ja hier nicht um 
Naturnotwendigkeiten, sondern um eine historische Entwicklung, die 
unter dem Gesichtsjuiukt der gescllschaitlichcn Zweckmäßigkeit verstanden 
werden will, handelt. Auf die Unvollkonuii^ulieitcn, die sich auch in der 
jetzigen Gesetzgebung noch finden, wird an den l>etreffenden Stellen 
näher anzugeben sein. 

Zunächst ergibt sidi für uns die Frage, wie gestaltet sich die wirt- 
schaftliche Verwertung der musikalischen Produktion unter dem Schutze 
dieses Gesetzes, so wie es ist? Ist sie in dem Mafie möglich, und zu 
dem Vorteile des Komponisten möglich, wie es die Absicht des Gesetz- 
gebers ist? Und vor allem, wäre sie dem einzelnen auch ohne die 
Gründung der „Anstalt für musikalisches Auffubrungtecht'* in voller Aus- 
dehnung möglich gewesen ? Müssen wir die letztere Frage verneinen, so 
ergibt sich daraus die Daseinsberechtigung der Anstalt vom rein objek« 
tiven und rechtlichen Standpunkt. 

Man hat die Urheberrechtsgesetzgebung schon mit der Arbeiter- 
schtttzgesetzgebung vergleichen wollen. Dieser Vergleich m^ zu Rechte 
bestehen, insofern man den Schutz fies Komponisten dem wirtschaftlich 
überlegenen und geschäftskundigeren \ crlcgcr gegenüber im Auge hat. 
Aber handelt es sich denn hier wie bei den Arbeitern, um lauter gleich 
Schwache, und haben etwa gerade die Schwachen unter ihnen einen be- 
sonderen Nittzcn von der Gesetzgebung? Werden die traurigen Schick- 
sale eines Mozart, Scliul)ert, Schumann, Lortzing, und Atiderer unserer 
ersten Meister sich unter der jetzigen Gesetzgebung nicht wiederholen 
können ? 

Mit Unrecht mißt man hier einen zu großen Teil der Schuld dem 
Verleger bei. Wohl kann man nicht leugnen, daß er fies öfteren sich 
leicht verleiten läßt, die wirischafUiche Schwäche seines Kontrahenten aus- 
zubeuten und den Marktwert der ihm oftericrtcn Werke noch herabzu- 
driickcn. Aber daß der Marktwert überhaupt niedrig ist, flaran ist nicht 
der X'crlcger, sondern das Urteil der Zeit Schuld, W as nützen aber dem 
Autor alle Rechte, die ihm die Verwertung seiner Werke sicher stellen, 
wenn diese selbst in den Augen des Publikums nur einen geringen Wert 
repräsentieren? Das ist aber bei echten, ernsten Kunstwerken oft Jahr« 
zehnte der Fall. Und wenn dann endlich der wahre Wert erkannt wird, 
ist der Komponist vielleicht schon gestorben und die jetzt reichlich 
fließenden Einnahmen kommen — wenn nicht ausschlieBlich Verlegern, 
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Sortimentem und andern Gesdiäftsleuten — E^ben zugute, die weder 
für die Größe des Schöpfers noeh für die Bedeutung des Werkes, das 
ihnen die Einnahme verschafft, das gerii^ste Verständnis haben. 

Wem wird aber sofort und im reichsten Maße der Urhebersdiuts 
zugute kommen? Einmal jenen „oberflächlichen Vertretern da jeweils 
allemeusten Tingdtangebnode, die es mit ihren Begriffen von Kunst- 
erziehung so geschickt zu vereinen wissen, dem banalsten Alltagsver- 
langen ihre tönende Huldigung darzubringen".^) Und dann jenen 
Komponisten der Mode, die sich dem Geschmack des Publikums beugen 
der sich meist „auf den bequemen Geleise des Gewohnten, mühelos 
Verständlichen" ^) oft auch auf dem des Ungewohnten, Unverständlichen 
bewegt Wird aber die vollkommenste Gesetzgebung verhindern können, 
daß ein solcher Komponist manchmal Tausende für ein Werk von höchst 
fragwürdigem Werte erhält, während ein Mann, dessen Namen die Nach- 
welt vielleicht einmal mit Ehrfurcht ausspricht, selbst die Kosten der 
Drucklegung tragen muß ? Hier krnuieu eiucti Ausj^leich nur die Kompo- 
nisten selbst herbeiführen. Der berühmte Kom])onist muß dem linl)e- 
kannten Gelegenheit verschaffen, gehört zu werden, und der Komponist 
der Mode muß einen Teil seiner Einnahmen dem vom Glücke weniger 
begunsti<;ten Berufsgenossen zufließen lassen. Um dies zu erreichen, 
muß .sich der Stand der Komponisten als ein großes Ganzes fühlen und 
zu einem großen Ganzen zusammenschließen. 

In dieser Weise die wirtschaftlich Schwaclien allein durch die Kraft 
der demselben Stande angehörigen Genossen zu unterstützen und vor 
bitterer Not zu bewahren, hat sich die „Anstalt für musikalisches Auf- 
führungsrecht" als zweites Ziel gesetzt. Gelingt es ihr, und zwar ohne 
Schädigung berecht^er Interessen dritter» hat sie sich ihre Daseins« 
berechtigurg auch vom sozialpolitisdien Standpunkte aus erworben. 

1) Denkschrift der Komponisten an den Bundestag zu dem Entwurf des 
Ürhebergesetzes von 1901 (Herbst 1890), Seite 7, 

2) Ebenda, S. 21. 
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Erstes Kapitel. 



Wenn das Gesetz dem Tonsetzer die unumschränkte Herrschaft 
über sein Werk garantiert, so will es ihm neben allem anderen auch 
einen Anteil an der Summe der wirtschaftlidien Werte, die sein Werk 
hervorbringt, sichern. Der Komponist wird also da, wo dieses Werte 
hervorbringt, einen Prozentsatz derselben für »ch in Anspruch nehmen. 
Hierfür kommen zwei Fälle besonders in Betracht 

Einmal, wo sein Werk in Druckform zum Verkauf gelangt, zweitens 
wo es aufgeführt wird. In beiden Fällen schafft der ideelle Wert des 
Werkes materielle Werte, d. h. bei den Noten ist nicht die Schönheit 
des Stichs oder die Ausstattung, bei der Aufführung — wenigstens in 
den meisten Fällen — nicht ihre Vollendung das eigentlich Wertschaflende, 
sondern das Werk selbst. 

Es k")nnte nun scheinen als ob dem Komponisten damit zwei voll- 
. ständig getrennte Einnahmequellen zur Ven'ügung ständen. In den 
meisten Fällen sind es aber gar nicht zwei verschiedene Quellen, sondern 
ein und dieselbe, die nur nochmals zum Vorschein kommt. Denn „anders 
als bei Werken der Literatur, bei denen zur Aufnahme zumeist das 
stille Lesen oenügt, ist bei Werken der Tonkunst der Genuß fast aus- 
schließlich an die Auituliruüi; i.,'-ebunden. Die Aufführung vertritt für 
die große Masse wie für den einzelnen bei Werken der Tonkunst das 
Lesen". 1) Hieraus ergibt sich, daß in den meisten Fällen der Erwerber 
des Notenmaterials und der Veranstalter der Aufführung dieselbe Person 
ist, daß der Wert des Werkes also erst durch die Aufführung zur Gel- 
tung kommt. 

Wenn aber die zwei Einnahmequellen des Komponisten meist tat- 
sächlich auf einen Ursprung zurückgehen, so muß jede übermäßige Aus- 
beutung der einen einen Nachlaß der anderen herbeifuhren, und anderer- 
seits die eine Einnahmequelle es ermöglichen, die andere zu schonen; 

i) Abänderunprsvorschlrige des „Vereins der deutschen Musikalienhändler* 
zum Entwurf eines Gesetzes über das Gesetz eines Verlagsrechts, 1900, S. 2, 
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oder konkret ausgedrückt: eine übermäßige Aufführungstantieme muß 
eine Abnahme im Notenabsatz herbeiführen, dagegen kann aiutererseits 
die Tantieme eine Herabsetzung des Notenpreises ermöglichen, resp. eine 
Erhöhung verhindern. Ob sie es wirklich kann, wird noch einer näheren 
Beleuchtung an anderer Stelle bedürfen, wo von den Faktoren die Rede 
ist. die den Preis der N'otcn bestimmen. Auch dieser innere Zusammen- 
hang, der zwischen den beiden Einnalimequellen besteht» wird uns noch 
beschäftigen. 

Die primitivste Art, auf die der Komponist aus der Verbreitung 
seincb Werkes im Druck Einnahmen zu erzielen vermag, ist jedenfalls 
die, daß er es nicht nur selbst verlegt, sondern auch eigenhändigen Zinn 
oder Kui)fer sticht oder radiert. Daß dies Verfahren, welches noch 
Bach, Telcmann und Mozarts Vater angewandt haben, ^) heute nicht 
mehr vorkommt, versteht sich von selbst. Die heutige Technik verlangt 
ganz andere Fähigkeiten, und vor allem arbeitet der Großbetrieb mit 
seiner entwidcelten A]:1)eitsteilang weit rasdier und billiger als es der 
Kompcnust vennöchte. 

Deshalb ist es vid rentabler für ihn, sein Werk drucken zu lassen. 
Diese Form, bei der der Verfasser sein Werk auf eigene Rechnung 
drucken läfit und auch die Veri>reitung selbst besorgt, ist der Selbst- 
verlag. Während früher Bach, Wolfgang Mozart und Haydn Werke 
im Selbstverlag haben erscheinen lassen,^ kommt er heute für be- 
deutende Komponisten nicht mehr in Betracht. Wir finden ihn nur 
noch in zwei Fällen: einmal wenn der Komponist keinen Verleger finden 
kann; sein Name ist unbekannt und der Verleger will das Risiko nicht 
übernehmen. Kann er so selbst nicht auf einen großen Absatz hoiTen, 
wird er womöglich den Weg der Subskription einschlagen. Oder der 
Komponist wünscht sich den ganzen Gewinn zu sichern, dessen er ziem- 
lich sicher zu sein glaubt. Dies ist der Fall bei manchen Komponisten 
leicht Absatz findender Mode- und Tingeltangeimusik. Zum Selbstver^ 
lag greifen diese Komponisten aber erst, wenn sie populär geworden 
sind und ihr Risiko minimal geworden. Eine sichere Ahnahme, etwa 
dergestalt, daß sich gewisse Aufführende im vc^raus zum Bezug des 
neuen Werkes verpflichteten, besteht für sie nicht. 

Da aber zum zweckmäßigen Vertriebe eines Werkes buchhändle- 
rische Verbindungen und Fachkenntnisse gehr>ren, gibt der sclhstver- 
legende Autor das Werk meist in Konunissionsveriag. Der Kommissions- 

1) Schuster, „Das Urheberrecht der Tonkunst", S. 22. 

2) Schuster, „Das Urheberrecht" usw., S. 22. 
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Verleger besorgt den Vertrieb, oft auch den Druck, und bezahlt dem 
Verfasser die abgfcsctztcn Exemplare nach N'ercinbaning.i) 

Das Charakteristische dieser Formen ist, diiü das Notenmaterial 
bis es in die Hände seines detinitivcn Higentümcrs gelangt, Eigentum 
des Komponisten hlci!)t, der somit das ganze Risiko allein trägt, dafür 
aber aus dem Erfolge äquivalente Einnahmen erzielt. 

Nun besitzen aber nur wenige Komponisten eine genügende kaut- 
männische Erfahrung, wie sie auch noch beim Konmiissionsverlag nötig 
ist: dann fehlt es ihnen auch an Kapital, um die immerhin bcdcutcnricn 
Kosten der Drucklegung zu tragen, zumal w enn auf eine sofortige \'er- 
zinsung nicht zu hoffen ist. Endlich fürchten sie sich, das ganze Risiko 
allein zu tragen. Deshalb wenden sie sich an den Mann, dem alle ge- 
sdiäfdidien Mit^ zu Gebote stdien, um das Werk ztt vervielfältigen, 
der Nachfrage des Publikums zu genügen, und jeden unberechtigten 
Nachdruck zu verfolgen, der aber vor allem bereit ist, das Risiko des 
Erfolges oder Nicbteifolges ganz oder teilweise zu übernehmen: den 
Verleger. 

Der Verleger sdiiebt sich zwischen den Autor und den Interessenten. 
Während der Autor früher Eigentümer seines Werkes blieb und nur die 
einzekien Exemplare verkaufte, überträgt er jetzt dem Verleger mit der 
Drucklegung und der Übernahme des Risikos auch alle damit verknüpften 
Rechte, die, da sie das Wesen des Verlags ausmachen, der Gesetzgeber 
unter dem Begriff des Verl^redits zusammenfafit : Das Recht der Ver- 
vielfältigung und gewerbsmäßigen Verbreitung. Läßt der Xaine des 
Komponisten die Kosten übersteigende Einnahmen erhoflPen, zahlt der 
Verleger ihm ein dementsprechendes Honorar aus. Während früher der 
Absatz der Noten seihst die Einnahme des Komponisten bildete, ist es 
jetzt der Preis, den er für die Abtretung des Verlagsrechts als einmalige, 
endgültige Abfindung erhält, und der Verleger ist es nun, für den der 
Absatz des Notenmaterials die Einnahmequelle bildet. Es ergeben sich 
daher für uns die zwei Fragen : 

1. Wie gestaltet sich die Einnahme des Komponisten? 

2. Wie gestaltet sich die Einnahme des Verlegers ? 

I. Der Komponist sieht sich mit seiner Ware einem engbegrenzten 
Kreise von Abnehmern gegenüber, Ist das Angebot seitens der Kompo- 
nisten groß, und haben die Verleger noch eine andere Einnahmequelle, die 
für sie ergiebiger und müheloser ist, wie sie ja die sogenannten freien 

l) Voigt! ander, ,,ürheber- und Verlagsrecht", Leipzig iQol, S. l66. 
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Werke darstellen, so muß der Wert der Ware für die Verleger stets etwas 
unter ihrem wirklichen Werte sein. Denn das Wesentliche der neuen 
Verhältnisse ist, daß der Preis, den der Komponist für sein Verlagsrecht 
erhält, sich nicht nach den Einnahmen richtet, die der Verkauf des Noten- 
materials einbringt, sondern nach dem Wert, den das Werk im Aug-cn- 
blick des Ankaufs für den Verleger hat. Dies ergibt sich aus der Praxis 
des Musikalienverlags. 

Gewöhnlich bietet der Komponist das Recht, sein Werk zu verviel- 
fältigen und zu verbreiten, und zwar in allen Ländern, da ja keine Über- 
setzun^»- nötig- ist, dem Verleger zum Kaufe an. Auch wird bei der Ül>er- 
tragung eines musikalischen Verlagsrechts — abweichend von den Rechts- 
bräuchen des Buchhandels — das Recht zur Veranstaltung neuer Aus- 
gaben und jeder Bearbeitung des Üriginalwerkes von vornherein ver- 
einbart. 

Ist der Verfasser unbekannt, bietet der Verleger vielleicht nichts 
oder eine ganz niedrige Summe, oder der Kom])onist muß sich sonstige 
Nachteile im Kontrakt gefallen lassen. Hat der Komponist schon erfolg- 
reiche Werke veröffentlicht, oder das angebotene Werk eine erfolgreiclie 
Premiere hinter sich, erhöht dies natürlich den Wert der Komposition 
in den Augen des Verlegers. Dieser, selten ein Musikvcrsiändiger, richtet 
sich hauptsächlich nach äußeren Merkmalen, ist der Komponist mode, 
verspricht seine Komposition gangbar zu werden? 

Aber selbst wenn der Verleger ^lusikverständiger ist, und nicht zu 
sehr der Mode seiner Zeit unterworfen, lassen sich die Einnahmen, die 
ein Werk erzielen wird, unmöglich im \'oraus fixieren. Gerade ein musik- 
verständiger Verleger hätte z. B. schwerlich die Einnahmen des ,, Trom- 
peter von Säckingen", dieser Liehlingsoper der deutschen Küchenfeen, 
vorausgeahnt und so deren Komponisten ..ülxrvorteilt". Seihst eine ge- 
rechte Schätzung muß absohu willkürlich sein. Eine Vereinbarung, bei 
der der reelle Erlolg schwer anzusetzen ist, enthält nicht nur eine 
große Ungerechtigkeit gegen den Komponisten, sie birgt auch ein 
großes Risiko für den Verleger. Leicht wird er sich durch den großen 
Xaiiien verlt-ittn lassen, eine größere Summe für den Ankauf eines Werkes 
zu zahlen, das dann trotz des berühmten Autors Fiasko macht. Denn der 
Absatz eines Musikwerkes ist durch den berühmten Namen weit weniger 
im voraus garantiert als der eines schriftstellerischen Erzeugnisses. Der 
Buchhändler kann bei ehiem beliebten Autor im voraus auf einen gewissen 
Absatz unbedingt rechnen; kommt es dodi in ktzter Zeit sogar vor, da£ 
berühmte Autoren bedeutende Honorare für ein Werk geboten bekommen. 
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das sie noch gar nicht geschrieben ; so sicher ist der Verleger seines peku- 
niären Erfolgs. Dies hat seinen Grund wohl darin, daß für ein neu er- 
scheinendes Buch eine Kritik, an (He sich das große Publikum halt, nicht 
besteht. Wer liest die Besprechungen in der Tagespresse oder gar in der 
FucLlucraiur? Und wer mißt ihnen, die meist in irgend einer Ecke 
stehen, oft ohne Zeichnung des vielleicht unbekannten Kritikers, aus- 
schlaggebende Bedeutung bei ? Auch wer nicht, wie B a r n a y , der ^'Vii- 
sieht ist, einen berühmten Mann habe man immer anzuhören, wird sich 
doch selbst von der Enttäuschung, die der Autor durch sein neues Werk 
bereitet haben soll, überzeugen wollen und — er kauft das Buch. Und 
diese Neugierde, von der Kritiklosigkeit des großen Poblikiuns ganz ab- 
gesehen, wird Büchern Umlauf verschaffen, die es ihres Inhalts wegen 
sicher nicht verdient haben. Ganz anders ist es bei Musikwerken. Die 
Hausmusik abgesehen, ist hier die Auffuhrung meist entscheidend. Eine 
schlechte Erstaufführung, eine schlechte Kritik kann ein Werk, das der 
Kenntnisnahme sicher wert gewesen wäre, zur ewigen Veq^senhett 
verdammen. Denn als Abndimer kommen zunächst nur wieder Auf> 
führende in Betracht, die mit der Aufführung selbst Erfolg zu haben 
wünschen. Diese werden daher kein Werk wählen, das sich schon einmal 
schlecht bewährt hat Der Einzebie aber schafft sich zwar ein Buch zum 
blofien Lesen an, ein musikalisdies Werk nur zum eingdienderen Stu- 
dium; hierzu wählt er natürlich nur ein erfolgreidies. 

Wer unser Theaterleben verfolgt, wird finden, daß oft Schauspiele 
seftst zweifelhaften Wertes, ohne daß sie es selbst irgendwo zu einem 
besonderen Erfolg gebracht hätten, ihren Weg über alle inländischen 
Bühnen nehmen, während manchmal Opern, trotz freundlicher Au&iabme 
«md denen die Kritik große Schönheiten, allerdings bei einigen Mängeln 
— besonders in der Regd hinsichtlich des Textbuchs — nachrühmte, nach 
der Premiere noch einige Aufführungen etlciien, vielleicht noch an zwei bis 
drei Bühnen gegd>en werden, und dann verschwinden, wenigstens von der 
Bühne. Diese verschiedene Behandlung hat wohl darin ihren Grund, daß 
die Theater weit mehr als die Konzertinstitute sich vorwiegend von wirt- 
schaftlichen Interessen leiten lassen und schließlich auch leiten lassen 
müs.>en. Xun fordert aber die Neueinstudierung einer Oper weit größere 
Opfer an Geld und Zeit als die eines Schauspiels. Die Theater werden 
sich also zu solchen Ausgaben erst entschließen, wenn sie wenigstens 
einigermaßen eine Deckung erhoffen dürfen. 



2) Bei wissenschaftlichen Werken ist dies natürlich anders. 
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In jeder Beziehung^ ist also der Vertrieb musikalischer Werke schwie- 
riger und daher mit gröfierem BisSko verknüpft, als der von Büchern. 
Dieses Risiko tritt besonders dann hervor, wenn man bedenkt, wieviel 
Werke jährlich verlegt werden. Bei der Unsumme der musikalischen Pro- 
duktion wie viel Minderwertiges mu0 darunter sein. Es ist also voraus 
zu sdien, daß der Verleger sich manchmal zu seinem Nachteil irrt. Das 
Werk bringt keine oder nicht die erho£Ften Einnahmen. Um diese Ver- 
luste auszugleichen, wird der Verleger von vornherein sein Gebot so 
niedrig als möglich stellen, damit ein Erlolg imstancfe ist, ihn für mehrere 
Mißerfolge zu entschädigen. Ganz besonders leiden hierunter die Kom- 
ponisten, welche nicht durch ausreichende Konkurrenz unter den Ver- 
legern vor zu großer Preisdrikkung bewahrt werden. 

Unter diesen Umständen wird der Preis, den der Komponist für sein 
, Werk erhält, bald unter, bald über dem Wert des Werkes, dieser nach den 
Einnahmen bemessen, stdien. Allerdings darf man nicht, wie viele Leute 
törichterweise tun, den Wert, den z. B. der Nibetungenring jetzt reprä- 
sentiert, mit dem Kaufpreis vergleidien, der seinerzeit für ihn gezahlt 
wurde. Der Autor hat nur den Vorteil, daß er sofort, wenn überhaupt, 
ein Honorar ausbezahlt bekommt und nicht das Risiko zu tragen braucht 
Die Eimtahmen des Autors stehen also in keinem Verhältnis zu den 
Werten, die sein Werk durch die Drucklegung hervoilM^gt 

Dieser Ungcicchtigkcit hat man durch mancherlei Vorschläge ab- 
zuhelfen versucht. Zunächst sei eine Form der Verlagnahme erwähnt, 
die zwar eme gerechte Verteilung der Einnahmen ermöglicht, aber infolge 
der genauen Bestumnung, auf weldie Weise der Gewinn ermittelt werden, 
ob der Verfasser auch am Verlust beteiligt sein und wdchen Anteil er 

i) Vom Überreichtum der musikalischen Produktion gibt die folgende Zu^ 
sammenstellungr Hauptgruppen der musikalischen Produktion der Jahre i896->i905 
einen guten BcgrifY: 

Den Verzeichnissen der im Jahre erschienenen Musikalien (Herausgegeben 
und verlegt von Friedrich Hofmeister in Leipzig, abgedruckt in „Musildiandel und 
Musifcpflege», IV. Jahrg., No. 9; V. Jahrg., No. 11 und No. 45. 46; VII. Jahrg^ 
No. 64, 65; VIII. Jahrg., No, 4 und 32, 33) entnommen. 





1896 


1897 


1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


1903 


1904 


190S 


Instrumental- 
musik . . 
Gesangmusik 
Schriften usw< 


S 030 

4 719 
362 


4659 
384 


7215 
4984 
397 


6680 
4 479 
3B3 


6599 
5 201 
472 


6505 
5388 
438 


7383 
4730 
475 


6 167 
5061 
387 


7 105 
5617 
445 


6889 
5 437 
471 


zusammen 


13 III 


12274 


12596 


11542 


»272 


12 37^1 12588 


11 S5S| 12 S68|i2 797 
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an -den allgemeinen Geschäftsunkosten tragen soll, gar leicht zu Diife- 
lenzen fuhrt: der Verlag auf gemeinsame Rechnung von Verfasser und 
Verleger. Diese Form ist in Frankreich derolich häufig. Auch in 
Deutschland kommt sie zumal bei populärer Musik vor. Hiethei nimmt 

der Kontrakt oft zu Ungunsten des Komponisten, der diesen Weg nur 
aus Notbehelf wählt, folgende Form an : Die Kosten tragen Verleger und 
Komp<mist gemeinsam. Aus den Einnahmen werden zuerst die Auslagen 
des Verlegers gedeckt, dann die des Komponisten — er trägt somit das 
größte Risiko — sind alle Auslagen gedeckt, so werden die weiteren Ein- 
nahmen halbiert. Manchmal sichert sich der Verleger auch hier noch 
einen besonderen Vorteil, er behält z. B. die Einnahmen aus dem \''erkanf 
von Textbüclu rn, ja sogar aus dem der Klavierauszüge und Arrangements 
sich allein vor. 

Der erste Gedanke, um ein festes Maß für das Honorar des Kom- 
ponisten zu haben, war, die Technik des Buchhandels auch auf den Musi- 
kalienhandel anzuwenden, nämlich das sogenannte Auflagenhonorar ein- 
zuführen: der Verfasser erteilt für jede Auflage getrennt seine Erlaubnis 
und erhält für jede Auflage für sich ein festes Honorar. Hierdurch wird 
einmal erreicht, daß die Einnahmen des Autors nach dem Absatz, den sein 
Werk findet, sich richten; dann auch, daß das Interesse des Autors an 
dem Absatz seines Werkes erhalten bleibt. Auf den ersten Blick erscheint 
nichts einfacher, als auch für die Komponisten ein solches Auflagen- 
honorar einzuführen. Dies ist leider in vielen Fällen schwierig, da die 
Technik des Musikalienverlags eine Herstellung von Noten nach Auflagen 
nicht immer zttläfit „Denn während Bücher mittelst des in den meisten 
Fällen angewendeten Typendrucks in einer im voraus bestimmten groBeren 
Zahl von Exemplaren (Auflage) vervielfältigt werden, pflegt von Musi- 
kalien, deren Herstellung durch Flattenstich und Druck erfolgt, wobei die 
im Besitze und Eigentum des Verlegers bleibenden Platten jederzeit ohne 
besondere Zurichtung für erneuten Abdruck dienen können, eine verhält- 
nismäfiig geringe Anzahl — mitunter nur 25 und weniger — Exemplare 
nach dem augenblicklichen, bei gangbaren Kompositionen nach dem fort- 
taufenden Bedarf oft für jede einzelne Stimme verschieden angefertigt 
zu werden, so daß hier vm einer Auflage im gewöhnlichen Sinne nicht ge- 
sprochen werden kann. Vielfach, zumal bei Partituren und Stimmen, tritt 
die vom Verleger bewirkte Vervielfältigung durch Abschrift je nach ein- 
tretenden Bedarfe an die Stelle des Druckes" Sind Auflagen unmög- 

i) Verlagsordnung für den deutschen Musikalienhandd § 3 Abs. 2, abge- 
druckt in den Mitteilungen des „Vereins der deutschen MusikalienhSndler" Na 14. 
Leipzig, 12. Mai 1891. 
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lichi so ist es leider auch das Auflagehonorar. Bei Werken, bei denen von 
vornherein ein groBer Absatz zu erwarten ist — Männerchören, Tanz- 
musik u. dergl. — wäre dagegen das Auflagesystem wohl durchzuführen. 

Ein anderer Vorschlag ist schon gemacht worden, nämlich das zu 
verkaufende Notenmatcrial vorher zu stempchi und einen Prozentsatz 
der Einnahmen aus dem Vertrieb dem Autor zu sichern. Dieser Vor- 
schlag i^L nicht absolut undurchführbar. Er ist in Frankreich schon in die 
Praxis umgesetzt worden, und zwar findet die unci laljliche Kontrolle, um 
den Verlagsbetrieb nicht zu stören, nicht beim \'erleger, sondern in der 
Druckerei statt. Dies bringt den weiteren Vorteil mit sich, daß die Über- 
wachung w esentlich erleichtert wird, da es viel weniger Notendruckereien 
als Musikverleger gibt In Frankreich uberliefert der Autor das Manu> 
skript dem Verleger, von dem es an die Drudkerei gelangt. Diese schickt 
dem Autor die Korrekturen ; mit der letzten Korrektur, der sog. Revision, 
schickt der Autor sein imprimatur, den Erlaubnisschein (hon ä tirer) an 
•die Druckerei. Erst wenn die Druckerei vom Autor diese Erlaubnis er- 
langt hat, darf sie zum Druck schreiten. Diese Erlaubnis berechtigt aber 
nur zum Drucke so vieler Exemplare der Partitur, des Klavierauszugs, der 
Orchester- oder Chorstimmen, als 4er Autor angibt^). Es wird hier die 
Hohe der Auflage also von einer besonderen Verständigung des Verlegers 
mit dem Autor abhängig gemacht. Vom Standpunkte einer gerechten 
Verteilung der Emnahmen aus wäre dieses Verfahren das beste. 

Die Emnahmen des Komponisten aus der Drucklegung seines Werkes 
bestehen aber in der Regel aus dem einmaligen Honorar, das er für die 
Übergabe seines Manuskripts an den Verleger von diesem erhält Dieser 
erwirbt dadurch ein Recht auf alle Einnahmen, die sich aus der Druck- 
legung des Manuskripts ergeben, aber nicht nur aus der Drucklegung 
allein, sondern vor allem auch aus der Beari>eitung oder den Bearbeitungen, 
denn ohne das Recht hierzu wird ein Verleger selten ein Werk ankaufen, 
da bei der Herausgabe von Opern, Orchesterwerken und großen mehr- 
stimmigen Vokalkompositionen die Einnahmequellen nicht die kostspielige 
Partiturausgabe, sondern die Bearbeitung einzelner Partien bildet. Dies 
geht aus der Petition des Vereins der deutschen Musikalienhändler an den 
Reichstag, 3. Dezember 1900 klar hervor: „Wäre eine nach den Kunst- 
regeln erfolgende Bearbeitung, ein Klavierauszug oder eine Bearbeitung 
für andere Instrumente dem Verleger nicht gestattet, so würde die gesamte, 

2) Vgl. Verhandlungsschrift über die erste Generalversammlung der „Ge- 
nossenschaft deutscher Komponisten'« am 20. Februar 1899 zu Leipzig, Berlin 
iS99^ S. I7f. 
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durch die Arbeit des Verlegers erst nach und nach möglich werdende ge- 
werbliche Ausnützung ganz in die Willkür des Urhebers gestellt. Der 
Verleger würde bei jedem Schritt und Tritt von der Zustimmung des in- 
zwischen längst in andere Beziehungen getretenen Urhebers oder seiner 
Erben abhangig sein. Er könnte auf den für ihn oft verlustreidien Ori- 
ginalformen festgehalten und für die jeweilige Zustimmung zu neuen 
Opfeni gezwungen, jedenfalls aber in seinen geschäftlichen Maßnahmen 
völlig gelähmt werden. Die gewerbliche Nutzung eines Werkes der Ton- 
kunst ist in den meisten Fällen nicht möglich, wenn die Befugnis nicht dem 
Verleger ziusteht. Grefte Werke werden in der Originalgestalt fast gar 
nicht gekauft, einige wenige Partituren genügen, um Tausenden das Ge- 
nießen der Werke der Tonkunst zu ermöglichen. Die Herstellnng der 
Partituren in Stich und Druck bringt deshalb fast ausnahmslos den \^er- 
legem Schaden, erst die Einführung der Wt-rke oder Werkteile durch 
Verkauf von Bearbeitungen mannigfachster Art in der Hausmusik er- 
möglicht den geschäftlichen Verlag. Bei Mangel freier Verfügung über 
das Kecht der Bearbeitung wird der vom deutschen Musikalienverlags- 
handel wie von keinem anderen der Welt, gepflegte Originalverlag auf 
eigenes Wagnis von ernsten Werken der Tonkunst unmöglich gemacht." 

Wir haben hier zu unterscheiden bloße Arrangements und eigent- 
liche Bearbeitung. Zu den ersteren gehören i. die Herstellung von Aus- 
zügen (Klavierauszug einer Partitur), 2. Übertragungen in eine andere 
Tonart oder Stimmlage, häufig verbunden mit Hinzu fügung von Finger- 
satz, Stricharten, Atmungszeichen, Vortragsbezeichnung. 

Eine Bearbeitung liegt vor, wenn eine Veränderung nach Inhalt, 
Form, Umfang, Zweck eintritt, i. B. Herrichtung eines Werkes, das für 
Violine bestimmt ist, für Klavier, Ausgestaltung einer QuadriUenmusik 
2U einem Marsch usw. 

Solche Arrangements und Bearbeitungen gibt es von großen be- 
kannten Werken Hunderte, sie bilden die Haupteinnahmequelte für den 
Verleger. „Durch Überarbeitung, Zusammenfassung, Umstellungen melo- 
discher Satze, durch ihre Anpassung für verschiedene Instrumente oder 
Stimmen, besonders durch Klaviervertonung läßt sich der musikalische 
Hauptgedanke oder das ganze Werk in eine Menge Kleingutes aus- 
münzen. Aber dieses Klcingut ist wegen der möglichen Massenverbrei- 
tung geschäftlich für den Verleger die Hauptsache" 0 • Kein Wunder 
also, daß der Verleger oft ein neues Werk nach den darm enthaltenen 

I) Voigtländer, „Urheber und Verlagsrecht" usw., S. 35, 36. 
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Stellen, die sich zu einer Bearbeitung besonders eignen, den sogenannten 
„Nummern", beurteilt. 

Entg-eht dem Komponisten auch der resuliierende Gewinn, liegt es 
doch in seinem Interesse, wenigstens für besonders wichtige Fälle, wenn 
irgend möglich, das Stimmrecht sich bei der Wahl des Musikers vorzu- 
behalten, den der Verleger mit der Ausführung der Bearbeitung betraut. 

2. Die Einnahmen des Verlegers ergeben sich aus der Verwertung 
der in seinem Verlage befindlichen Werke resp. ihrer Bearbeitungen, 
I. durch Verkauf, 2. durch Verleihen. 

Zunächst ergibt sich aber die Frage: was für Werke hat der V er- 
leger in seinem Verlag? Wir können hier zwei Gruppen unterscheiden 
a) die sogenannten gemein freien Werke, b) die geschützten W^rke. 

a) Die gemein freien Werke. 

Die gemeinfreien Werke sind solche, „denen an sich kein gesetz- 
lich geschütztes Urheberrecht mehr zusteht, wohl aber der Schutz der 
literarischen Herausgebertäligkcii oder des eigenartigen verlegerischen 
Unternehmens" *). Hierher gehören alle Werke, deren Urheber bereits 
30 Jahre tot und solche nachgelassenen Werke, seit deren Veröffentlichung 
10 Jahre abgelaufen sind (Urheberrechtsgesetz § 29). Diese Werke, die 
ja jeder drucken kann, bilden den Hauptstock des sich damit befassenden 
Verlegers und, da sich unter ihnen ja gerade die berühmtesten und gang- 
barsten der ernsten Musik finden, sidiem sie ihm eine feste Einnahme. 
Da der Wert eines solchen Werkes meist endgültig feststeht, der Ver« 
leger also im Voraus weiß, auf welchen Absatz er hoffen darf, besteht 
für ihn ein Risiko nur insofern, als durch die grosse Zahl der Konkurrenz- 
aüsgaben deren Preise auf ein Minimum gedrückt sind. Hier spielt die 
Konkurrenz also die Hauptrolle, weshalb man einen Verlag, der sich in 
erster Linie oder ausschlieBlich mit dem Vertrieb freier Weike befafit, 
als Konkurrenzverlag bezeichnet, dem der Verlag gesdiützter Werke als 
Originalverlag gegenüber gestellt wird. 

b) Die geschützten Werke. 

Hierunter sind alle diejenigen zu verstdien, die der Verleger durch 
Vertrag vom Autor resp. dessen Rechtsnachfolger erworben hat, und 
deren Verbreitung ihm alldn durch das Recht zugesichert ist. Der Ver- 
leger besitzt hier ein Monopol, dafür ist aber auch das Risiko bei der Uber- 

l) Entwurf der Verkehrsordniinp: und RechtsbriUiche des deutschen Musikalien- 
handels, § 3, abgedruckt in den Mitteilungen des Vereins der deutschen Musikalicn- 
händlei vom 31. Juni 1889. 

\ 
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nähme des Werkes sehr groß, da er dessen Erfolg ja niclit voraussehen 
kann. Diese Werke können somit dem Verleger keine sicheren Einnahmen 
garantieren, und so müssen für deren Komponisten die freien Werke, 
deren Druck ja dem Verleg"er jederzeit freisteht, und deren Rentabilität 
er im \'oraus kennt, eine schwere Konkurrenz bilden, besonders für die 
Komponisten emster Musik, Denn da ja die kiclite Musik meist sehr 
kurzlebig, gemeinfreie also kaum vorhanden ist, und gerade am Anfang 
grofie Einnahmen verheiß^ bleibt dem Verleger nichts anderes übrig, als 
durch Erwerb vom Autor in ihren Besitz zu gelangen ; auch scheint ihm 
andererseits das Risiko hieibei nicht zu groB. Was will dagegen das 
ernste Werk eines Namenlosen bedeuten neben jenen von den berühmtesten 
Namen getragenen Mdsterwerken, die dem Verlier gratis zur Ver* 
fügung stehen und, die in der Gunst des Publikums bereits gesichert sind? 
Er wird sich also lange überlegen, ehe er das Risiko des Verlags über- 
nimmt. 

Aus dem Gesagten geht hervor, daß die Einnahmen aus den freien 
Welken sich anders gestalten müssen, als aus den geschützten. Für die 
ersteren wirkt die Konkurrenz preisbestimmend, für die letzteren kann der 
Verleger Monopolpreise erzielen. Hieraus nmB ein sehr grofier Unter- 
schied in der Höhe der Preise resultieren. Welche Elemente kommen nun 
hierbei in Betracht? 

Die Herstellungskosten sind dieselben für freie Werke wie für ge- 
schützte : da aber von den letzteren meist viel weniger Exemplare her- 
gestellt werden, ist der auf jedes Exemplar fallende Teil der Herstellungs- 
kosten viel größer. Die Notendruckpreise weisen in den letzten Jahren 
eine starke Steigerung, teilweise um 60 Proz. auf, was vor altem auf die 
Lohnerhöhung der Notenstecher, Drucker und Lithographen*) zurück- 

I) Als Beispiele moKcti cinijrc Daten aus den Notenstechertarifcn von Breit- 
küpf & Härtel au« dui Jalireii 187S und 1907 dienen: 

1878 Pianoforte-Werke. bis 48 Noten 1907 

1,15 Mk. 4 Systeme 1,56 Mk. 

1,60 „ 6 „ 3,34 

3^0 „ 9 n 3>5i 

Pianoforte-Partituren 

0,39 „ Duette: das System 0.53 „ 

0,50 „ Terzette: „ „ 0,71 „ 

0,61 „ »Quartette: ^ „ 0,88 » 

0,72 „ Quintette: » „ 1,07 » 

Für alle anderen Kla$sen läßt sich eine gleiche Steigerung nachweisen. 



M 

M 
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zufülircn ist. Aber auch die Mctallprcise für Platten*) und die Papier- 
prcisc sind erheblich gestieg'en. Hieraus muß nicht notwendij^ervveise eine 
Steigerung der Notenpreise folgen, tritt sie ein, verteuert sie freie und ge- 
schützte \\>rke in gleicher Weise. Aber bei den ersteren muß sie schärfer 
hervortreten, wie es sich auch in den Preiserhöhungen gangbarer Lieder 
zeigt. Denn bei den geschützten Werken sind die Herstellungskosten das 
eigentlich Preisbildende, es kommt nur noch eine kleine l>höhmig für 
die Verzinsung des Kapitals hinzu. Viel kann der Gewinn am einzelnen 
Exemplar nicht betragen, das verhindert die scharfe Konkurrenz. Der 
Verleger muß sein Augenmerk also auf einen möglichst großen Absatz 
richten, was die meisten durch die Herstellung billiger Volksausgaben 
zu erreidien suchen. Oder der Verleger veranstaltet eine Ausgabe in 
einer besonderen Bearbeitung, für die er dann dm Rechtsschutz in An- 
spruch nehmen kann; und zdchnet sich diese Ausgabe vor andern aus 
— hat er die Bearbeitung durch einen bekannten Musiker vornehmen 
lassen — so wird er hierfür Monopolpreise erzielen können. 

Bei den geschützten Werken sind, wie gesagt, die auf das einzelne 
Exemplar entfallenden Herstellungskosten schon an sich viel höher. 
Ferner bringt der Verleger das dem Autor gezahlte HcMiotar in An- 
rechnung, hierzu kommt noch die Verzinsung des Kapitals und vor 
allem auch eine Risikoprämie. Die Preise werden hier also bedeutend 
höher sein, als bei den freien Werken. Dies triCFt vor allem für die 
seriöse Musik zu, die nur auf einen beschränkten Absatz rechnen darf. 
Seine Monopolstellung zu sehr auszunutzen, ist der Verleger durch die 
freien Werke verhindert, die ja dem Publikum zu billigen Preisen zur 
Verfügung stehen. Eine solche Gefeihr li^e dagegen vielleicht nahe, 
wenn die 30 jährte Schutzfrist auf 50 Jahre [verlängert würde. Hier- 
durch käme der Verleger in die Lage, Monopolpreise für Werke zu ver- 
langen, an denen gar kein Risiko mehr für ihn besteht, denn hier handelt 
es sich dann nur noch um solche Werke, deren Wert allgemein fest- 
steht, und die ihren Eingang in das große Publikum gefunden haben. Die 
anderen sind meist schon vorher der Vergeßenheit anheimgefallen. Andrer- 
seits könnte man vielleicht auch darauf rechnen, daß bei einer 50jährigen 
Schutzfrist die Verleger im Interesse eines größeren Absatzes sich von 



i) So haben die galvanoplastischen und Stereotypie-Anstalten einen Auf- 
schlag der Preise tim 15 Proz. vom 1. Jamiar I0'>7 an beschlossen, mit der Be- 
gründung, daß Hartblei eine 150 Proz., Zinn eine to Proz., Kupfer eine 75 Proz. 
und die Löhne der Galvanoplastiker und Stereotypeure, eine 10 Proz. Preis- 
steigerung erfahren hätten. 
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vornherein cntschlößen ihre Originalwerke zu billigeren Preisen auf den 
Markt zu bringen. 

Solche Werke jedenfalls, die für die Allj^^eiiicinheit j^aoßes Interesse ge- 
wonnen liaben, zugunsten einzelner Unternehmer — der Komponist wird 
keinen Vorteil davon haben, denn heiin Ankauf wird der Verleger sicher 
nicht damit rechnen, daß das Werk sich bis 50 lahro nach dem Tode 
seines Verfassers halten wird - — zu verteuern, kann von sozialpoiiüschem 
Standpunkte aus kaum zu billigen sein. Der Befürchtung, die bei 
den Verhandlungen über eine Veriängerung der Schutzfrist auf 50 Jahre 
anläfilich des neuen Uihebergesetzes (Sten. II, S. 2216—2226, UI, 
S. 2490—2506) zum Ausdruck gebracht wurde, große deutsche Ver- 
leger möchten mit ihren Untemehmtmgen ins Ausland getrieben wcMen, 
vermag ich nicht beizustimmen; auch hat sich ein Beweis für dne solche 
Tendenz nicht erbringen lassen. Man sah die Veranlassung dazu in 
folgender Erw^^ng: Ein, Werk, das in Deutschland erscheine, genieße 
auch in Belgien, Frankreich, ItaHen, Ungarn und Spanien keinen längeren 
Schutz als in Deutschland; erscheine es hingegen in Frankreich oder in 
Belgien, werde es hiermit auch in den übrigen Landern des 50jährigen 
Schutzes teilhaftig (Berichte der Kommission, S. 66). 

Wenn schon die Allgemeinheit ein f r zu Gunsten einzelner 
bringen soll, und ein solches bildet jede Veriängerung der Schutzfrist, 
so wäre es hochsens zu Gunsten der Komponisten selbst gerechtfert^t. 
Denn nur in dieser Beschränkung läßt sich m. E. der Vorschlag ver- 
teidigen, der auch in den Motiven (S. 33) zu § 9 des Entwurfs des neuen 
Urhebergesetzes Fürsprecher fand: „Die Verstaatlichung der gemein- 
freien Werke. Wie man sich diese dachte, zeigt folgender Vorschlag: 
,,Nach Ablauf der q-csctzhchen Schutzfrist ist die Wiedergabe der Geistes- 
werke frei. ?ir unterhegt jedoch wahrend einer weiteren, gesetzHch zu 
bestimmenden Frist der Pflicht einer Abgabe von 5 Proz. des Ladenpreises 
der zu deklarierenden Auflage, oder der erzielten Bruttoeinnahme jeder 
anderen Art der wirtschaftlichen Verwertung. Diese Abgabe fällt den 
Erben des Urhebers, oder einer sonst von ihm benannten Person oder 
Stiftung zu. In Ermangelung eines hiernach Berechtigten ist sie an eine 
zur Förderung der Autoreninteressen zu gründende Stiftung abzuführen."*) 
Warum soll die Allgemeinheit besteuert werden, um Leuten, die gar 
kein Verdienst um das Kunstwerk gehabt, ja die vielleicht zu dem Kom- 
ponisten gar nicht in näheren Beziehungen gestanden haben, eine Ein- 
nahme zu verschaffen? Eber ließe sich dagegen die Besteuerung rechte 

i) Denksdirift usi^., S. 24. 
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fertigen zur Gründung einer Stiftung für mittellose Komponisten tind 
ihre Hinterbliebenen, für die Unterstiitzung junger Talente usw. 

Eine andere Bedeutung konnte die Frage gewinnen, wenn es sich 
darum handeln sollte, für alle oder wenigstens die der Berner Konvention 
angeschlossenen Kulturländer eine einheitliche 50jährige Schutzfrist zu 
gewinnen. Hier müßten prinzipielle Bedenken hinter der großen prak- 
tischen Bedeutung einer inlerna»ionalcn Regelung zurückstehen. 

Nur in seltenen Fallen vertreibt der Verleger seine Werke selbst. 
In der Regel berlient er sich der Vermittlung des Sortiments — , bei 
leichter Musik auch des Kolportagebuchhandeis. Den Verkaufspreis für 
das Publikum (Ladenpreis, Ordinärpreis) setzt der Verk-ger fest. Die 
Sortimentshandler genießen davon einen Rabatt, dessen Höhe sich nach 
der Anzahl der gleichzeitig bezogenen Exemplare, auch je nachdem der 
Sortimentshändler in Rechnung oder gegen bar bezieht, richtet. Der 
Erlaßpreis für den Sortinicntshändler wird netto l^reis genannt. Der 
Rabatt selbst stuft sich meist ab, je nachdem es sich um Ordinärartikel, 
Volksausgaben oder Nettoartikel handelt 0 Die Rabattbestimmungen 
sind dtu-ch Ubereinkunft der Verleger und Sortimenter fest geregelt, tmd 
damit auch dem durch einige Verlags- und Versandfirmen ausgeübten 
Terrorismus der öffentlichen Rabattanerbietung einigermaßen gesteuert. 
Verleger wie Sortimenter dürfen nur noch in Ausnahmefällen größere 
Partien eines Werkes (bei Chorstimmen mindestens 100) zu besonders 
ermäßigten Preisen liefern. Auch die direkte At^abe von Werken an 
Vereme unter großem Rabatt ist jetzt verboten. 

Freilich kommen immer noch Fälle vor, in denen Verlier ihre 
Verlagswerke zu äußerst niedrigen Preisen liefern. Als Betspiel diene 
der fönende Fall: Während die Sortimenter bdm Bezug von Werken 
bei einem Ladenpreis von 3 bis 3 Mark von dem Verleger einen Rabatt 
von 33 Vs Proz« erhalten, versendet dieser dasselbe Werk an die Mu- 
siker direkt zu 50 Pfennig.^ Ein solcher Verlag bildet natürlich für das 
gesarote Sortiment eine vernichtende Konkurrenz. 

» Eine schwere Konkurrenz für die übrigen Sortimenter bilden die 
Warenhäuser und die sogen, „antiquarischen Lieferungen". Auf diese 
Weise gelangt besonders die Tingeltangelmusik oft zu Preisen, die be- 
deutend niedriger als der fixierte Ladenpreis sind, zum Verkauf. Als 
einziges Abwchrniittel bleibt nur die Verpflichtung der Verleger, an 
solche Hauser nicht mehr zu liefern. 

1) Beridite der ordenlHchen Hauptversammlung des Vereins der deutschen 

Musikalienhändler zu Leipzig v. 7. Mai 1901 S. 4. 

2) Miisikpcschnftlichc Blätter April 1906 S. 29. 

d'Albert, Verwertung d. musikal. AuilUbrungarechta. 2 
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Schädigend wirkt endlich auch das bei Zivilkapellen noch in Blüte 
stehende Abschreiben. 

Allen diesen Ubeiständen mit der nötigen Entschiedenheit entgegen- 
zutreten erschwert vor allem der Umstand, daß es den Musikalien- 
händlern an einer festen Organisation, wie sie der Buchhandel im „Börsen- 
verein der deutschen Buchhändler** besitzt, fehlt Der „Vefein der 
Deutschen Musikalienhändler" zu Leipzig umfaßt keineswegs, wie man 
aus seinem Namen schließen könnte, alle, die sich mit dem Verlage oder 
Vertriebe von Musikalien befassen. Er stellt sich vielmehr als ein in 
erster Linie die Interessen des Leipziger Musikalienhandels vertretender 
Verein dar, dem bedeutende nicht Leipziger Firmen femstehn. 

Als nämlich der Verein im Jahre 1829 in Leipzig gegründet wurde 
(iSjt) rcori^anisiert) besonders, um dem }::;;c^enseitigfen Nachdruck zu 
Stenern und das \''erlag'srccht an rnusikalisclien Werken zu rct^eln, stand 
der Leipziger MusikvcrlaLC an erster Steile nicht nur in Deutschland, 
Sündern in der Welt. So war es ganz natürlich, daß die Leipziti^er 
Firmen, die ihn get^:rtui(Iet, auch für die Leitung von entscheidenden 
Einfluß waren. Ge^-^en rüese Bevormundung war nichts einzuwenden, 
solange sie in fortschrittlichem Sinne und im Interesse aller geschaii. 
Als aber der junge Berliner \'erla^^ rascli emi)orb]iihte und im modernen 
Verlag" seine Leipziger Kollegen zu überflügeln drohte, mußte er in 
Gegensatz zu der sich mehr konservativ färbenden Leitung des Vereins 
der Deutschen Musikalienhändler geraten. Dieser Gegensatz erweiterte 
sich im Jahre 1899 zum Bnich: die im Verein der Berliner Musikalien- 
händler zusammengesdilossenen Firmen und eine große Mainzer Firma 
(Die Mainzer Firma ist inzwischen dem V. d. D. M. wieder beigetreten.) 
traten aus und gründeten auch bald darauf ein eig^ies Vereinsblatt 
(„Musikgeschäftliche Blätter'*). Den letzten Anstofi hatte die verschiedene 
Stellung der Leipziger und Berliner Verleger zu der Gründung einer 
Anstalt zur Verwertung des musikalischen Aufführungsrechts gegeben. 
Die Berliner Verleger, die zwar zuerst der Notwendigkeit einer solchen 
Gründung Ausdruck gegeben, hätten einer Leipziger Anstalt, auch wenn 
sie weniger mangelhaft als die im Jahre 1895 zustande gekommene ge* 
wesen wäre, kaum eine große Sympathie entgegen gebracht. Um so 
v^'illkommener mußte ihnen der Plan der Komponisten, in Berlin ihrerseits 
eine Anstalt ins Leben zu rufen, sein. Es kam denn auch bald zu einer 
Verständigung zwischen l>eiden. Als sich nun der Gegensatz zwischen 
Komponisten und der Leitung des \'ereins der Deutschen Musikalien- 
händler immer mehr verschärfte, verschärfte sich auch der zwischen den 
Berliner Verlegern und der Leitung, und der Austritt war bald unver- 
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mddlich. Wenn auch mit der Verständigung zwischen dtr Berliner 
Anstalt und den Leipz^er Verlegern der Gegensatz geschwunden ist, 
bildet das Fehlen einer zentralisierten Oi^anisation immer noch einen 

schwachen Punkt. 

Neben dem Verkauf kommt als zweite Einnahmequelle für den 
Verleger das Verleihen in Betracht. Wenig tritt dies ein bei kleinen 
Musikstücken und an Privatpersonen. Dies geht auch deutlich aus der 
Al>nahine der T.eilnnstitute, die sich in erster Linie damit befassen, 
hervor.^) Dagej^en kommt für Opernmaterial, große Chor- und Orchester- 
werke das Ausleihen fast ausschließlich in Iktrachl und wird vom Ver- 
leger direkt betrieben. Es lassen sich hier zwei Arten unterscheiden: 

Entweder das Material wird für eine, zwei oder mehr Aufführungen 
gegen eine feste Summe für jede Aufführung zur Verfügung gestellt, 
oder der \'eranstaltcr erwirbt durch Zahlung einer Pauschalsumme die 
beliebige Benützung des Materials für eine bestimmte Zeit (ein, zwei 
oder mehrere Jahre). Das Letztere ist die Regel bei stehenden Theatern. 
Zwischen den Mitgliedern der Bühnengenossenschaft: und dem Va%in 
der deutschen Musikalienhändler besteht ein Staffeltarif« so dafi für die 
Höhe der Pauschalsumme je nach dtt Bedeutung der Bühnen und der 
Art der Opern als Einakter, Mehrakter und VoUopem, d. h. abend- 
füllende Opern, eine feste Norm besteht^ 

Für einzelne Aufführungen werden hauptsächlich Vereine das Material 
leihen. Gerade hier ist aber dringend nötig, an das Uberlassen der 
Noten die Bedingung zu knüpfen, daß der Verein die Noten .nicht weiter 
verleiht. Während nämlich sonst die Ausübung des Aufführungsrechtes 
zur Kontrolle dient, ob rechtmäßiges Notenmaterial benutzt wird, kann 
das Verleihen einmal rechtmäßig bezogener Stimmen von dnem Gesang- 
verein oder einem Orchester zum andern durch die Freigabe des Auf- 
führungsrechtes für unentgeldliche Auffülinmgen oder für Vereinsauf- 
führungen vor zahlenden Mitgliedern nicht durch Entziehung des Auf- 
führungsredites verhindert werden. 



W'ie oft kommt es vor, daß Werke, besonders ernster Meister, 
die ohne an einen äußeren Erlolg zu denken, sich nicht der gerade 
herrschenden Mode fügen, sondern sich allein von ihrem inneren Drang 



1) Mttsikgeschäftliche Blätter, Berlin, April 1906 S. 29. 

2) O pe t, Deutsches Theaterrecht unter Berücksichtigiuig der fremden Rechte, 
Berlin 1897, S. 499. 

2* 
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leiten lassen, erst zehn Jahre nach ihrer Publikation oder noch später 
durdidringfen und in ihrem wahren Wert erkannt werden. Der Kom- 
ponist hat vom Verleger, der das Werk mit dem Geist seiner Zeit be- 
urteilt hatte, nichts bekommen, vielleicht sogar die Dmckkosten selbst 
tragen müssen. Für diesen mangelnden Gewinn am Verlage wird also 
bei Werken, die erst spät nach ihrem ersten Erscheinen Erfolg haben, 
die wirtschaftliche Verwertung aus der Aufführung für den Schöpfer 
dt s Werkes, resp. seine Erben der einzige gerechte Ausgleich sein. Aber 
überhaupt für alle Komponisten bietet sich hier eine Einnahmequelle, die 
ihnen einen genau dem Erfolg ihres Werkes entsprechenden Ertrag 
liefert. 

Und doch ist s^c^radc diese Quelle dem Autor sehr lan.t^e g^anz, 
zum Teil noch bis vor einii^en Jahren verschlossen t^eblieben. Ganz 
geöffnet ist sie ihm selbst jetzt noch nicht — wcnig^stens de facto. 
„Es dürfte wohl auf keinem anderen wirtschaftlichen Gebiete ein Bei- 
spiel dafür geben, daß ein unzweifelhaft gutes Recht, dessen materielle 
Bedeutung noch gar nicht zu ermessen ist, in einer iveihc von Staaten 
Jahrzehntelang imausgenützt liegen gelassen wurde, wodurcli Millionen 
für einen verhalunsiiiaßig kleinen Kreis von Beteiligten verlurcn gingen, 
ohne daß für diesen seltsamen Zustand ein anderes ^lotiv zu finden 
wäre, als daß sich bis vor kurzem in diesen Ländern niemand gefunden 
hat, der die in Betracht kommenden Kreise aus ihrer Passivität aufge- 
rüttelt hatte.'*!) 

Die Verlegerais Geschäftsleute hatten früher schon sich ihre £in- 
mhmequelle aus den Notenvertriebe rechtlich zu sichern gewtißt, zu- 
nächst in der Gestalt von Gewerb^rivil^en,*) dann in der der Ver- 
lagsprivilegien.^ An der Verwertui^ des Aufführungsrechts hatten sie 
nicht nur kein Interesse, sondern es lag in ihrem Vorteil, wenn es un- 
ausgenützt blieb, da ja auf diese Weise der Vertrieb des Notenmaterials 
erleichtert wurde. Die Komponisten aber waren einmal sich ihrer Rechte 
gar nicht bewußt, was an ihrer gesellschaftlichen Stellung tmd der da- 
maligen Form der wirtschaftlichen Ausnützung ihrer Kunst lag. Denn 
bis ins i8. Jahrhundert pflegte der Musiker nicht für di^ breite Offent- 

1) Aus dem Referat von dem Kaiserl. Rat Weinberger gehalten auf dem 

Internationalen Verlegerkongrcß zu Mailand 1906. 

2) Dn<i er<?te wurde dem "Rrfindcr des Notendruckes mit beweglichen Typc" 
Ottaviano Petrucci da Fossombrone von der venetianischen Signoria auf 20 Jahre 
verliehen. Es erstredete sich auf Drude und Verkauf von Figuralgesängen, Orgel- 
und Lautentabulatoren. (Schuster usw., S. 7.) 

3) Das erste wurde im Jahre 1533 dem Nürnberger Johannes Otto von 
Ferdinand I. erteilt (Schuster ebenda). 
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lichkeit, sondern für bestimmte Personen und vermög^e amtlicher 0!>- 
liegenheit zu komponieren. i) Dann aber fehlte es vor allem dem Kom- 
ponisten an Solidarit.'its^^efülil. Einem Rechte, das jahrhundertelanof jje- 
ruln liat, läßt sich nur durch geschlossenes Ztisarnmen<:^ehen aller Be- 
teiligten Anerkennung verschaffen. Hierzu kam es zum ersten Male im 
Jahre 1836: Hundertundneun Scliriftsteiler, Gelehrte und Tondichter mit 
Spi »ntini an der Spitze überreichten beim Bund eine Petition, man möge 
die Auffühnuig poctisclier und musikdramatischer Werke von der Er- 
laubnis des Autors abhängig machen. 

Aber noch Jahrzehnte hatten die Komponisten um ihr Recht zu 
kämpfen. Hierbei hatten sie besonders unter folgendem Trugschluß zu 
leiden: bei Kompositionen haben Druck und Stich fast nur die Auffüh- 
rung (ausgenommen die Hausmusik) zum Zweck, folglich erhält, wer 
durch von einem durch Druck veröffentlichten Werke ein Exemplar er- 
wirbt, dadurch ganz natürlich das Recht, das Werk zu dem Zweck zu 
benützen, zu dem es verfaßt ist, nämlich zur Aufführung. Es ist klar, 
daß hier eine Verwechshuig von Exemplar und Werk vorli^t, es han- 
delt sich aber bei der Aufführung nicht um die Verfügung über ein 
Exemplar, sondern über das Werk.^ 

Aber allmählich brach doch allgemein die Ansicht durch, daß auch 
die Befugnis, ein Werk öffentlich aufzuführen, einzig und allein dem 
Urbeber zustehe. Zunächst, es war im Jahre 1870, gab die Gesetz- 
gebung nur so weit nach, als es sich um musikdramatische Werke 
handelt. Denn hier trat ja der dem Autor vorenthaltene Gewinn am 
stärksten her\'or, andererseits erschien die Verwertung des Rechts ohne 
große Schwierigkeiten und Störungen durchführbar. Den Komponisten 
reinmusikalischer Werke dagegen war es noch immer unmöglich, den 
geringsten pekuniären Vorteil aus der Aufführung ihrer Werke zu ziehen. 
Eine Sonderstellung nehmen höchstens die Wiener Walzerkom])onisten 
ein, insofern sie eben ihre Komjinsitionen vorwiegend selbst aufführten 
und sich so auch die Einnahmen aus den Auffühnint^en sicherten. Al)er 
erst im Jahre iqoi wurde jede öffentliche Aufführung jedweden Ton- 
werkes von der Erlaubnis des Verfassers abhängig gemacht. Niclit nur 
die Verhandlungen von 1870, sondern auch von 19UI im Reichstag 
zeigten, daß die Überzeugung, das Urheberrecht ist ein dem Urheber 
zustehendes Recht, noch keineswegs eine allgemeine ist. Zum Teil 
glaubt man es mit einer bloßen An^taudspfÜcht der Gesamtheit den 
Komponisten gegenüber zu tun zu haben (vergl. den Vorschlag, die 

1) Schuster, Urheberrecht usw. 8,23. 

2) Derselbe S, 221. 
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Aufführenden sollten den Komponisten freiwillig einen „Ehrensold" aus- 
zahlen), zum Teil wirkt noch die alte Anschauung nach von einer „ge- 
wissermafien auf Zweckmäßigkeitsgründen aufgebauten legalen Prämie 
zugunsten eines Originalwerkes". 

Einmal aus dieser verschiedenen Behandlung, die musikdramatische 
und rein musikalische Tomverke in der Gesetzgebung" erfahren haben, 
dann aber aus der verschiedenen Größe der zu überwindenden technischen 
Schwierigkeiten erklärt es sich, daß die wirtschaftliche Verwertung des 
AulTühnmgsrechts an musikdramatischen Werken sich wesentlich an- 
ders gestaltet hat von der an reinen Tonwerken. 

Daß mit der Verwertung des Aufführungsrechts sich für den 
Komponisten eine viel wichtigere im Falle des Erfolges jedenfalls 
sicherere Einnahmequelle erschließt, als sie die Drucklegung liildet, ist 
ohne weiteres klar. Ebenso begreiflich ist es aber auch, daß alle jene 
Faktoren, auf deren Kosten die Komponisten ihr Recht geltend machen 
mußten, sich dieser Ausübung wie eines ungerechten Angriffs zu er- 
wehren suchten. Und diese Abwehr mußte um so energischer sein, 
wenn mit den pekuniären Nachteilen noch andere Unannehmlichkeiten 
für sie verbunden waren, und der Ausübung des Rechts noch sonstige 
technische Schwierigkeiten im Wege standen. 

Bei den dramatisch-musikalischen Werken, (Musikdrameuj Opern, 
Operetten, Singspielen) ist die Verwertung des Aufführungsrechts euifach. 
Der Komponist sieht sich mit sdnem Werke nur emer verhältnismäßig 
sehr Ideinen Zahl von Unternehmern g^enüber, mit denen es leicht ist, 
in direkte Verhandlungen zu treten. Als Gebührenpflicht^e kommen in 
erster linie die Theater in Betracht, bei denen sich jede Aufführung 
leicht kontrollieren läßt , und bd denen als zum größten Teile öffentlichen 
Instituten, eine Verheimlichung nicht zu befürchten ist. Zudem sind die 
Theater ziemlich von Komponisten abhängig, da sie nicht über ein 
gleich umfemgreiches gemeinfreies Repertoire wie die Veranstalter von 
Konzerten verfugen. Auch sind sie mit Rücksicht auf ihr besonderes 
Publikum weit mehr gezwungen, die neueren Werke zu berücksichtigen. 
Die Gefahr einer Boykottiening der geschützten Werke ist also kaum 
vorhanden. 

immer aber handelt es sich, seihst wenn man den Komponisten 
nur einen ganz bescheidenen Prozentsatz der Bruttoeiimahine des Abends 
bewilligt, um Summen, bei welciien jeden klar vor Augen treten muß, 
welche bedeutende materiellen Vorteile dem Autor völlig ungerechter- 
weise vorenthalten wurden. Den Einwand der Schädigung des öffent- 
lichen Interesses zu Gunsten Einzelner konnte man auch nicht anführen. 
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Denn daß bei den ungeheuren, oft ganncht absolut nötigen, Ausgaben, 
mit denen die Theater arbeiten, diese neue wohlberechtigte Ausgabe 
gar keine Rdte spielt, und nicht als Grund benützt werden kann, durch 
Erhöhung der Billetpreise größere Einnahme zu erzielen, ist unleugbar. 
So stießen denn auch die Ansprüche der Komponisten hier kaum aui 
Widerstand, und hat sich die Opemtantieme schnell und ohne Lärm ein- 
geburgert. 

Um mit den die Au£Führungslicenz Nachsuchenden abzuschließen 
und die Gebühren einzuziehen, bedarf der Komponist der Hilfe eines 
Geschäftsmanns. In vielen Fällen wählt er, wie es bei literarischen 
Werken durchweg der Gebrauch ist, hierzu einen Agenten. Andrerseits 
liegt es nahe, den Verleger damit zu betrauen. Dieser muß sich ja so 
wie so über die Aufführungen der in seinem Verlag erschienenen Werke 
orientieren, um sich zu vergewissern, ob auch von ihm rechtmässig be- 
zogenes Wotenmaterial dabei verwendet wird. Auch hat er aus dem 
schon erwähnten inneren Zusammenhang, der zwischen der X'erwertung 
des Verlagsrechts und der des Aufführunjjsrechts liefet, ein besonderes 
Interesse d; ran, daß die Ausübung dieser Rechte nicht in verschiedenen 
Händen ruht. 

Der Agent oder Verlepfer führt also im Namen des Autors die 
Verhandlungen mit den bich um die Auffühnmg Bewerbenden und 
kassiert auch die Gebühren ein. Für seine Bemühung erhält er gewöhn- 
lich als IVovision fünf bis zehn Prozent von der an den Komponisten 
abzuführenden Summe. 

Wirtschaftlich betrachtet ist es ziemlich gleichgültig, ob der 
Verleger bloß als Agent handelt (Auftührungsagenturvertrag) oder ob 
er sich das Auflfühnmgsrecht vom Komponisten gleich mit dem Ver- 
lagsrecht abtreten läßt, mit der Verpflichtung, 90 — 95 Proz. der aus der 
Verwertung des Aufführungsrechts sich ergebenden Einnahmen an 
den Komponisten auszuzahlen (Auffuhrungsrechtsübertragungsvertrag). 
Wünschen die Erben des Autors, vidUdcht zum Zweck der Erbschafts- 
teilung, das den Tantiemen ungefähr entsprechende Kapital zu erhalten, 
kommt es. wohl vor, daß ae auch das AufFührungsrecht gegen eine ein- 
malige Abfindungssumme an den Veiieger ztnr Verwertung verkaufen. 

Die Verwertung des Aufführungsrechts geschieht in der Regel in 
der Weise, daß der Nachsuchende die Erlaubnis zur Auffuhrung gegen 
die Verpflichtung erhält, etnoi bestimmten Prozentsatz der Bruttoein- 
nahme jeder Auiführung an den Agenten odor Verleger abzuliefern. Die 
Höhe dieser Tantieme richtet sich einmal nach der Grösse des Werkes (ob 
abendfüllend, einaktig usw.), femer nach seiner Zugkraft* Nicht selten 
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kommt es vor, daß unbekannte Komponisten die Kosten einer Auf- 
führung — meist wird es sich hier um die Premiere handeln — selbst 
bestreiten müssen. Um der Wiflkör beim Abschliefien des Vertrages zu 
steuern, haben die preußisch«! Hoftheater und die deutsche Bühnen- 
genossenschaft Skalen für die Höhe der Prozente, die sich zwischen 
ein und zehn Prozent bewegen, aufgestellt Am Berliner Opernhaus 
schwanken die Prozente zwischen eineinhalb und sieben Prozent an den 
übrigen Hoftfaeatem zwischen ein und fünf Prozent je nach der Lange 
des Werkes*). 

Höchst interessant ist ein Vorsdilag Goethes, den er auf eine An- 
frage hin dem Geh. Oberfinanzrat Semler in Berlin macht: „Wie der 
Autor zu htmorieren, ließe sich eher etwas Behufiges vorschlagen. 
Man [gestehe ihm die Einnahme der dritten Vorstellung zu, ohne Abzug 

der Kosten, von den ferneren Vorstellungen gewähre man ihm ein 
gewisses Prozent. Die Franzosen sind uns hierin gesetzlich voi^gegangen, 

man mache sich mit ihren Einrichtungen bekannt und befolge was rät- 
lich und den besonderen Umständen gemäß ist. Beide Teile haben 
hiervon den billiq-cn X^irtcil : die Direktion honoriert nur Stücke, die 
sich lialten unr] es ist des Autors Anj^Tlegenheit, sein Publikum für den 
Augcnl)lick zu gewinnen und sich in dessen Gunst zn lK'lesti<(en." ^) 

Der Vertrag wird, wo es sieh um eine stehende I^iilnie handelt 
(ist sie von einem Hof, einer Gemeinde, Korporation oder Aktiengesell- 
schaft unterhalten) niil der Bühne, sonst mit dem derzeitigen Direktor 
resp. der Trupno geschlossen. 

Früher, vor drei bis vier Jahrzehnten, kam es hantig vor, daß der 
Komponist gegen ein einmaliges Honorar die Erlaubnis zu einer belie- 
bigen Anzahl von Aufführungen erteilte. Dies war aber stets zum eiit- 
sdiiedenen Nachteil des Komponisten, da die Bühnen die Pauschalsumme 
für die durch die Aufführung seines Werkes zu erzielenden Einnahmen viel 
zu nieder festsetzten. 

Eher läßt sich eine Vert»ndung dieses Systems mit dem vorer« 
wähnten rechtfertigen, der Gestalt, daß der Komponist zwar zunächst 



1) Opct ,,Theatcrrecht" Anhang S. 248 i. 

2) S e m 1 e r hatte noch angefragt, ob Goethe eine Jnry zur Beurteilung der 

eingesendeten Stücke für ratsam halte, \vi rüher sich dieser eines Urteils enthält. 

3) Diese Stclk- ist ciiu-ni l)i>hiT mil)i'kaiinten Brief C*Jet:Ie^ ctitnnmmcn, der 
soeben im 28. ilaiul de^ CiuetliejalirbiK-hs (lH'raus^;e^cl_)cn von L. (jei^er l'rankturt 
a.jM. , Literarische Anstalt Kütten Lucning) von Fritz Jonas veröffentlicht 
wurde. (Abgedruckt in der Frankf« Zeitung No« 184 v. 5. Juli 1907). Der Brief 
iat Weimar, d. 17. Jan. 1828 datiert 
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eine bestimmte Summe, außerdem aber nocli von jeder Aufführung eine 
Tantieme erhält. 

Da wo eine Kontrolle fU r lunnahme nicht möglich ist, bcgniig^t 
sich tler Komponist wohl aucli damit, für jede AuttUhrung ein bestimmtes, 
im voraus festgesetztes, also in keinem Verhältnis zur Einnahme stehen- 
des Honorar zu verlangen. Dieses System ist nicht absdut gerecht, 
ist aber für manche kldneren Unternehmungen das allein anwendbare. 
In allen anderen Fällen voUzidit sich dagegen die Erhebui^ ohne jede 
Willkür, da ja jeder Aufführende aus seiner Einnahme selbst die dem 
Autor zu zahlende Quote berechnen kann. Daß diese Quote vollständig 
— nur die Provision für den Agenten oder Verleger ist abzuziehen — 
dem Komponisten selbst zugute kommt, ist ein weiterer grosser Vorteil, 
der sich daraus ergibt, daß die beschränkte Zahl der für die Aufführung 
in Betracht kommenden und ihre große Stellung im öffentlichen Leben 
eine geheime Ueberwachung überflüßig macht, 

Bei nicht freigegebenen Texten (Libretti) für Opern (U. G. 
§§25 und 28,1) kauft entweder der Komponist dem Textdichter den 
Text j^egen eine bestimmte Summe ab; der Textdichter verzichtet 
damit auf jegUche fernere Einnahme aus der Verwertung des Textes, 
sei es allein oder in Verbindung mit der Musik. Oder der Textdichter 
erhält einen Anteil von den Einnahmen zugesichert, sei es einen Prozent- 
satz von den Bruttoeinnahmen der AufYührimi:^, sei es einen Prozentsatz 
(20 — 30 Pro//) von (lern auf den Komponisten entfallenden Anteil. 
Dazu bleibt ihm das Recht, seinen Text in Jiuchtorm zu \erwcrten. 
Oft erhält er auch in diesem Fall eine, nur entsprechende niedrii^^er 
normierte Ankautssnmme. Stellt der Text eine Bearlx-itunj^ eines 
bereits erschienenen Werkes dar, unterhandelt der Komponist nur mit 
dem Bearbeiter. Dessen Sache ist es, den eigenthchen Dichter zufrieden 
zu stellen. 

Ganz anders und wesentlich ungunstiger liegen die \'erhältnisse 
für die Verwertung des Aufführungsrechts an rein mu«kalischen Werken. 
Ganz abgesehen davon, daß die Gesetzgebung erst 1901 durch Fallen- 
lassen des Voifoehaltvermerks den Komponisten die Handhabe bot, auch 
hier ihr Recht zur Geltung zu bringen, stellen sich der Ausübung 
Schwierigkeiten in den Weg, die es einigermaßen begreiflieb machen, 
daß die Geltendmachung eines wohlverdienten Rechts von fast allen in 
Mitleidenschaft Gezogenen mit Ausdrücken der größten Empörung 
begrüßt wurde. Es ist ja allerdings ein allgemein menschlicher Zug, 
der uns einen uns treffenden pekuniären Nachteil stets als Ungerechtig- 
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keit empfinden läßt. Man erinnere sich nur, welch hochgradige sittliche 
Entrüstung die Aufhebung des Strandrechts bei den Küstenbewohnern 
hervorrief. 

Ob und wie der Einzelne in der Lage ist, das ihm auferlegte 
Opfer zu ertragen, werden wir später sehen. Wie kann der Komponist 
aber überhaupt den ihm Tributpflichtigen erreichen? Denn bei der 
Aufführung rein musikalischer Werke kommen nicht nur einzdnc große 
Institute in Betracht; ebenso wie für diese» schafft auch für die Musi- 
kanten, die auf einem Dorfball einen neuen Schlager spielen, die Auf- 
führung materielle Werte. Hier gehören also die Aufführenden den 
verschiedensten sozialen Klassen an, deren Zahl sich vollständig gamicht 
feststellen läßt» sie sind auf die verschiedenste Weise oiganisiert und 
verfolgen mit ihrer Aufführung die verschiedensten Zwecke. Natürlich 
ist es dem Komponisten ganz unmöglich, alle in Betracht kommenden 
oder auch nur die wichtigeren lu ermitteln, selbst sämtliche Aufführungen 
zu kontrollieren und gar un1>erechtigte Aufführungen gerichtlich zu ver- 
folgen. Wie soll er aber erst eine, auch nur einigermaßen den Forderungen 
der Billigkeit entsprechende Besteuertmg durchführen? 

Denn wk eine Steuer, im guten Sinne, muß die Gebührenerhd>ung 
wirken, wenn sie nicht dem Gesamtinteresse schaden soll : Die zu erhebende 
Tantieme muß genau dem wirtschaftlichen Leistungsvermögen des Ein- 
zelnen angepaßt sein, die Schwächsten aber müssen ganz verschont wer- 
den, auch hier gibt es ein Existenzminimum. Diese Freilassung ist also 
nicht als Folge der Unmöglichkeit einer Erhebung der Gebühr, sondern 
aus Gerechtigkeit zu fordern. 

Andererseits ist es aber auch dem Gebührenpflichtigen ganz unmög- 
lich, zu jeder Aufführung die Erlaubnis jedes einjrelnen Komponisten — 
auf einem Programm sind manchmal zehn verschiedene Autoren vertreten 
— resp. seines V erlegers vorher einzuholen. 

Wie soll endlich der Komponist wissen, welcher Teil des Ertrages 

eines Abends seiner Nummer zu verdanken ist? Und wie soll er resp. 
sein Verleger überhaupt ausfindig machen, wo überall ein Lied oder eine 
andere kleine Komposition zur Aufführung gelangt sind? 

Allen diesen Schwierigkeiten steht der Einzelne machtlos gegenüber. 
Hier kann nur gemeinsames Vorgehen aller Komponisten zum Ziel führen. 
Dies erkannte audi der Gesetzgeber und er machte die Ausdehnung des 

Aufführungsrechts auf rein musikalische Werke ausdrücklich von der 
Schaffung einer Zentralstelle abhängig. Diese ist denn auch im Jahre 1904 
in der „Anstalt für Musikalisches Aufführungsrecht" ins Leben getreten. 
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Kein Wunder, daß ein so bedeutender neuer Faktor im Wirtschafts- 
leben die mannigfaltig^stc Beurteilung erfahren hat. Auch jetzt, nach drci- 
jährig"em Bestehen der Anstalt, ist es schwer, ein endgültiges l'rteil über 
ihre Wirkung auf alle Beteiligten zu bilden. Daß sie aber den liesten Weg 
zur Lösung der grüßen Schwierigkeiten, die eine gerechte Erhebung und 
Verteilung der Gebiihren bietet, ohne daß eine Schädigung des Öffent- 
lichen Interesses oder Hemmung im Musikleben enilritt, eingeschlagen hat, 
dafür dürften uns schon ihre Einrichtung wie ihr Betrieb als Gewähr 
dienen. 
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Zweites Kapitel. 



Betrachtet man nun die von der Verwertung des musikaUschen 
Aufführungsrechts betroffenen Kreise, so lassen sich gleich auf den ersten 
Blick hier zwei Kategorien erkennen, die durch die Stellung, die sie zur 
Musik einnehmen, einen scharfen Gegensatz bilden. Auf der einen Seite 
steht die große, weitaus die Mehrzahl bildende Gruppe derer, welche die 
Unterhaltungsmusik kultivieren. Mögen sie in der Musik eine bloße 
Unterhaltung oder eine Erwerbsquelle sehen, chaiakteristisch für sie ist, 
daß für sie die Musik ein Gut wie jedes andere ist, das nach dem 
Nutzen, den es gewährt, bewertet wird. Für den Anhänger dieser 
Gnippe ist die Musik nicht die hehre Göttin, für die er auch zu 
Opfern bereit ist Wer aber nicht zu Opfern für die Musik bereit ist, 
ist es wohl weniger nocli zu solchen für ihren Schöpfer. So war denn 
auch bei dieser Gruppe der Widerstand gegen die Anstalt am stärksten 
und richtete sich nicht etwa bloß gegen die Einrichtung der Anstalt 
als solche, sondern ^e^^en das Wesen einer Abj^ahe zum l^estcn 
der Komponisten überhaujit. Gerade diejenigen, deren ganze iCxistenz 
sich auf (las Wirken des Tonsetzers gründet, die ohne ihn kein Uroi zu 
eJk-n hätten, entfalteten die wüßteste Ag^itation. Wie v()n dieser Gruppe 
kaum eine besondere Förderung der Kunst zu erwarten ist, war es auch 
nicht sie, welche gewiße Gegner der Anstahsu^ründnng^ im Auge hatten 
als sie von einer Geiäiirdung des deutschen Musik]el)ens sprachen. 

Wenn ihre Befürchtungen auch wie wir gesehen, nicht eingetroffen 
sind, und auch bei der Bcschaftcnhcit der Anstalt gar nicht eintreten 
konnten, waren sie deswegen doch nicht so grundlos, und es verlohnt 
sich wohl noch einmal näher auf die wirtsdiaftliche Lage der zweiten 
hier in Betracht kommenden Gruppe näher einzugehen. Sie vaxdaAt 
alle diejenigen, bei denen man von einer Musik„pflege" reden kann, den 
Pflegern der ernsten Musik. Für sie ist die Musik kein Erwerbsmittel 
oder dieser Zweck ist doch von sekundärer Bedeutung; sie dienen der 
Musik um ihrer selbst willen. Sieb selbst und anderen den Genuß der 
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Musik zu verschaflfen, ist ihr erstes Ziel, womit eine Förderung der 
guten Musik Hand in Hand geht Die Erzielung eines Ueberschußes 
ist nur für einige Existensbedingung, die trroßc Ivlehrzahl muß zu- 
frieden sein, wenn sie ihre Kosten gedeckt sieht, in vielen Fällen bildet 
auch ein Defizit die Re^el. 

Je nach der Art und Weise, in der sie der Verbreitung der Kunst 
dienen, und nacli den Mitteln, die ihnen hierzu zur Verfügung stehen, 
können wir folgende Klassen unterscheiden: 

I. Musikinstitute. 

II. Vereine. 

1) jKissiv wirkende Vereine 

2) aktiv wirkende Vereine 

a) Gemischte Ghor-Vereine 

b) Männergesang-X^ereine 

c) Orchester- Vereine, 
m. Orchester. 

a) staatliche (Höf*Orchester) 

b) städtische 

c) subventionierte 

d) private. 

IV. Konzertierende KünsÜer. 

Im Anschluß hieran wird es sich empfehlen, einen kurzen Blick 
auf zwei dem bloßen Erwerbe dienenden Stande zu werfen, die, wenn 
sie auch selbst als Veranstalter von Auflührungen verhältnismäßig selten 
in Betracht kommen, doch oft eine nur allzubedeutende Rolle im Musik- 
leben spielen : die Agenten und die Saalbesitzer. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß es ungeheuer schwer, wenn 
nicht unmöglich ist, eine vollständige Darstellung der wirtschaftlichen 
Seite des Musiklebens zu geben. Jene Gruppen bilden denn auch nur die 
Typen, daneben kommen noch die mannigfachsten Mischformen und 
Abarten voi, es herrscht eine solclie Mannigfaltigkeit, dali, um genau 
zu sein, man eine Unsumme von Rubriken zu machen hätte. So ist der 
Unterschied zwischen Musik-Instituten und passiv wirkenden Vereinen 
mehr der Uebersichtlichkcit gemacht, in Wirklichkeit gehen sie so in- 
einander ütier, daß eine einigermaßen genaue Grenze zu ziehen 
ganz unin(iglich ist. Von den passiv wirkenden Vereinen wieder zu den 
Chorvercincn, oder vielmehr umgekehrt, ist auch nur ein kleiner Schritt, 
ja oft finden wir beide Typen in einem vereinigt ; so kommt ein Chor- 
verein, da er doch zu seinen Veranstaltungen eines Orchesters bedarf, 
der Abwechslung halber, oder um selbst allen Musikbedürfnissen seiner 
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Stadt zu genügen, und alle wichtige Kcwizerte selbst in der Hand zu 
haben, allmählich dazu, neben der in den Statuten vielleicht als Zweck 
gesetzten Aufführung- von Oratorien auch Solistenkonzerte zu veranstalten, 
bis diese letzteren nach einiger Zeit an die erste Stelle in seiner Tätigkeit 
rücken. Auch sonst ist die Tätigkeit nicht scharf umrissen, nicht konstant. 
Die mannigfachsten Gründe können hier mitwirken, besonders aber sind es 
die finanziellen Verhältnisse, die rückwirkend eine entscheidende Rolle 
spielen. So sind oft gerade die Chorvereine gezwungen, den Charakter 
ihrer Aufführungen wesentlich einfacher zu gestalten. 

Und auch von den Hauptformen sich ein einigermaßen klares Bild 
zu machen ist mit den größten Schwierigkeiten verbunden. 

Einmal entgehen jedem, der nicht selbst lange im Musikleben ge- 
standen und es aus eigener Erfalirung kennt, manche ihm überhaupt un- 
bemerkt gebliebene oder einer näheren Betrachtung nicht werterschcincndc 
Tatsachen, dann aber ist es besonders hinderlich, dafi die mdsten, von dem 
großen Kunstinstitut bis zum kleinen Verein herab, ein ängstliches Still- 
schweigen über ihre finanziellen Verhaltnisse bewahren und auch bloBen 
Mitteilungen sehr abgeneigt sind. Nun wäre es aber gerade auf diesem 
Gebiete erwünscht, über ein möglichst umfangreiches Material zu ver- 
fugen, denn die Gefahr li^ immer nahe, durch falsche Generalisterung 
ein schiefes Bild zu bekommen. Wieviel hangt aber bei Vereinen und 
Orchestern von der Tätigkeit des Dirigenten und der Mitwirkenden ab. 
Sie entscheidet über die Anziehungskrafi: und die Konzerteinnahmen, so 
dafi bei Instituten, die, rein äußerlich betrachtet, ihrer Große nach zu- 
sammen gehören, sich die verschiedensten Einnahmen ergeben. Dann 
herrscht auch mehr als man glauben sollte im Musikleben die Mode. Sie 
begünstigt bald die eine, bald die andere Musikgattung, bald den einen 
oder andern Verdn und davon hängen wieder die Einnahmen ab. End- 
lich genießt das ehie Orchester diesen, das andere jenen Vorteil, ist der 
eine Verein in diesem, der andere in jenem Punkte aus rein in den lokalen 
Verhältnissen liegenden Gründen behindert und damit eine Verschiebung 
in einem Einnahme- oder Ausgabeposten seiner Bilanz gegeben, die eine 
Generalisierung verbietet. So wird z. 1'.. ein Diri^-cnt, der mit den aus- 
übenden Künstlern in intimeren Bcziehuncrcn steht, günstigere Abmach- 
ungen für seinen Verein erwirken können, der Aus^^abcposten für Solisten 
wird in der Bilan?: dieses Vereines infolgedessen wesentlich niedriger er- 
scheinen, als er, wenn man die übrigen Posten in Betracht zieht, sein 
müBtc. Ebenso wird ein Verein z.u £rünsti.G:ercn Bcdiniriuioen abschließen, 
der in der Musikwclt einen hervorragenden Platz cinnmant; hier wird 
manclicr Solist sein Möglichstes tun, ein Engagement zu erhalten und auf 
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eine hohe Bezahlung verzichten, weil es ihm in erster Linie darauf an- 
kommt, Kritiken zu bekummen, die er anderswo als Reklame benutzen 
kann. Solche Ausfälle in den Einnahmen müssen dem Künstler dann 
andere Vereine für die nicht irgend ein günstiger Umstand spricht, wieder 
einbringen. 

Was die Ausgabe für Saalmiete anbelangt, so sind auch hier die ver- 
schiedensten Umstände zu berücksichtigen. Ein Verein, der gezwungen 
ist, seine Proben Abends .ibzuhalten, muß vielleicht höhere Preise für die 
Überlassung des Saales zahlen als ein anderer, der seine Übungen während 
des Tages veranstaltet. Der eine hat vielleicht den Vorteil, daB ihm die 
Aula eines Gymnasiums oder sonst einer öffentlichen Anstalt kostenlos 
(d. h. gegen Ersatz der Spesen für Beleuchtung, Bedienung, Heizung 
usw.) oder gegen geringes Entgelt für Proben wie Konzert zur Verfügung 
steht, der andere erhält den Saal von einem nidit auf Erwerb angewiesenen 
Klub unter besonders gunstigen Bedingungen, während der dritte vielleicht 
eine abnorm hohe Miete zu zahlen hat 

Und aus welchen äußeren Verhältnissen laBt sich mit absoluter 
Sicherheit ein Sdihifi auf die Einnahmen, auf die gesamte wirtschaftliche 
Lage, die Größe des Instituts ziehen ? Bei einem Gewefbetreibenden, ein^ 
Händler können wir aus der Größe der Stadt, in der sich seine Nieder- 
lassung befindet, aus der Kaufkraft der Bevölkerung, der Größe der Kon- 
kurrenz usw. uns auch von vornherein ein ui^fähres Bild von der Größe 
seines Absatzes und damit von seinen Einnahmen und seiner wirtschaft- 
lichen Lage überhaupt machen. Ist aber in einer großen oder reichen Stadt 
auch immer eine besonders große Nachfrage nach Musik? Sind nicht oft 
gerade in größeren Industriekreisen die Musikverhältnisse am kümmer- 
lichsten, während in kleinen Städten, deren Bevölkerung nicht besonders 
reich zu sein braucht, die aber einen großen Prozentsatz musikliebender 
Leute aufweist, denen auch die Mittel und die Muße zu Gebote stehen, 
ihre Liebe zu betätigen, die Musik eine rc£re F5rderun<j ^renießt? Wir 
können also auch nicht ohne weiteres Institute derselben Katet;oric weiter 
unterscheiden, je naclidcm sie in einer großen, einer mittelgroßen oder 
kleinen Stadt den Sitz ihrer Tätigkeit haben. 

Kurz, wir stoßen hier auf Schwierigkeiten, die sich überall dort er- 
geben müssen, wo man ein Gebiet, auf dem in erster Linie ideale Inter- 
essen herrschen, ein^r Betrachtung vom rein wirtschaftlichen Standpunkt 
aus unterwirft. Der unendlichen Manni.Qfaltip:keit, die im Musikleben 
herrscht, muß man sich aber stets bewußt sein, um in den anzuführenden 
Beispielen eben nichts als Beispiele zu erblicken, die nur ein ungefähres 
Bild von der Gesamtlage geben sollen. 
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1. Die Konzertinstitute. 

An der Spitze des Musikld)ens stehen die Konzertinstitute. Sie 
koiinen meist auf eine lange ruhmreiche Vergangenheit zurückblicken, 
haben sich aus kleineren Verhältnissen allmählich entwickelt und erfreuen 
sich jetzt, auf angesammeltes Kapital und reichliche Beiträge gestützt, 
einer gesicherten Existenz. Hiermit soll kemeswegs gesagt sein, daß sie 
aller pekuniären Sorgen enthoben seien. Auch hier kommen Fehlbeträge, 
ja bis zu 20 000 Mark und darüber vor, die dann aus dem Reservefcmds, 
freiwilligen Beitragen und womöglich durch eine städtische Subvention 
gedeckt werden müssen. Doch sind das nur Ausnahmen. Immerhin em^ 
pfinden gerade die Koozertinstitute die sich häufig notwendig machende 
Erhöhung der Gehälter und die stets wachsenden Ansprüche der Solisten. 
Femer wird durch die Einstudierung der komphzierten modernen Or- 
chesterwerke eine Vermehrung der Proben und ein häufiges Hinzuriehen 
von Hilfsmusikem veranlaßt. Dies bewirkt eine fortwährende Erhöhung 
des Ausgabeetats, ohne daß die Einnahmen aus den Konzerten dadurch 
auch gesteigert würden. Den Tlauptausgabeposten bildet das Honorar 
für die Orchesterleitung und die Orchestcrmitglieder. Daher ist denn auch 
für das ganze Etat des Instituts entscheidend, ob 

1. das Institut sich für seine Veranstaltungen des städtischen Or- 
chesters bedient, welches es meist bedeutend (bis um zwei Drittel) ver- 
stärken muß je nachdem die Verstärkung vorwiegend durch hervorragende 
bezahlte Kunstler oder durch Dilettanten rcsp. Schüler eines Konservato- 
riums geschieht, wird die Ausgabe verschieden sein ; 

2. das Institut umgekehrt ein eigenes Orchc-ter besitzt, welches es 
für die Opemaufführungen dem Stadttheater zur Verfügung stellt (ein 
seltener Fall) ; 

3. das Institut ein eigenes Orchester besitzt, neben dem noch ein 
städtisches Orchester besteht. 

Die Institute der zweiten und dritten Kate^Tdric haben bedevuend 
höhere Aufwendungen zu machen, als jene der ersten. So verausgabt z. B. 
ein Institut der ersten Kategorie für Dirigenten und Orchestermitglieder, 
einschließlich der Zuwendungen an die Unterstützungs- und Pcnsionskasse 
des Orchesters usw. 32 o(x> Mark, ein Institut der zweiten und dritten mit 
50 — 60 ständigen Musikern dagegen über 100000 Mark (dazu noch bei 
er.sterem über 10000 Mark für Verstärkungen') . Tm zweiten Fall hat das 
Institut eine sichere Einnahme aus der Vermietung des Orchesters an das 
Theater (ca. 40000 Mark), im dritten den Vorteil, daß es durch Zu- 
sammenwirken mit dem städtischen Orchester die Extraausgaben für 



Digitized by Google 



— 33 — 



Hilfsmusiker vermeiden kann. Ferner wenden die Orchester noch ander- 
weitig vermietet (an Vereine, konzertierende Künstler, Etablissements- 
bcsitzer). Hierdurch ist immerhin eine Einnahme von lo — I5ax> Mark 

zu erzielen. 

In den Sommermonaten wird entweiier das Orchester von einer Badc- 
verwaltung- oder einem Ktablissementsbesitzer für die ganze Saison enga- 
giert, oder das Institut veranstaltet SoTTimerkonzerte auf eigene Rechnung". 
Die Einnahmen betragen io~2ü ulkj Mark, wobei die Witterung eine 
große Rolle spielt. Zu Ferien für die Mitgheder bleibt da nicht viel Zeit 
übrig, was bei ihrer anstrengenden Tätigkeit dringend zu wünschen wäre. 

Die Konzertausgaben i. e. S. richten sich vor allem nach der Zahl 
der gegebenen Konzerte. Wir können bei den meisten Instituten drei 
Gruppen unterscheiden: i. Symphonickonzcrte. 2. Kammermusikabende, 
3. Volkskonzerte. (Von den Konzerten in den zuletzt erörterten Fällen, 
bei denen nur das Orchester des Instituts mitwirkt und den Sommerkonr 
zerten können wir hier absdien.) 

1. Die Symphoniekonzerte — meist zehn an der Zahl — bilden die 
Hauptaufgabe des Instituts. Sie verursachen die meisten Kosten und er- 
zielen die höchsten Einnahmen. Sie bilden Uie Höhepunkte im Musik- 
leben einer Stadt. Man bezeichnet sie auch häufig mit dem Namen Abonne- 
mentskonzerte, weil, wie aus untenstehender Bilanz ersichtlich, die Abon- 
nierung auf alle Konzerte die Regel bildet Zwischen die Symphoniekon- 
zerte schieben sich 

2. die Karomermüsikabende ein. Meist werden sechs in der Saison 
veranstaltet. Das finanzielle Ergebnis ist verhältnismäßig weniger günstig» 
entsprechend der geringeren Anziehungskraft auf das große Publikum. 

Von den Einnahmen und Ausgaben aus diesen beiden Gruppen von 
Veranstaltungen geben die nachfolgenden Aufstellungen ein ungefähres 
Bild. Sic sind der Bilanz eines Instituts entnommen, das zehn Symphonie- 
konzerte und sechs Karamermusikabende in der Saison veranstaltet. Da 
das Institut ein ständiges Orchester und einen eigenen großen Saal besitzt, 
fehlt erster Posten überhaupt, letzterer bei den Symphoniekonzerten unter 
den Ausgaben. Diese zwei Hauptposten wären also hinztiznrcchnen, um 
die Ausgaben mit den Einnahmen jeweils vergleichen zu können. 

a) Symphoniekonzerte. 

Einnahmen : 
Hauptproben 

Abonnements Mk. 7360 

Einzelbillets „ 2940,20 

Programm-Verkauf „ 409,60 Mk. 10709.80 

d'Albert, V«rireiiuag d. iniiiikal. AuffUbnincirachta. 3 
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Mk. 10709.80 

Konzerte 

Abonnements Mk. 29378 

Einzelbilletts „ 2795,60 

Programm-Verkauf „ 559,80 Mk. 32733.40 Mk. 43 443.20 

Ausgaben : 

Solisten Mk. 6766,50 
Reinigung, Heizung 
und Beleuchtung des 
Saales „ 4266,75 
Dnicksachen, Pro- 
gramme ■ „ 954,25 
Inkasso-Spesen „ 1107,20 
Inserate „ 611,35 
Flügfel-Miete, Boukets 
und Diverses „ 412,45 
Konzert-Wagen „ 158,50 Mk. 13277.00 

b) Kammermusik-Abende: 

Einnahmen: 

Abonnements: Mk. 1896 

Einzelbilletts „ 446 

Programm-Verkauf „ 73,50 Mk. «415.50 
Angaben: 

Hotiora» Mk. 2928 

Miete, Reinigung 

Heizung, Beleuchtung „ 557» 15 

Drucksachen, Pro- 

granune „ 154,80 

Inkasso-Spesen „ 54 

Inserate „ 207,20 

Flügel-Miete und 

Diverses „ 63,75 Mk. 3964.90 

Dieser Fall ist besonders tmgünstig, eue Kostendeckung ist nicht 
selten, manchmal einige 100 Mark Uberschuß. 

3. Die Volkskottzerte. Solche gememnützige Veranstaltungen finden 
wir besonders bei den Instituten, welche auf eine städtische Unterstützung 
angewiesen sind Diese sind sämtlich zumeist nur unter der Bedingung 
gewahrt, daß das Institut es übernimmt, jährlich eine bestimmte Anzahl 
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von Volkskoazerten (5 — 10) zu Teranstalten. Die Preise sind sehr niedrig 
normiert (50 PI und weniger), so daß trotz des zumeist außeiordentlich 
staiicea Zudranges an eine völlige Deckung der Kosten kaum je gedadit 
wenden kann. Vid Anklang haben auch die z. B. in Hamburg einge- 
führten VoUcsscbüleiiconzerte gefunden. Es finden dort jährlich 4 — ^5 
statt Der Eintritipreis betragt nur 10 PI für Volksschüler; die diesen 
Betrag nicht bezahlen können, werden dine Eintrittsgeld zugelassen. 

Zumeist besitzen die Konzertinstitute dn eigenes Haus ; wenn nicht, 
müssen sie einen Saal mieten, was auf längere Zeit geschieht. Die Mieten 
resp. die zur Amortisation nötigen Abschreibungen auf Gebäude und 
Mobiliarkonto sind sehr verschieden, je nach den Bodenpreisen, der Lage, 
der Größe des Saales oder Hauses usw. Am günstigsten steht ein Institut, 
dessen Gebäudekosten bereits amortisiert sind, dessen Ausgaben sich somit 
auf die Unterhaltung und etwaige Neuanschaffungen besrbränken. Häufig 
wird ein Wirtschaftsbetrieb eingebaut, wodurch' die Baukosten kaum ge- 
steig^ert werden, die Verzinsung des Anlagekapitals aber wesentlich gün- 
stiger .q-c?rr>ltet wird. Fbenso dient häufiges Vermieten des Saales zur 
Verminderung der Unkosten. So zeigt uns das Hauskonto eines Instituts 
rund folgende Posten : 

Einnahmen : 
Lokal-Mieten 

des Wirtes (inkl. Entschädigung 

für Hdzung und Licht Mk. 12800 

der Vereine ,« 2000 

Diverses 6450 Mk. 21250 

Beleuchtung 

Anteil des Wirtes, der Vereine 

und Gesellschaften » 850 

Heizung 

Anteil der Vereine und Gesell- 
schaften 3^ Mk, 25708 

Ausgaben: 
Amortisationen 

i^/o Abschrdbung auf Gebäude- 
konto Mk. 13733 

lo^'o „ „ Mobiliar- 

konto „ 1 1 8gf> 

Unterhalt, Neuanschaffungen „ 10659 

Hcizunq^ „ 5701 

Beleuchtung ., 21353 " ^3 34^ 

Netto-Ausgaben Mk. 37634 

3» 



biymzeo by V^oo^^ic 



- 36 



Unter die Eumahmen gehörte eigentlich auch der hier fehlende 
Posten für Garderobe, der loooo — 2ocxx) Mark b^ragen kann. 

Die Ausgaben für Instrumente und Musikalien sind sehr verschieden, 

als Durchschnitt dürfte man 2000 Mark annehmen. 

Noch verschiedener sind die Ausgaben für X'erwaltung, unter welchen 
Begriff außer den Saläroi für die eigentHche Verwaltung alle kleineren 
Spesen subsumiert werden, wie Porti, Drucksaci en, Reklame, Telephon, 
Blumen, Wagen, Versicherun c^sprämien usw. Man ändet hier die mannig- 
faltigsten Ans^aben, bis hinauf zu 40000 Mark. 

So ist denn auch das Gesamtausgabeetat bei Konzertinstitnten, die 
ihrem Wesen und ihrer Stellung im Musikleben nach unmöglich getrennt 
zu klassifizieren wären, von grundverschiedener Hohe. Das eine Institut 
arbeitet mit einem Etat von 80000 Mark, ein anderes mit einem doppelt 
so hohen, ein drittes sogar mit einem dreifach so hohen. Die Gründe 
hierfür haben wir bereits gesellen. 

Abgesehen von den bereit;^ l)esprochenen eigentlichen Betriebsein- 
nahmen, unter denen die Konzerteinnahnien ( durcbscbnittlicl: ca. 50000 
Mark ; die erste Stelle einnehmen, stehen den Konzertinstituten noch reiche 
Mittel in Form von Migliedcrbeiträgcn (bei HaiidclsgcscUschaiten von 
Kapitalszins) und meist auch von Fonds zu Gebote. Diese Fonds ver- 
danken ihre Entstehung großen Stiftungen und werden, zur Deckung der 
laufenden Ausgaben verwandt. Dand>en sind die Institute bestrebt, aus 
kleineren Geschenken und Legaten sowie etwaigen Überschüssen einen 
Reservefcmds anzusammeln. Von größter Wichtigkeit ist der Pensions- 
fond. Meist verdankt er seine Entstehung einer Stiftung und wird durch 
Legate oder Geschenke ständig gesteigert Jährlich findet meist ein Kon^ 
zert statt, dessen Reinertrag dem Pensionsfond zufällt. Diese stete Ver> 
niehrung ist sehr wünschenswert, da die Pensionen nodi keineswegs immer 
eine genügende Höhe erreicht haben. In einem mir bekannten Fall wer- 
den die Orchestermi^lieder nach zwanzigjähriger Dienstzeit pensions- 
berechtigt. Die Höhe der Pension ist für alle Musiker gleich und beträgt 
1300 Mark. In besonders günstigen Fällen besteht noch eine Witwen- und 
Waisenkasse, aus der Witwen und unmündige Kinder verstorbener Or- 
chestermitglieder unterstützt werden, und eine Hilfskasse, aus der Arzte 
und Apothekerrechnungen für die Musiker und manchmal auch für ihre 
Angehörig:cn gezahlt werden. 

Ohne Zuschuß seitens der Stadt kommen nur wenige Institute aus. 
Er bewegt sich meist zwischen 20000 und 50000 I^Tark. Die Aufwen- 
dungen mancher Städte für Musik sind recht beträchtlich. So zahlt z. B. 
Frankfurt für Musik jährlich 151 000 Mark, Wiesbaden 153000 Mark, 
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Straßburg für Musik allein (ohne Theater) 6i ooo Mark. Je mehr ein 
Konzcrtinstttut seine Leistungen steigern, je mehr es für seine Orchester- 
mitglieder sorgen will, desto mehr ist es auf Zuschuß angewiesen. Dieser 
wird seitens der Stadt bei dem gcinciniiülzicj'en Charakter der Institute 
meist ohne langes Zögern gewährt, was ihnen ihre Tätigkeit bedeutend er- 
leichtert. 

11. Die Vereine. 

Das was dem deutschen Musiklebm seinen Charakter gibt, es so 
vollständig von dem anderer Länder wie England, Frankreich, Italien, 
Rußland und besonders von dem immer nur geschäftlich denkenden 
Amerika unterscheidet, sind die Vereine, die in der versdiiedensten Art, 
der verschiedensten Größe, mit dem verschiedensten Erfolg der Pflege 
und vor allem der Fopularisiesung der Musik dienen. Denn wie sie 
sich in erster Linie von idealen Gesichtspunkten leiten lassen, muß ihnen 
daran brsonders liegen, den Genuß jier Musik möglichst vielen zugäng- 
lich zu machen. Von irgendwelchen geschäftlichen Absichten kann 
hier niclit die Rede sein, ja weitaus die meisten müssen schon von 
vornherein jede HofYnunL,^ auf eine Mehreinnabme mnVeben. Oft stellt 
sich dann so'^nr ein mehr oder minder «^rolk's iJenzit iicraus, das durch 
außerordentliche Beiträge gedeckt werden muß. Die Kxistcnzfähigkeit 
der meisten Vereine hängt somit nicht von ihren Erfolgen, sondern von 
der Opfcrwilligkeit ihrer Mitglieder ah. Und zwar treten hier die Opfer 
viel schärfer hervor, als bei den großen Instituten, weil sie ausschließ- 
lich durch die einzelnen Mitglieder aufzubringen sind. Dazu kommt, 
daß, gerade bei der außerordentlichen \'erbrcitung der musikalischen 
Bildung in Deutschland, die Vereine der kleineren Städte, wo die Zah- 
lungsfähigkeit der Mi^Heder wie des 'Konzertpublikums doch geringer 
ist, das musilolische Verständnis aber auf der Höhe des Großstadt- 
publikums steht, teils aus eigenem Ehrgeiz, teils um die Bedürfnisse 
des Publikums zu befriedigen, ihre Leistungen auf eine solche Höhe zu 
bringen trachten, wie es ihre pekuniären Mittel kaum gestatten, selbst 
bei Anspannung aller Kräfte. 

Unter den Vereinen, soweit sie dar ernsten Musikpflege dienen, 
lassen sich zwei große Gruppen unterscheiden : diejenigen Vereine, die, 
ohne selbst durch die ausübende Tätigkeit ihrer Mitglieder zu wirken, 
allein die nötigen Geldmittel aufbringen und die Konzerte organisieren; 
man könnte sie die passiv wirkenden Vereine nennen. Sie selbst be- 
zeichnen sich teils als Konzertgesellschaft teils als Verein. Ihnen stehen 
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die aktiv wirkenden Vereine i4ef;enül>er. Wenn diese auch oft nicht 
fremder Mitwirkung enthehren hönnen, so hüden doch den Kern ihrer 
Veranstaltungen die Mitglieder oder ein Teil derselben selbst, sei es ais 
^hls^ker, sei es als Sänger ; die engagierten Kräfte sind hier nur eine 
Ergänzung. 

I. Die passiv wirkenden Vereine. 

Die passiv wirkenden \'^ereine schließen sich in ihrer Wirksamkeit 
unmittelbar an die Konzertinstitute an, .die ja oft aus ihnen hervor- 
gegangen sind. So wenig sich auch eine scharfe Grenze zwischen 
beiden anfstellen läßt, kann man doch als Hauptunterscheidungsmerk- 
male folgende Punkte ansehen : l. Die Organisation. Während bei den 
Vereinen der ^>reinscharaktcr überwiegt, laßt sich bei den Konzertinsti- 
tuten, wenn nicht die Form einer 1 landelsgescllscliaft (gewählt ist, eine 
rein kaufmännische DurchbildmiLC in der Leitnni;" erkennen. 2. Die 
Mitlei. Hierin liegt der charakteri.stische Unterschied der beiden ( irni)pen, 
Das Konzertinstitut steht vcnn< i^^e seiner Kapitalkrait und seiner Stellung 
im (itfcnt liehen Leben auf einer sehr festen Basis, während die Wreitie, 
alle mehr oder minder um die Deckung ihrer Unkosten in ^tfni liger 
Sorge sind. 2. Die Stellung des Orchesters. Das Konzertins.titui ver- 
fügt über einen festen Bcstaivl an .Mitgliedern, den es sich durch Ge- 
währung von Dienstzulagen und Pensionen zu erhalten sucht. Die 
Vereine engagieren das Orchester (das städtische oder ein privates) 
speziell für jede Veranstaltung (Proben und AufiFuhrung). 

Lmerhalb der Vereine selbst sind wieder die mannigfaltigsten Ab- 
stufungen gegeben, je nachdem es sich um einen Verein in einer großen 
oder kleineren, einer reichen oder ärmeren Stadt handelt, je nach der 
Zahl der Mitglieder und ihrer Zahlungsfähigkeit, ob und wie groß die 
Zahlungsföhigkeit. ob und wie groß die Konkurrenz ist, wieviele Konzerte 
in der Saison veranstaltet werden, endlich gilt gerade auch für sie das 
im Eingang gesagte; nur eines ist sehr vielen gemeinsam: das Defizit 
Immerhin liegt hierin kein Grund zu Besorgnissen, denn einmal bewegt 
sich der Fehlbetrag meist in einer nicht selir beträchtlichen Höhe, und 
dann sind ja die Vereine niclit wie etwa die Privat-Orchester auf einen 
Ueberschuß angewiesen. Für die Deckung des Defizits findet sich stets 
eine Anzahl kunstfreundlicher, besonders zahlungsfähiger Mitglieder; 
und da die Deckung jährlich geschieht beim Abschluß jeden Geschäfts- 
jahres, so ist also das Anwachsen eines Schuldenpostens nicht zu be- 
fütrchten. 
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Die Ausgaben hängen von der Zahl der Aufführungen ab, die der 
Verein in der Saison veranstaltet. Diese schwanken im Allgemeinen zwi- 
schen sechs und zehn. 

Der Dirigent ist entweder greg-cn ein festes Jahresgehalt {^ooo bis 
4000 Mark; angestellt, oder er erhält für jedes Konzert eine entsprccliende 
Vergütung (200 — 300 Mark), für jede Probe eine geringere, oder endlich 
wir finden eine Kombinierung beider Systeme: der Dirigent eriialt ein 
festes Honorar für seine Bemühungen (Leitung der Proben, Tätigkeit in 
Veretnsangelegenheiteft tisw), daneben für jedes veranstaltete Konzert 
eine bestimmte Summe (150 — 250 Mark). 

Bei den Ausgaben für das Orchester treffen wir oft ganx verschie- 
dene Höhen, und zwar liegt der Grund keineswegs allein in seiner Stärke, 
die sich ja leicht auf einen Durchschnitt reduzieren liefie. Woher kommt 
es aber, daß der Etat bei zwei Vereinen, die eine gleiche Zahl von Kon- 
zerten geboi und die ungefähr die gleiche Zahl Musiker für ihre Veran- 
staltungen verwenden (60—70 Mann), bei Werken, die eine sehr große 
Besetzung erfordern, über 100 Mann, so daB bei manchen Verdnen die 
Ausgaben für Hilfsmusiker über ein Drittel, ja fa£t die Hälfte des ganzen 
Postens einnehmen), in dem einen Fall ca. 6000 Mark, in dem andern 
8000 Mark ja 10000 Mark beträgt? Hier spielen Gründe lokaler Natur 
die Hauptrolle, Einmal werden in einer Stadt mit billiger Lebenshaltung 
auch die Gagen für die Orchestermusiker niedriger sein. Dann aber ge- 
nießen manche Vereine den besonderen Vorteil, daB sie das städtische 
Orchester für ihre Veranstaltungen gestellt bekommen. Hat aber die 
Stadt, was wohl immer der Fall sein wird, ein besonderes Interesse an der 
Tätigkeit des Vereins, wird sie ihm das Orchester unter besonderen gfün- 
stigen Bedingungen zur Verfüg^g stellen, was geradezu die Gestalt einer 
städtischen Subvention annehmen kann. Da der Stadt daran gelegen sein 
muß. ihr Orchester möglichst zu vervollkommnen, wird sie für die unter 
Leitung des \''creinsdirigcnten stattfindenden Proben übcrhatqM keine Ge- 
bühr erheben. l-"ür die Musiker liegt darin keine Scbädigimg. da die Stadt 
ihnen ja ihren festen Gehalt bezahlt. Die Privatmusiker dagegen, die die 
aufgewandte Zeit in Reclmung bringen müssen, werden sich in den meisten 
Fällen auch für die Proben bezahlen lassen. 

Das Fngagement findet für jede Konzertveranstaltung (d. h. Proben, 
eventuell ötTentliche Hauptprobe und Konzertabend) liesonders statt. 

Was die Höhe der Ausgaben für Solistenhonorare betrifft, stf gilt 
gerade hier das im Kapiteleingang Gesagte. Kommt noch hinzu, daß der 
eine \'erein nur erste Kräfte engagiert, während sich der andere mit ge- 
ringeren begnügt oder aus finanzieUen Gründen begnügen muß, ein Untcr- 
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schied, den maii auch nicht aus der Bilanz ersehen kann, so muß sich fast 
für jeden Verein ein anderer Posten ergeben. So finden wir in der Bilanz 
eines Vereins, der sechs Konzerte ^iht, die Aust^aben für Solisten mit 
5 — 6oüO Mark bezciclmct und in der Bilanz eines anderen Vereins, der 
aber lo Konzerte gibt, begegnet uns dieselbe Summe. Man wird immerhin 
5—6000 Mark als den Betrag annehmen <lürfen, der als Durchschnitt einem 
passiv wirkenden Verein für Solisten zur Verfügung steht. 

Die ausgaben für Miete des Saales hänej^en in erster Linie von dessen 
Größe ab. Auf die durchsclmittlichen Preise wird spater noch einzu- 
gehen sein. Auch hier spielen oft Privilegien, die der eine oder andere 
Verein genießt, eine wichtige Rolle. In den mir zur Verfügung gestan- 
denen Bilanzauszügen variierten die Jahrlichen Spesen für Saalmiete (ein- 
schlieBIich Heizung und BeleiKihtung) zwischen 2000 und 4000 Mark, was 
auf eine Ausgabe für das einzelne Konzert von 250 — 600 Mark schliefien 
läfit Hinzu kommen noch eine Reihe von kleineren Spesen» die man auf 
durchschnittlich 2000—4000 Mark in ihrer Gesamtheit veranschlagen darf. 
Ein ungefähres Bild könnte wohl folgende Aufstellung bieten, deren ein> 
zelne Posten das Mittel mehrerer Bilanzen darstellen. 

Musikalien (Ankauf, Leihen, Arrangieren, 



kopieren) Mk. 900 

Drucl^chen (haupt^dilich I^x^jamme) „ 1000 

Reklame und Inserate „ 800 

Dienergehalt » 500 

Billeteure und Provision^) „ 5^^ 

Stellung von Flügel » 150 

Pauschalgebuhr an die G. D. T. '"' 

Mk. 3950 



Jeder \'erein hat dami noch einige ihm eigentümliche Ausgaben, wie Zins- 
zahlungen für eine aufgenommene Anleihe usw. 

Für weniger leistungsfähige Vereine vermindern sich die Posten da- 
durch, dafi sie sich mit einem kleineren Orchester begnügen, auf die Auf- 
führung solcher Werke, die die Heranziehung von Hilfsmusikem erfor- 
dern wurde, verzichten, sich mit emem kleineren Saal begnügen, mehr 
klassische Werke aufführen, deren Noten sie schon besitzen, bei neuen 

l) Die Provision wird an "Nrusikalien- und Buchhriiulkr für den Vorver- 
kauf der Billets bezahlt; sie bttriigt jetzt allgemein 5O/0 des durch den einzelnen 
eingenommenen Betrages, während bislicr sehr viele sich mit i'/s^/o begnügten. Di« 
Billeteure, die die Abendkasse besorgen, erhalten 1,50-2 Mk. für den Abend. 
Ihre Tätigkeit dauert zwei Stunden. 
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Werken das Material nur leihen, die Reklame beschränken usw. An der 
Gesamtlage ändert dies nichts — den geringeren Ausgaben entsprechen 
auch geringere Einnahmen. 

Zur Deckung der Ausgaben, welche mithin in ihrer Gesamtheit sich 
2wisdien socoo und 30000 Mark bewegen, bieten sich zwei Quellen: 
I. die Konzerteinnahmen, 2. die Mitgliederbeiträge. 

1. Nur selten bei besonderen Zuspruchs sich erfreuenden Vereinen 
reichen die Konzerteinnahmen zur Deckung der eigentlichen Konzert- 
kosten (Teil des Dirigentenhonorars, Orchester, Provision, Reklame) aus. 
Der Einzelbilletverkauf spielt die Hauptrolle, er liefert zumeist einen Er- 
lös, der den aus den Abonnements sich ergebenden bald um das Doppelte 
übertrifft. Die Preise der Plätze übersteigen selten 5 Mark; 5, 3, 2 Mark 
für Sitzplätze, i Mark für Stehplätze bilden die Regel. Die Verschieden- 
heit der Einnahmen ergibt sich somit nicht aus den verschiedenen Preisen 
der Plätze, sondern allein ans der Verschiedenheit des Zudrangs zum 
Konzert, Die Mitglieder haben keinen Anspruch auf Freipiätze für den 
Konzertabend, höchstens ein Vorrecht bei der Auswahl der Plätze, sondern 
allein das Recht, den Proben, auch den Hauptproben, unentgeltlich beizu- 
wohnen. 

2. Die Mitgliederbeiträge. Sie repräsentieren meist eine verhältnis- 
mäßig geringe Einnahme und sollen zur Deckung der laufenden Ausgaben 
dienen. Die Hohe des einzelnen Beitrags scluvaiikt zwischen 10 und 
25 Mark. In der Regel können die laufenden Ausgaben nicht gedeckt 
werden, geschweige noch der aus den Konzerten resultierende Verlust, 
Die Folge ist ein Defizit, das bei den meisten Vereinen sich jährlich auf 
ein paar tausend Mark beläuft. 

Die Frage, wie dieses Defidt zu deckoi ist, wird zur Lebensfrage 
für den Verein. Die primitivste Art ist di^ daß der Fehlbetrag unter 
die Mitglieder repartiert wird und diese zu Nachzahlungen gezwungen 
werden. Statt dessen bringen wohl auch einige besonders wohlhabende 
Mitglieder die Summe auf. Das Nachteilige dieser Deckungsweise ist, 
daB der Verein vollständig auf den guten Willen semer Mitglieder ange- 
wiesen wird, und somit seine Existenz eine dauernde Unsicherheit auf- 
weist. Aus der lingunst der Verhaltnisse ergibt sich jedoch, daB diese 
Art der Deckung die gebrauchlichste ist. 

Nur verhähnismäBig wenige Vereine verfügen über einen sog. Ga- 
rantiefonds. Dies ist em Fonds, der eigens zu dem Zwecke aufgebracht 
worden ist, daB aus seinen Zinsen oder, wenn diese nicht ausreichen, aus 
dem Kapital selbst das sich am Ende des Jahres ergebende Defizit gedeckt 
werden soll. Die Bildung dieses Fonds kann auf verschiedene Weise ge- 
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scheheii. Entweder er dankt einer Stiftung sein Entstehen oder der Verein 
versendet eine Liste, in die jeder, ob Mitglied des Vereins oder nicht, einen 
beliebig hohen Betrag zeichnen kann. Endlich kann der Beitrag auch fest 
normiert sein (lo oder ao Mark resp. noch mehr) und zwar in der Form 
von Anteilscheinen, von denen reiche Gönner eine größere Anzahl erwerben 
werden. Jedes Jahr werden dann einige wenige Scheine ausgelost, und 
der Verein cribt sich der HofFnunp: hin, die ihn auch in den allermeisten 
Fälkn nicht täuscht, daß die Anteilcigncr auf eine Rückzahlung verzichten 
werden ; aus der Anleihe wird so alhnählich ein dem Verein gehörender 
Fonds. 

Wiederholt sich nun das Defizit Jahr für Jahr, so kann es wohl vor- 
kommen, daß die Mitglieder der fortwährenden Zuschüsse müde werden 
und sich fragen, ob die Allgemeinheit, der doch das Wirken ihres X'ereins 
genau so zugute käme, wie ihnen selbst, nicht atich ihr Schorflcin zu den 
Kosten beisteuern solle: es erfolgt eine Eingabe an die Stadtverwaltung 
um Subventionierung. Oft hängt von dem Bestehen des Vereins die Blüte 
des Musiklebens der ganzen Stadl ab. die Stadt hat also an seiner Er- 
haltung ein lebhaftes Interesse, und es bleibt ihr infolgedessen nichts ande- 
res übrig, als die nachgesuchte Subvention zu gewähren. Meist wird es 
sich un^ geringe Summen, die loooo Mark nicht übersteigen, handeln. 
Damit hat der Verein den großen Vorteil gewonnen, über eine sichere Ein- 
nahmequelle zu verfüp;en. 

2. Die aktiv wirkenden Vereine, 
a) Die gemischten ChcMrvereine. 

Die gemischten Chorvereine haben zum größten Teil sehr schwer um 
ihre Existenz zu kämpfen» die sich bei manchen in der letzten Zeit so 
prekär gestaltet hat, daß sie aus Mangel an Mitteln von Konzertveranstal- 
tungen mit Orchester abgekommen sind, wieder andere befinden sidi in 
einer solchen finanziellen Notlage, daß sie ihrem Dirigenten kein Honorar 
gewähren können, diese vielmehr lediglich im Ehrenamte tätig sind. 

Schuld an dieser Lage sind die auCcrordentlich hohen yVusgaben, wie 
sie besonders bei den Vereinen, welche die Oratorienmusik pflegen, hervor- 
treten. Die Konzertveranstaltungen sind um deswillen so teuer, weil nicht 
nur das Orchester und die. Solisten, sondern in der Regel auch die männ- 
lichen Chorsänger bezahlt werden müssen. Es macht sich nämlich fast 
allgemein ein entschiedenes Überwiegen der weiblichen ^Mitglieder geltend, 
die fehlenden männlichen Mitf^Heder sind deshalb durch bezahlte Sänger, 
welche zumeist sich aus dem SchuUebrerstand rekrutieren, zu ersetzen. Hat 
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2, B. ein großer Chonrerein etwa 300 singende Damen, so ist nicht darauf 
zu rechnen, daß mehr als 50 Herren aU zahlende oder wenigstens honorar- 
freie Sanger mitwirken. Es wird deshalb eine Verstärkung um mindestens 
30, bei manchen Chören auch um mehr» honorierte mannlidie Chorsänger 
erforderlich sein. In größeren Städten betragen die hierfür gezahlten 
Honorare 3—4 Mark für eine gewöhnliche Vereinsübung, 4,50—6 Mark 
für die Hauptprobe, wenn sie Öffentlich ist, und 6—7 Mark für die Auf- 
führung. Der Chorverein muß demnach mit einer Ausgabe von 800 bis 
1000 Mark und darüber für Bezahlui^ der Sänger pro Veranstaltung 
rechnen. Vorteilhafter gestaltet es sich für den Chorverein, wenn es ihm 
gelingt, die Mitwirkung eines Lehrergesangvereins gegen einen Beitrag 
an dessen Vereinskasse zu gewinnen. Daß es auch Ausnahmen gibt, be- 
weist 2. B. die Berliner Singakademie, welche über einen großen, aus den 
ersten Gesell scliaftskreisen sich rekrutierenden Männerchor verfügt. 

Sehr hoch sind femer, besonders bei größeren Chorwerken, die Ho- 
norare, welche den SoHsten o^ezahlt werden müssen. Diese können sich auf 
1000 — 1200 Mark für den Abend belaufen. 

Die Saalkosten steij^cn oft bis auf 1000 Mark. Daß ein Verein im 
Besitz eines eigenen Saales sich befindet, ist nur sehr selten, wie z. B. bei 
der Berliner Singakademie der Fall. Hier wird der Saal dann zur Ein- 
nahme(|iielle, da seine Vermietung reichen Gewinn abwirft. 

Es schließen sich die Ausgaben für das Orchester an, wclcl":c. wenn 
das Orchester ein gutes ist, mit 500 Mark kaum zu hoeli angesetzt sein 
dürften: rechnet man 300 Mark für jede Probe, so ergibt sich bei zwei 
Proben für Orchester eine Ausgabeposten von iioo Mark, Vcransclilagt 
man die Kosten für Musikalien, Drucksachen, Reklame usw. auf 600 Mark, 
ergibt das allein als Ausgabeposten eines einzigen Konzerts die hohe 
Summe von etwa 5000 Mark. 

Kein Wunder, daß daher in vielen Fällen die Beiträge der zahlenden 
Mitglieder, der singenden wie der zuhörenden, nur ausreichen, um die 
laufenden Ausgaben des Jahres ohne die Koazertkosten zu bestreiten; 
hierher gehören : Honorar des Dirigenten, Gehalt des Vercinsdieners, Miete 
des Ubungslokals, Anschaffung von Notenmaterial, Porti nsw. 

Aus den Abendeinnahmen aber lassen sich die Kosten der Veran- 
staltung nur in verhältnismäßig seltenen Fällen decken, wenn der be- 
treffende Verein gerade die besondere Gunst des Publikums genießt und 
er infolgedessen für seine Konzerte auf einen ausverkauften Saal rechnen 
kann. So zeigt die Bilanz eines großstädtischen Chorvereins mit 370 
singenden und 680 zuhörenden Mitgliedern, der drei Konzerte in der 
Saison gibt, bei einer Ausgabe von 19400 Mark eine Einnahme von 
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i6ooo Mark, ohne Berücksichtigung der Einnahmen für die zuhörenden 
Mitglieder. Nun betragt ad>er der Jahresbeitrag jedes zuhörenden Mit- 
gliedes 20 Mark, wofür ihm das Recht zusteht, nicht nur an den Kon- 
zerten, sondern auch an allen Übungen des Vereins und an den Proben zu 
den Konzerten, auch wenn dieselben öffentlich gegen Entgelt stattfinden, 
unentgeltlich teilzunehmen. Rechnet man also von dem 20 Mark be- 
tragenden Jahresbeitrag 12 Mark auf die Konzertbillets, so kommen 
immerhin noch etwa 8000 Mark zu den Kinnahmen hinzu. Hiernach 
würde sich demnach nicht ein Defizit von 3400 Mark, sondern ein Über- 
schuß von etwa 5000 Mark aus den drei Veranstaltungen dieses Vereins 
ergeben. Doch kann er, wie gesagt, nicht als Norm angenommen werden. 
Meistens wird sich die Lage wesentlich ungünstiger gestalten, wie 
7.. P>. folgende Aufstellung zeigt, die der Bilanz eines Vereins mit 340 
aktiven und 190 passiven Mitgliedern, der zwei Konzerte in der Saison 
veranstalttet, entnommen ist : 

Einnahmen : 

Beiträge der Mitglieder Mk. 4800 

Ertrag einer Aufführung „ 380 

Vermietung von Orchester-Stimmen n 50 

5230 

Ausgaben : 

Honorare Mk. 3200 

Lokalmiete, Beleuchlung^ und Heizung „ 920 
Drucksachen und Inserate „ 340 

Beitrag an den Lehrer- Verein „ 200 

Detizit einer Aufführung „ 91*0 

Ehrengaben und kleinere Unkosten „ 600 

6160 

Eine besondere Stellung nehmen die erst seit kurzem ins Dasein 
getretenen Volkschöre ein, wie solche in Berlin, Barmen, Frankfurt, Dres- 
den — dieser ist mit 450 singenden und 1000 zuhörenden ?^IitgHcdern der 
größte gemischte Chor Deutschlands — ■ |:^e£^ründet worden. Sie setzen 
sich aus Arl)eitern zusammen und dienen der Populär laicrung von Ora- 
torien und Chorwerken, was sie durch einen außerordentlich niedrigen 
Emiriltspreis (in Berlin 70 Pf. inkl. Garderobe und Programme) zu er- 
reichen suchen. Bei einem solchen Eintrittspreise ist an eine Kosten- 
deckung nur bei der Wahl eines si^r grofien Saales und hei vollbesetztem 
Hanse zu rechnen. Etwas verringern sich die Ausgaben allerdings da- 
durch, daB manche mitwirkende Kunstler auf ihr Honorar verzichten oder 
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zu einem ermäßigten Satze mitwirken. Auch wirkt der Dirigent zumeist 
ehrenamtlich. Immerhin ist nur bei regem Interesse in Arbeiterkreisen 
auf ein Prosperieren dieser lobenswerten Bestrebungen z« hoffen. 

Da die Beiträge der ordentlichen Mitglieder (50 Pf. monatlich) meist 
nur zur Bestreitung der Ausgaben für Heizung und Beleuchtung des 
Ühungssaales — dieser wird oft z. B. von einem Gymnasium unentgelt- 
lich zur Verfügimg gestellt — für Noten und sonstige Verwaltungskosten 
ausreichen, werden zur Deckung der übrigen Kosten Angehörige der wohl- 
habenden Klasse als außerordentliche Mitglieder aufgenommen. Diese 
zahkii ui ßernn einen Jahresbeitrag von 20 Mark oder einen eintnaligen 
Beitrag von 250 Mark, jedoch darf ihre Zahl nicht mehr als ein Zehntel 
aller Mitglieder betragen, um dem Chor seinen Charakter als Arbeiterchor 
flicht zu nehmen. Dennoch betrug das leizjahtige Defizit di^s Chores, 
der zwei Solisten- und zwei Chorkonzerte per Saison veranstaltet, i^er 
500 Mark. 

b) Die Männer- Cjeaangvemne. 

Ein wesentlich günstigeres Bild zeigen uns die Verhältnisse der 
M. G. V. Diese setzen sich zum größten Teil aus Lehrern und musikali- 
schen Subaltembeamten zusammen. Ihre regelmäüigen Übungen finden 
abends statt, während die gemischten Chor-Vereinigimgcn mit Rücksicht 
auf die gesellschaftlich und wirtschaftlich in Anspruch genommenen weib- 
lichen Mitglieder ihre Übungen nachmittags zu veranstalten sich genötigt 
sehen; zu dieser Zeit aber sind die wenigsten Männer frei, während die 
abendlichen Übungen der M. G. V. zu gelegenerer Stunde abgehalten 
werden. 

\\ as uns sofort in die Augen fallt, ist die außerordentlich günstige 
Stellung des Ausgabenetats. Gerade die für Chor- wie einige Orchester- 
vereine so schwer ins Gewicht fallenden Unkosten für Solisten und Or^ 
ehester kommen hier kaum je in Betracht. Auch von bezahlten Sängern 
ist bd ihnen natürlich nicht die Rede. Der Dirigent übt sein Amt ehren- 
amtlich aus. Der ganze Aufwand beschrankt sich somit auf die Posten 
für den Saal und für Reklame, sowie Notenmaterial und Programme. 
Hat ein Verein, was bei größeren häufig der Fall ist, ein eigenes Haus, 
so verwandelt sich die Ausgabe in eine Einnahmequelle, da durch Ver- 
mieten desselben leicht über die landesübliche Verzinsung des Anlage- 
kapitals hinausgehende Einnahmen erzielt werden können. Als Beispiel 
diene ein grofier Verein einer Großstadt mit 290 aktiven und 790 passiven 
Mitgliedern: 
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Einnahmen : 






Beitriit^e der Mitg^licdcr 


Mk. 


8288 


vtikaut von Vereinszeichen 


>♦ 


60,40 


Zinsen 


>> 


993,60 


A^onzcTLCiniianineii 


II 


3422,85 


Ausgaben : 






Honorare V) 


Mk. 


2596 — 


Ehrengaben n. Geschenke 


II 


540,65 


Miete, Beleuchtung u. Heizung 


>» 


I 579185 


Inserate 


>» 


223,70 


Musikalien 


» 


62,95 


Unterhaltungen 


1» 


2277,85 


Allgemeine Unkosten 




Jaliresbericht 


II 


I 287,25 


Reparatur d. Konzertflügels 


»» 


320,— 


Buchbinderarbeiten 


n 


52i5o 


Abonnements 


n 


19,20 


Drucksachen, Zirkulare etc. 


»» 


261,50 


Porti u. Bureauauslagen 


M 




Spesen f. Mitgliederurkunden 


*t 


340,90 


Spesen bd Traueranläfien 


n 


90,80 


Spesen f. Delegationen 


n 


36,50 


Verschiedene Unkosten 




300,40 



Mk. 12764,85 



'1-^13.35 

Aktivsaldo: Mk. 1551,50 

Zu den Kinnahmen stellen die Mitgliederbeiträge meistens das liaupt- 
kontingent. Dies crj^ibt sich aus dem zumeist melir intimen Charakter 
der Veranstaltungen. Jedes Konzert wird gewisserniaUen zu einem Fa- 
milienfest für jedes t-inzekie Mitglied; es stattet seine samthchen Ang'e- 
hörigen mit den ihm zur Verfügung stehenden Freibillets aus, so daß das 
wirklich zahlende Publikum stark die Minderzahl bildet. Und wo die 
Veranstaltung-en einen mehr öffentlichen Charakter annehmen, da sind es 
wieder die Anq^ehörigen und Freunde, die das „ausverkauft" ohne große 
Mühe zur Regel machen. 

Sind die Vereine aber auf Abendeinnahmen angewiesen, so bietet 
sich gerade ihnen in Veranstaltungen eines mehr geselligen Charakters 



z) Dieser Posten findet sich nur bei sehr bedeutenden Vereinen. 
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eine sichere Einnahmequelle. (Hiermit hängt denn auch zusamnien, daß 
geratie die Männcri^^csangvereine aus Festlichkeiten, wie dem Karneval, oft 
einen j^roüen Orcwinn ziehen.) Einen solchen Fall zeigt uns ein namhafter 
Gesangverein einer Großstadt: Bei 270 Mitgliedern (150 aktiven, 120 
passiven) üclauica sich seine MitgliederbeitraKe auf 4500 Mark. Die 
Haupteinnahme liefern die Konzerte: 8000 Mark, was wohl darin seinen 
Gmnd haben dürfte, daß der Verein neben drei Choraufführungen 4—5 
Veranstaltungen geselligen Charakters gibt. Den Gesamteinnahmen von 
12 500 Mark steht die Gesatntsumme der Ausgaben von nur i2Ckx> Mark 
gegMiüber. 

Daß die Vereine mittelgroßer Städte meist ebenso günstig dastehen, 
zeigt folgendes Beispiel : In einer Stadt von 10 000 Einwohnern nimmt ein 
Verdn aus den Beiträgen sdner 40 — 50 aktiven und 200 passiven Mit- 
glieder etwa 3000 Mitk ein. Aus seinen Veranstaltungen (4 Chor- und 
2 Unterhaltungskonzerte) erzielt er keine Einnahmen. Die Unkosten ge- 
stalten sich folgendermaßen: Orchestermusik 4 — 500 Mark, Noten 150 
Mark, Lokalitaten und sonstige Unkosten 1000 Mark. Den Einnahmen 
von 3000 Mark stehen denmach Ausgaben in Hohe von 1650 Mark gegen- 
über, somit ein Überschuß von 1400 Mark. 

Dieselben günstigen finanziellen Verhältnisse lassen sich auch für 
viele unbedeutendere Vereine nachweisen. Nehmen wir den Gesangverein 
einer Kleinstadt (1800 Einwohner). Die von 66 Mitgliedern (32 aktiven, 
34 passiven) gezahlten Beiträge betragen 160 M., die Einnahmen aus 
seinen Chorkonzerten und 4 sonstigen Veranstaltungen 150 Mark. Die 
Ausgaben belaufen sich auf 190 Mark, was einen XJberschuß von 120 Mark 
ergibt. Daneben gibt es natürlich auch, wie z. B. im Erzgebirge, Vereine, 
die ein recht kümmerliches Dasein fristen. 

Ist \'crmÖgen vorhanden (wie iii unserem i. Beispiel), was bei 
großen Vereinen häufig der Fall ist, so gestaltet das ihre Lage noch gün- 
stiger. Die Reinerträge der Konzerte fallen in der Regel dnem Reise- 
fonds, bei den Ideineren Vereinen einer Vergnügungskasse zu. Manchmal 
wird ein kleinerer Teil für einen Musikalienfonds vorher abgezogen. 
Reisefonds wie Vergnügungskasse (große Vereine verfügen über beides) 
werden außerdem noch durch Kollekten nach Bedarf gespeist 

Unter diesen Verhältnissen ist es kein Wunder, daß gerade die 
Männergesangvereine eine solch außerordentliche Verbreitung in Deutsch- 
land gefunden haben; von den Verchien, die in erster Linie der Pflege 
des Volks- und Kunstliedes sich weihen und daher für unsere Betrachtung 
allein von Bedeutung sind, bis herab zu den Arbeitergesangvereinen, wo 
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der gesfllige Charakter überwiegt. Gehört doch in kleinen Städten und 
in Dörfern fast jeder Einwohner „dem Gesang\'erein" an. 

Die deutschen Männergcsangvercinc haben sich 1862 zu einer festen 
Organisation zusammengeschlossen, in dem Deutschen Sängerbund", 
der zurzeit 75 Einzelverbände mit 3752 Vereinen und 1 10 000 Sängern 
umfaßt. 

c) Die Orcfaestervemne. 

Von den Ordiestervereinen haben nur ganz wenige größere Bedeu- 
tang gewcmnen. Sie sind verbreitet als geschlossene Vereine an Schulen, 
Universitäten usw., die sich auf gelegentliche Aufführungen, wie anläßlich 
von Schulfeiern und Jubiläen beschränken. Ihre minimalen Ausgaben 
(nur für Noten) werden durch sehr niedrig normierte Mitgliederbeiträge 
gedeckt. 

Auch die selbständig nicht im Rahmen einer anderen Köfperschaft 
bestehenden Vereine spielen meist eine recht bescheidene Rolle. Sie dienen 
besonders dazu, den Mitgliedern ein gemeinsames Feld zur Ausübung 
ihrer dilettantischen Kunstneigungen zu geben. Werden öffentliche Auf- 
fuhrungen, die dann meist dnen durchaus intimen Charakter tragen (ohne 
Reklame), veranstaltet, macht sich häufig eine Hinzuziehung von Berufs- 
musikem notig. 

So besteht in «iner Stadt von 70000 Einwohnern ein Verein, der 
40 Mitwirkende als ordentliche Mitglieder und ca. 150 außerordentliche 
Mitglieder zählt. Durch jährfiche Beiträge von 8 Itfork werden 1200 Mark 
aufgebracht. Diese Summe genügt zur Bestreitung sämtlicher Unkosten. 
Es werden zwei bis drei Konzerte intimen Charakters, ohne Erhebung von 
Eintrittsgeldern, veranstaltet; hierbei wird ein Orchester durch Militär- 
musiker ergänzt. Der Dirigent erhält einen Gehalt von 300 Mark. Der 
Rest der Einnahmen dient für Saalmiete, Anschaffung von Notenmaterial 
und kleineren Spesen. 

Nur ganz vereinzelt kommt es vor, daß größere Orchestervereine 
einen hervorragenden Platz im Konzertkben der Stadt einnehmen und 
große Kcmzette unter Hinzuziehung von Solisten veranstalten. Da ihre 
Gesamtspesen sich oft bis zu 10 000 Mark in der Saison belaufen, sind die 
Mitgliederpreise höher normiert (zehn bis zwanzig Mark) und werden 
für die Konzert« Eintrittspreise erhoben. Nicht immer ist ihnen hierdurch 
eine völlige Deckung der Ausgaben möglich, und müssen dann die Mit- 
glieder den Fehlbetrag aufbringen. 
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III. Die Orchester« 

Nirgends begi^en wir solch bunter Mannigfaltigkeit als bei den 
Orchestern. Nach sozialer Stellung, pekuniärer Lage, Größe, innerer 
Organisation, nach den Zwecken, denen sie dienen, treffen wir hier die 
größten Gegensätze. Nach unten läüt sich keine deutliche Grenze ziehen, 
wo die pekuniären resp. privaten Gesichtspunkte die küiistlerischen aus 
dem Felde schlagen. 

Innerhalb der der ernsten Musikpfege dienenden Orchester können 
wir folgende vier Kategorien unterscheiden : staatliche, städtische, subven- 
tionierte, freiem l->\vcrl)e üherlassene (Jrchester. 

I. Die staatlichen wie die städtischen CJrchester verfügen über reiche 
Mittel, die allerdings von der liedeutung des Hofes resp. der GriiUe und 
dem Reichtum der Stadt abhängig sind. Denn ein Zuschuß ist stets nötig. 
Er ist um so gröücr, je «größer das Orchester und je höher seine Leistungen 
sind. So zahlen Leipzig. Hamburg, Köln, Mainz, Düsseldorf für ihre 
städtischen Orchester jälirheh einen Zuschuß von 35 CX)ü bis 80000 Mark. 
In Essen beträgt der jährliche städtische Zuschuß 34000 Mark, in Heidel- 
berg 40000 Mark und außerdem erhalt das Orchester in Essen noch 
23000 Mark jährlich von privater Seite. Unter den Ausgaben ist der 
Gagenetat von ausschlaggebender Bedeutung. Er ist sehr verschieden, 
je nach d«r Zahl der Orchestermitglieder und der Höbe des Gehatts. So 
wird gezahlt in : 

Leipzig ein Durchschnittsgehalt von M. 3060 

Frankfurt a. M. „ „ „ » 2388 

Darmstadt „ „ » » 2203 

Mainz „ „ „ „ 2170 

Bremen „ „ „ „ 2158 

Wiesbaden „ „ » „ 2020 

Mannheim „ » » *> 2002 

Hamburg „ „ n „ 2000 

Düsseldorf „ „ „ » 1928 

Heidelberg » » n » 1900 

Neben den Ausgaben für die Gehälter kommen die übrigen kaum 
noch in Betracht. Saalmieten fallen meist überhaupt fort, da die Ver- 
anstaltungen, wenn nicht in städtischen Theatern, in sonstigen der Sudt 
gehörenden Räumen stattfinden. 

Die Tätit^'^keit des Orchesters erstreckt sich auf das Theater und auf 
Konzerte. Da die Theater bekanntlich zumeist mit Verlusten arbeiten 

1) So untcrstüzt z. B. Mannheim sein Theater mit 580000 Mk. jährlich, 

StraßburK mit 300000 Mk, 

d' Albert, Verwertung d. musikal. Auitühruugsrecbts. 4 
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sind die Konzerte die einzige Einnahmequelle. Teils veranstaltet die Stadt 
selbst einen Zyklus von Konzerten, teils vermietet sie ihr Orchester an 
Künstler, Vereine usw. Im Sommer finden entweder Unterhaltun,^skon- 
zerte statt oder das Orchester erhält Ferien. Daß diese Einnahmen selten 
mehr als die Hälfte der Ausgaben decken, dürfte ohne weiteres klar sein. 

2. Die subventionierten Orchester. Das Orchester ist durchaus selb- 
ständig; die Stadt ist nur zur Zahlung einer sich jedes Jahr gleichbleiben^ 
den Subvention verpflichtet, als Gegenleistung wirkt das Orchester zumeist 

bei Opern tmd Vorstelhmgen im Theater mit. Die Decktmg des Rests der 
Unkosten ist .Sache des Direktors; der erzielte Gewinn biMet seine Kin- 
nahme. Wenn man das stete Anwachsen der Ausgaben für die Musiker 
und der nötiqfen sonstigen Spesen und andererseits die wachsenden An- 
sprüche des Publikums und die \>rschärtun^ der Konkurrenz bedenkt, 
kann man sich einen iiegritt von der Schwierigkeit der Lage der Direktoren 
maciien. Sie müssen froh sein, einen Reingewinn in der Höhe von ein 
Prozent des Gagenetats zu erzielen, überall finden wir daher bei den Diri- 
genten subventionierter Orchester das Bestreben, ihre Orchester in städti- 
sche Orchester verwandelt zu sehen.. Ermöglicht ihnen doch dies allein, 
sich ungestört voll und ganz ilirer musikalischen Tätigkeit widmen zu 
können. 

Als Beispiel diene folgender Fall: Ein Orchester ist während der 
sieben Wintermonate 60 — 65 Mann stark, die übrige Zeit auf 45 reduziert. 
Im Winter erstreckt sich seine Tätigkeit auf das Theater, Symphonic- 
konzerte und populäre Konzerte, im Sommer finden nur wöchentlich drei 
kleine Unterhaltungskonzerte statt. Das Budget weist folgende Posten auf : 

Ausgaben : 

Gagen M. 85890 

Hilfspersonal » 2 140 

Drucksachen (Programm) „ 5236 

Noten und anderes „ 741^ 

Andere Unkosten „ 2 525 M. 103203 

Einnahmen : 

Sinfoniekonzerte M. 34180 

Theater „ 30 522 

Subvention von der Stadt „ 30000 

Auswärtige Konzerte „ 18222 M. 112 924 

Reingewinn des Dirigenten M. 9 721 
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3. Die ganz freiem Erwerb überlassenen Orchester. Da bei ihnen 
auch die Subvention \\ egfällt, gilt für sie das oben Gesagte noch in ver- 
stärktem Maße. Sie können sich nur l^ei besonders guten Leistungen 
halten. Und selbst ein vortre£Eliches Orchester, wie das Berliner Phil- 
harmonische, hätte ohne die Sommerversorg^g, die ihm das schon seit 
vier Jahren bestehende feste Engagement für das Kurhaus in Scheve- 
ning^ verschafft, einen schweren wirtschaftlichen Stand. 

Das Risiko tragen entweder wie bei dem letztgenannten Orchester 
alle, indem auf Teilung gespielt wird, oder der Dirigent wirbt das Or- 
chester und trägt das Risiko allein. Im letzteren Falle gilt für seine 
Einnahmen dassettte wie für die des Dirigenten eines subventionierten 
Orchesters. 

Als Beispiel diene das Ausgabeetat eines Orchesters von 40 Mann, 
das einen festen Standort hat und nur vereinzelt m NachbarsUdten ohne 
Übernachtung gastiert : 



I. Gagen 


M. 


52000 


2. Reisekosten 


» 


645 


3. Verpflegung und Diäten 


n 


1340 


4. Saalmieten 


n 


1500 


5. Portis 


tt 


140 


6. Reparaturen an Instrumenten 


II 


ISO 


7. Kassierer 


n 


400 


8. Telephon und Telegramme 


n 


250 


9. Drucksachen und Zeitungen 


II 


1022 


10. Ergänzung der Instrumente 


fi 


670 


II. Notenanschaffung 


I» 


1400 


12. Tantiemen 


II 


500 


13. Diverses 


II 


1 600 


14. Kassen, Stenern 


tt 


450 




M. 


62067 



Macht ein Orchester große Reisen, ist der Etat sell)st:rc(lend viel 
höher. Bei einem seßhaften Orchester fielen i^osten 2 imd 3 fort und wäre 
Posten 13 um ^ oder % zu reduzieren. 

IV. Konzertierende Künstler. 

Für die konzertierenden Künstler (Solisten wie Künstlervereini- 
gungcn: Trios, Quartette) nehmen die auf eigene Rechnung gegfebenen 

4* 
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Konzerte die erste Stellung ein, die gegen ein festes Engagement gegebe- 
nen treten daneben vollständig zurück und kommen für den namenlosen 
Kunstler gar nicht in Betracht. 

Was die Art und den Erfolg dieser Konzerte betrifft, macht sich ein 
scharfer Unterschied zwischen Großstadt und Provinz einmal und dann 
zwischen berühmten Künstlern und weniger berühmten oder namen- 
losen geltend. 

Was den Künstler veranlassen kann, in einer Großstadl — für 
Deutschland kommt hier Berlin bei weitem in erster Linie in Betracht — 
ein K<Mizert zu veranstalten, ist entweder die Aussicht auf pekuniäre Vor- 
teile oder die Hoffnung, durch einen Erfolg sich gute Kritiken zu ver- 
schaffen, die dann in der Provinz als Reklame dienen können und so die 
erlittenen materiellen Verluste durch um so reichere Gewinne ausgleichen 
sollen. Bei der ungeheuren Anzahl von Konzerten, die tagtäglich in 
ßierlin stattfinden und deren Zahl noch von Jahr zu Jahr steigt — die 
letzte Saison 1906/07 sind es über 1000 gewesen — ist es ganz natürlich 
nur wenigen Künstlern, vielleicht nicht mehr als zehn beschieden, mit 
Sicherheit auf eben pekuniären Erfolg rechnen zu können. Ein solcher 
Künstler wird dann auch mühelos den größten Saal füllen. Konzertiert «r 
mit Orchester, belaufen sich seine Ausgaben für Saal, Orchester, Reklame, 
Druckkosten und kleineren Spesen (Bezahlung der Billetverkäufer, des 
arrangierenden Agenten usw.) kaum höher als auf 2000 — 3000 Mark (in 
der Philharmonie auf 1800 — ^2000 Mark, in der Singakademie oder Beetho- 
vensaal auf 1200 — 1500 Mark), konzertiert er ohne Orchester, kommen 
6 — ^700 Mark in Abzue:. An den Agenten, der die Arrangements mit dem 
Saalbesitzer trifft, die Reklame besorgt usw. entfallen in der Regel 5 % der 
Nettoeinnahme. Dagegen läßt sich z. B. in der Berliner Philharmonie 
mit nicht allzu großen Schwierigkeiten eine Einnahme von 8000 Mark er- 
zielen. Aber dieses Glück wird, wie gesagt, nur ganz wenigen zuteil, und 
auch hier darf man es nicht überschätzen. ^Teistens übersieht man die 
Ansp^aben, die sich nicht für jedes cin^^ehic Konzert fixieren lassen, in ihrer 
Gesamtheit aber eine recht beträchtliche Summe re])rasentiercn : die Hotel- 
kosten, die Reisespesen und alles, was der Künstler für Repräsentation 
braucht, die er seinem Namen schuldig ist. Von der unj^clieureii Ver- 
ausgabung geistiger und physischer Kräfte, die sich nicht in Werten aus- 
drücken läßt, gar nicht zu reden. 

Die große Menge der Solist ei;konzerte wird in Berlin veranstaltet, 
um Kritiken zu erlangen. Je unbekannter der Künstler, desto schwieriger 
ist seine Situation. Ist es doch für ihn schon schwer, einen Abend aus- 
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lindig: zu machen, an dem nicht ein berühmter Name von vornherein den 
Besuch seines Konzertes hoffnungslos macht Sind glücklich alle Vorbe- 
reitungen und Verabredungen mit den Agenten usw., die für den Neuling 
doppelte Schwierigkeiten bieten, getroffen, so findet das Konzert meist mit 
recht wenig ermutigendem Resultat statt. Nur zu oft werden die Hoff- 
nungen, die der Applaus des mit Freunden und Verwandten des Künst- 
lers und mit Leuten, die sich für die ihnen von der Konzertagentur selbst*) 
oder Konservatorien zur Verfüfjunt,^ crcstclltcn Billets erkenntlich erweisen 
wollen, uotdürftio- rref iilltcn Saal in ihm ,ij:e\veckt, am nächsten Tag durch 
eine scharfe, vernichtende Kritik furchtbar zerstört Vielleicht ist sie be- 
rechtigt, vielleicht aber hat der von Konzert zu Konzert .<;ehctzte Kritiker 
— oft muß er an einem Abend ein halbes rhitzciid Konzerte anhören — 
aucii gerade eine weniger geglückte Nummer gehört oder seinen Mißmut 
über die Anstrengungen des Berufs an dem unschuldigen Neuling ausge- 
lassen. Mit voller Berechtigung werden daher immer mehr Stimmen laut, 
die von der Trüglichkeit jenes Ruhmes waren, „in Berlin ein Konzert ge- 
geben zu haben." 

Von Einnahmen, selbst nur von Bruttoeinniiiiuien, kann hier natür- 
lich meist kerne Rede sein. Deshalb fordert der Agent auch die \ crgütung 
seiner Bemühungen in einer fixierten Summe, welche 50 — 100 Mark be- 
trägt. Ist — Im günstigsten Falle — auf dnen die Kosten deckenden 
Ertrag zu rechnen, werden wohl auch 10 % der Bruttoeinnahme verein- 
bart. Selbst wenn die Kritiken gut sein sollten» sind sie doch unverhält- 
nismäßig teuer erkauft. Ganz besonders hoch sind die Unkosten, wenn es 
der junge Künstler unternimmt, unter Mitwirkung von Orchester sein 
Konzert zu veranstalten, was bei angehenden Komponisten häufig ist; 
denen kein anderer Weg offen steht, ihr Erstlingswerk bekannt zu machen. 

In der Provinz ist der Gegensatz der Lage zwischen berühmten und 
weniger berühmten Künstlern derselbe, wenn hier auch die Ansprüche wie 
die Konkurrenz geringer sind. 

Bei berühmten Künstlern ist hier oft der Fall, daß sie von dem 
Agenten gegen ein festes Honorar engagiert werden oder eine Mindestein- 
nahme garantiert erhalten. Der t^berschuß fällt dann dem Agenten zu. 
Im andern Fall muß sich der Künstler einen doppelten Abzug gefallen 
lassen. Einmal gehen meist zehn Prozent an den Generalagent, welcher 
für den Künstler die Korrespondenz mit den einzelnen Musikzentren 

i) Meist kleine Leute wie Lehrer u. s. w. Häufig indes senden diese die 

T^illct? zurück. Ja eine Konzertagciitur bekam sopar zal^l reiche Zuschriften, die 
C'vAc der Konzerte vprlfihnfrn die Spesen für die elektrische Bahn und die bessere 
Kleidung nicht, man muge wenigstens das Fahrgeld vergüten. 
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geführt Iiat und die Zusammenstdlimg der Tournee getrofiFen. Ist der 
Künstler bekannt genug und verfügt er über genügende geschäftliche Er- 
fahrung, wird er die Vereinbarung selbst treffen und so die Vermittlungs- 
person ausschalten. Dann sind noch (in der Regel 5 % der Bruttoein- 
nahme an den lokalen Agenten (meistens ein Musikalienhändler) für 
Übernahme des Billetverkaufs und anderer Bemühungen zu zahlen. Dies 
hat sich erst in neuerer Zeit eingebürgert, während früher der Musikalien- 
* händler schon dankbar war. wenn er den Billetverkaiif übertragen erhielt, 
da hierdurch das Publikum in seinen Laden gezogen wird und der Billet- 
verkaiif ihm so als Reklame dient. Die Inanspruchnahme des lokalen 
Agenten wird sich kaum je umgehen lassen. 

Ist der Name des Künstlers nicht bekannt genug, um eine Garantie 
für eine i^rüt^crc Einnahme zu bieten, wird sich der Ai^ent nie auf "Fn'j-age- 
ment gegen ein fest normiertes Honorar einlassen. Der Künstler muß 
allein das Risiko übernehmen, Ist sein Name cini<:^ennaßen bekannt, oder 
macht er die nötige Reklame, zumal wenn er über einige gute Kritiken 
einer maßgebenden Zcitunci;- verfügt, bietet sich hier eher Aussicht auf 
einen Erfolg. Dazu kommt, daß in kleineren Städten die Kosten für den 
Saal ja geringer sind, während in den Preisen der Plätze kaimi Unter- 
schiede vorhanden sind. 

Was stets am meisten auf die Einnahmen drückt, ist die außer- 
ordentlich starke Konkurrenz, die noch von Jahr zu Jahr wächst. Dabei ist 
das Publikum bei dein vielen Minderwertigen, das geboten wird, die Ent- 
täuschungen, die manche ,,\\ underkinder" bereitet haben, mißtrauisch 
geworden und hält sich lieber an Namen, die schon einen guten Klang 
haben. 

V. Die Agenten. 

Bei den geringen kaufmännischen Kenntnissen, die den Musikern 
meist eigen sind und bei der vielen Zeit, welche die Verhandlungen oft 
erfordern, spielen die Agenten naturgemäß im Musikleben eine bedeutende 
Rolle. Sie arrangieren den Künstlern die auf eigene Reciuiung veran- 
stalteten Konzerte, sie vermitteln ihnen Engagements bei Konzertgescll- 
schaften.Vereinen usw., und stellen ihnen ihre Tourneen zusammen. El)enso 
arrangieren sie Orchestertourneen und vermitteln deren Engagements bei 
Konzertetablissements, Saalbesitzern usw. und im Sommer bei den Bade- 
direktionen. Sie sorgen für die Besetzung von Oratorien usw. 

Aus allen diesen Geschäften ziehen die Agenten reiche Einnahmen, 
zumal da ein Risiko für sie ja nicht besteht. Aus diesem Grunde zahlen 
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sie auch nur den ersten Künstlern einen festen Preis und vermeiden es, 
Konzerte auf eigene Rechnung und Gefahr zu arrangieren. Wie wir ge- 
sehen haben, bildet die prozentuale BcteiUg"nng^ die Reg;el und zwar betragt 
sie meistens fünf Prozent der Netto- oder zelm Prozent der Bruttoein- 
nalinie. Für den anfangenden Künstler wird der Satz auch wohl oft viel 
ungünstiger sein, da der Agent einmal größere ISIühen und Kosten hat, 
anderercsits er hier nicht zu befürchten braucht, seinen Klienten an die 
Konkurrenz zu verlieren oder gar, jener könne seine Arrangements ohne 
ihn treffen. 

Immerhin kommt es auch vor, daß Agenten auf eigene Rechnung 
Aufführungen veranstalten ; als hervorragendes Beispiel mögen die großen 
philharniünischen Konzerte in Berlin dienen. Diese waicn zunächst durch 
die Berliner Philharmonische Gesellschaft ins Leben gerufen worden. 
Nach deren Auflösung sprang die Konzertdirektion Hermann Wolif als 
Unternehmer ein, und alle Beteiligten, sowdil die IHrektion als das Or- 
chester, das nicht nur ein festes Honorar für seine Mitwirkung, sondern 
auch eine Gewinnbeteiligung erhält, sind hiermit sehr zufrieden. Enga- 
giert einmal ein Agent in einer Großstadt einen berühmten Künstler gegen 
festes Honorar, übernimmt er damit kaum ein Risiko, wdl er sich darauf 
nur einläßt, wenn der Künstler sich mit einem bescheidenen Honorar be- 
gnügt Manchem Künstler ist aber die Sicherheit der Emnahmen mehr 
wert als die Höhe. 

Das Gesagte betrifft die Agenten im eigentlichen Sinn, d. h. die 
Agenten, deren einziges Geschäft die Agentur bildet. Ihr Sitz ist die Groß- 
stadt. Daneben gibt es besonders in mittelgroßen und Ideineren Städten 
Musikalienhändler, welche die Agentur als Nebenberuf betreiben. Einmal 
wirken sie, wie wir gesehen haben, gemeinsam mit den andern Agenten, 
oft verhandeln sie aber auch mit dem Künstler direkt und treten hierbei 
oft als Unternehmer auf. Der Musikalienhändler engagiert einen Künst- 
ler, dessen Name ihm eine gjoße Anziehungskraft auf das Publikum ver- 
bürgt, gegen ein festes Honorar, mietet den Saal, kurz, er trägt sämtliche 
Kosten, wofür der Reingewinn ihm allein zufällt. Das Risiko ist für ihn 
insofern größer, als er dem Künstler gegenüber nicht über die Macht- 
stellung des Groüstadtagenten verfügt und sich d^slialb zur Zahlung von 
im Verhältnis zu den zu erwartenden Einnahmen wesentlich höher be- 
messenen Honoraren verstellen muß, auch hat er nicht die Auswahl wie 
jener und muß sich oft mit Kräften zweiten Ranges begnügen. Anderer- 
seits erleichtert die Einfachheit der musikalischen Verhältnisse eine der 
Realität entsprechende Taxierung des Erfolges und der Einnahmen. 
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VI. Die Saalbesitzer. 

Da nur ein verschwindend kleiner Teil der Veranstalter von Kon- 
zerten selbst im Besitz eines Saales ist, weitaus die meisten vielmehr 
darauf angewiesen sind, für jeden Aufführungsabend sicn einen solchen 
zu mieten, ist es nicht nur für die einzelnen Aufführenden, sondern für 
das ganze Musikleben von größter Bedeutung, wer denn der Besitzer des 
Saales ist. Denn einmal mufi man sich fragen, ob die Miete, weiche bei 
allen Aufführenden einen der, wenn nicht den Hauptposten ihres Ausgabe- 
etats bildet, wirklich sich in dieser Höhe immer rechtfertigen läBt und es 
sich nicht etwa um eine unbillige Ausbeutung, wie sie ja bei einer nicht 
selten vorliegenden Monopolstellung- des Saalbesitzers leicht denkbar ist, 
handelt, so daß dk- Spenden der Kunstfreunde, welche zur Förderung der 
Musik dienen sollten, auf einmal in einer unverdienten Grundrente eines 
Kapitalisten wieder zum Vorschein kämen. Aber selbst wenn keine unbe- 
rechtigte Ausbeutung vorliegt, ist es von Wichtigkeit, ob zum Wohle der 
Gesamtheit bestimmte Gelder in die Hände einiger einzelnen Privatunter- 
nehmen oder in die der Gesamtheit, wenn auch in anderer, nämlich wieder 
konkreter Form i;fclan,c:en. Als Saalliesit/.er kömmen nämlich in Betracht 
private und ötientliche Wirtscliaften (die Kommunen). 

Sehen wir von den Fällen, in denen Veranstalter von Auffijlirung-en 
zucrleich Saalbesitzer sind, ab, so erscheinen als Vertreter der ersten Kate- 
gorie erstens Konzertaq-cnten ( z. B. rieclisteinsaal in Berlin) und zweitens 
Privatleute bczw. Gesellschaften, kurz Kauficiitc, die sich aus?chließlich 
vom privatwirtschaftlichen l'rinzij) leiten lassen, d. h. sie werden in erster 
Linie eine möglichst holie V erzinsung ihres Kapitals suchen. 

Cetian betrachtet, handelt es sicli in den meisten Fällen bei den Ein- 
nahmen nicht oder nur zum ij^eringen Teil um Kapitalzins. v;otulcrn in erster 
Linie um Grundrente. Die meisten Säle stammen aus früherer Zeit, und 
wenn der Bauplatz dem Saaleigentümer auch nicht geschenkt worden ist, 
wie es bei der Singakademie in Berlin dt r Fall ist (die Singakademie er- 
hielt das Grundstück, auf dem sie ihr Haus errichtete, von Friedrieh Wil- 
helm III. zugewiesen, zum Dank dafür, daß sie ihn bei seiner Heimkehr 
ans den Befreiungskriegen bewillkommnet hatte), kami er ihm doch nicht 
bescmders hoch zu Buch stehen. Bei anderen Sälen liegt die Sache so, 
daß sie auf billigem Hinterlande errichtet m sein pflegen, so daß das für 
den Grunderwerb verausgabte Kapital sich aus den Mietseinnahmen des 
Vorderhauses verzinst und die Erträge des Konzertsaales nur die Bau- 
und Betriebskosten zu decken brauchen. Hierau sind keine sehr erheb- 
lichen Einnahmen erforderlich. 
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Für alle Säle aber tritt die starke Steigerung, welche die städtische 
Bodenrente in den letzten Jahrzehnten erfahren hat, besonders scharf her- 
vor, da sich hier in doppelter Weise ein Renteneinkommen bildet. Einmal 
nehmen die Säle als Baulichkeiten im allgemeinen an der Preissteigerung 
teil, wie es bei den g^esamten bebauten Bodenflädi cti der Fall, hierzu kommt 
aber eine ^vcitL'rc noch stärkere Slcig-ernns^, den die Säle ihrem eigentüm- 
lichen Charakter verdanken. Für die letzte Zeit ist nicht nur eine große 
Enveiterung des Musiklebens, die in vielen Städten zu einer wahren 
Konzertsindflnt ausartet, sondern ein außerordentlich starkes Anwachsen 
der \'eran^t;ihungcn öft'cutlichen Charakters überhanpt. mögen .sie nun 
ernster oder gescnigcr Art sein, zu konstatieren. Hiermit ist auch die 
Naclit'rage nacli Sälen außerordentlich gewachsen, ohne daß durch Neu- 
bauten den Bedürfnissen vollauf Rechnung getragen worden wäre. Die 
Folge i-t eine stark hervortretende Monopolstellung der Saalbesitzer, 
welche sie den Aufführenden gegenüber auch vollkommen auszunützen 
wissen und die ihnen ein außerordentlich hohes Renteneinkommen sichert. 
Beträgt doch m einer Großstadt die Miete für größere Säle kaum weniger 
als 250 Mark für den Abend (inld. Bedienung und Beleuchtung, event 
auch einer Prabe), — bei Tagesveranstaltungen erniedrigt sich der Prds 
um etwa zoo Mark — kann so aber bis auf 1000 Mark steigen. Kleinere 
Säle (500 Plätze und mehr) pflegen nicht unter 150 Mrk, dem ein Preis 
von etwa 90 Mark für eine Tagesveranstaltung entspricht, vermietet zu 
werden. Ein Bild von der resultierenden Jahreseinnahnw erhält man, 
wenn man bedenkt, daß unbesetzte Abende wahrend der Saison kaum je 
vorkommen. In andern Städten lassen sich die Sätze um 50 — 100 Mark, 
je nach den Umstanden (Konkurrenz, Nachfrage) niedriger normieren. 

Zu den Einnahmen aus der Vermietung tritt die aus den Gaiderobe- 
geldem. Diese ist weitaus bedeutender, als es auf den ersten Blick er- 
scheinen möchte. Bei einer Taxe von 20 — 2$ Pf. kann sich eine Jahresein- 
liahme von 50000 I\Tark und mehr (in einer Großstadt) erzielen lassen. 

Eine wesentliche Rolle spielen auch die Einnahmen aus dem Wirt- 
schaftsbetriebe, besonders bei den Saalbesitzem — und das ist fast bei 
sämtlichen der Fall — welche ihren Saal nicht nur für ernste Musikauf- 
führnngen. sondern auch für Veranstaltungen geselligen Charakters, wie 
Festlichkeiten, Bankette, Bälle (besonders Maskenbälle) vermieten. Wie 
ja überhaupt gesellige Veranstaltungen gewinnbringender sind als seriöse. 

Allen diesen Einnahmen ■^tphen nur die Ausgaben für die Unter- 
haltung des Saales, die BeleuchtuiiL;, das Dienstpersonal und die städtischen 
Abgaben gegenüber. Hieran kommt noch die Verzinsung des Anlage- 
kapitals, die allerdings bei Neugründungen oder für einen neuen Erwerber 
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der ja auch den Zins für die kapitalisierte Grundrente aufzubringen hat, 

ziemlich hohe Summen erfordern kann. In weitaus den meisten Fällen wird 
sich aber eine bedeutend über die landesübliche Verzinsung hinausgehende 
Einnahme erkennen lassen, welche als Ausflufi der Grundrente anzu- 
sehen ist. 

Xnn kommt es aber auch vor, daß der Saalbesitzer, statt nur den 
Saal zu einer Musikaufführung zu stellen, selbst die Veranstaltung des 
Konzertes in die Hand nimmt. Hiermit greift er aktiv ins Musikleben 
ein, und zwar wird er sich weniger von künstlerischen als kommerziellen 
Gesichtspunkten leiten lassen. So wird er den engagierten Künstler sogar 
in der Aufstellung seines Prog^ramnis zu beeinflussen suchen, indem ihm 
weniger daran liegt, daß Werke von hohem musikalischem Wert, als 
solche, die einen vollen Saal versprechen, zur Auffülirung gelangen. 

Auch bei der Veranstaltung van Konzerten auf eigene Rechnung 
stellt sich der Saalbesitzer sehr gimstig. £s gelingt ihm immer noch, 
Solisten allerersten Ranges gegen ein Honorar von 2000 Mark zu en dra- 
gieren. Wendet er dann für Orchester, Reklame, Beleuchtung usw. noch 
1500 Mark auf, so daß sich sein Aufwand auf 3500 Mark stellt, so kann 
er demgegenüber mit Leichtigkeit folgende Einnahmen erzielen : 



dies erg3>t dne Gesamteinnahme von 7255 M. 

mithin einen Nutzen von über loo Prozent. 

Sicherlich fließt ein über das absolut notwendige Maß hinausgehender 
Teil der für die FÖrdenmg des Musiklebens bestimmten Golder in die 
Tasche von KapitaHsten, so daß sich einem die Fra.s;c aufdriinoen muß, 
ob diese Monopolstellung der Saalbesitzer nicht zu brechen ist. Zunächst 
sollte man denken, daß die günstige Stellung einiger weniger die Kon- 
kurrenz anrcg-cn müLJte. Dies ist auch jetzt in BerHn eingetreten, wo 
letzten Winter mit einem Male eine ganze Reihe von Konzertsälen aus 
der Erde hervorschossen. Ob aber dadurch wirklich ein Sinken der Miet- 
preise herbeigeführt werden wird, oder der Zusammenbruch einiger unter 
den ungünstigsten Bedingungen Arbeitender die Folge sein wird, bleibt 
abzuwarten. Eine Senkung der Preise ist deshall) kaum möglich, da ja 
die neuen Säle weit höhere Kosten verursacht haben, ihre Besitzer also 



5^ »» »» M 

600 Stehplatze „ 1,50 „ 
1500 Garderoben ä 2$ Pf. 




480 M. 
4000 „ 
1500 „ 

900 « 



. ij i^od by Google 



— 59 — 



weit ungünstiger gestellt sind, da sie höhere Zinsen aufzubringen haben. 
Ein Preis, der für die Besitzer alter Säle eine ansehnliche Grundrente re- 
präsentiert, bildet für diejenigen neuer Säle nur eine angemessene Ver- 
zinsung ihres Anlag^ckapitals. Dazu kommt, dafi es nur sdten möglich ist, 
für die neuen Säle eine so g^ünstige Lage zu wählen, daß sie den alten eine 
vollkommen wirksame Konkurrenz machen können. Meistens müssen sie 
mehr nach der Peripherie der Stadt zu verlegt werden. Und wer wird 
den Mut haben, ein Konkurrenzunternehmen in einer Stadt ins Leben zu 
rufen, wo für die Bedür^iisse ein groBer Saal genügt, und dieser schon 
besteht? 

Damit soll natürlich nicht gesagt sein, daß die Stellung eines Saal- 
besitzers stets eine besonders lukrative sei: In vielen Städten mit weniger 
intensivem Geselligkcitslcbcn wird es dem Besitzer nicht gelingen, seinen 
Saal jeden Abend zu vennieten, ja es wird vorkommen, und dies besonders 
während der toten Saison, im Sommer, daß er nur an Sonn- und Fest- 
tagen Einnahmen erzielt, während ihm an den übrigen Tagen der Saal 
leersteht, so daß wohl die Betriebskosten gedeckt werden von einer ange- 
messenen Verzinsung und Amortisation aber nicht die Rede sein kann. 
Befindet sich der Saal in einem Hotel oder Wirtshaus, wird der Gesamt- 
betrieb die geringere Verzinsung des Saales ausgleichen. Ist der Besitzer 
aber allein auf seine Saaleinnahmen angewiesen, kommt es in nicht seltenen 
Fällen vor, daß er, um ein zu langes Leerstehen zu vermeiden, sich ge- 
zwungen sieht, ein Vari^t6 oder — dessen obscönere, flachere aber aristo- 
kratischere Modeform — ein Cabaret darin einzurichten, was auch des 
öftem den gewünschten Erfolg hat. 

Demgegenüber ist indes zu beachten, dafi für ernste Musikauffüh- 
rungen doch nur eine sehr beschränkte Anzahl von Sälen in Betracht 
kommen kann. Wie verhältnismäßig selten bietet ein Saal eine wirklich 
gute Akkustik. Sobald aber eine Monopolstellung geschaffen ist, ist auch 
die Gefahr der Preistreibung vorhanden. Es brauchen keineswegs immer 
spekulative Momente mitzuspielen, aber die Privatwirtschaft ist auf eine 
angemessene Verzinsung ihres Anlagdcapitals angewiesen ; steht ein Saal 
sechs Tage leer, mufi dies die am siebenten Tage gezahlte Miete aus- 
gleichen. 

Da nun die Konzerte zum grofien Teil dem Wohle der Gesamtheit 
dienen, hat die Gesamtheit auch ein Interesse daran, daß Säle, die für 
solche Veranstaltungen bestimmt sind, nicht unter einer rdn privatwirt- 
schaftlichen Politik stehen. 

Man hat deshalb hier den Weg beschritten, der sich schon bei andern 
eine Monopolstellung schaffenden Betrieben bewährt hat, die Kommuaali- 



. ij i^od by Google 



» — 6o — 

sierung. Die Städte sind bestrebt, selbst einen durch Größe wie Akkustik 
sich auszeichnenden Saal dem Musikleben zur Verfügung steUea zu 
können. Dieses Streben ist aufs Lebhafteste zu begrüßen und seine Ver- 
allgemeinerung dringend zu wünschen, da auf diese Weise die Einnahmen 
nicht ein7:elncn Kapitalisten, sondern wieder der Gesamtheit zugute kom- 
men ; vor allem aber ist, wenn die Städte sich nicht von liskalischen Ge- 
sichtspunkt zu sehr leiten lassen, was kaum 7A1 befürchten ist, jeder Aus- 
beutung des Musiklebens ein Kiegel vorgeschoben. Grundsatz der Stadt 
wird sein, die Preise so zu normieren, daL5 neben der Vergütung der Be- 
triebskosten eine landesübliche Verzinsung und Amortisation des Anlage- 
kapitals erreicht wird. Wenn dieses Bestreben auch bei der Hohe der 
Anlagekosten eine Verbilligung der Miete zunächst nicht ermöglieht, ist 
doch jede Willkür und mutwillige Preissteigerung ausgeschlossen. Dies 
drückt sich auch in den taxenmäßig festgesetzten Preisen des Saales resp. 
der Säle (es wird sich für die Stadt stets empfehlen, mehrere Säle ver- 
schiedener Größe in einem Bau zu vereinigen, um jedem Bedür£ais Rech- 
nung tragen zu können) aus. Um aber trotzdem den individuellen Ver« 
hältnissen der Veranstalter die nötige Berücksichtigung angedeihen zu 
lassen, ist verschiedentlich die Einrichtung getroffen, daB solche, die eine 
Berücksichtigung verdienen (z. B. Veranstalter von Wohltätigkeitskon- 
zerten, ein ohne Absicht auf Gewinn wirkender, das Musikleben der Stadt 
fördernder Verein) zwar auch die für die Benutzung des Saales fest- 
gesetzte Taxe zu entrichten haben, ihnen dann aber aus der Stadtkasse 
eine entsprechende Vergütung gewährt wird. Dies kommt einer Herab- 
setzung resp. dem gänzlichen Erlaß der Miete gleich. Auf diese Weise 
wird es der Stadt sogar möglich sein, selbst fördernd auf das Musikleben 
zu wirken. 

Als Beispiel für die Durchführung des kommunalen Betriebes möge 
der Rosengarten zu Mannheim dienen. Er umfafit folgende Säle in der 
Hauptsache: 

Zahl der Sitzplätze Stehplätze Vergütung pro HeizunR. l'auschal- 
ca. ca. Veranstaltung. betrag pro Stunde. 

I. Saal 3386 1378 250 M. 3-80 M. 

ir. „ 1345 112 150 „ 2,60 „ 

III. „ 680 180 50 n " 

Die Beleuchtimg ist nach dem Verbrauch zu vergüten. 

Die Preise verstehen sich für die eigentlichen Veranstaltungen, wie 
für alle üff entliclien Generalproben, zu denen das Publikum gegen Bezah- 
lung Eintritt hat. Zu zwei Proben wird der gemietete Saal ohne Berech- 
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nung einer besonderen Miete, jedoch gegen Erstattung sämtlicher Aus- 
lagen, zur Verfügung gestellt. 

Für die Besorgung des llilletverkaufs an der Kasse und alle damit 
zusammenhängenden sonstigen Kassengeschäfte durch städtisches Per- 
sonal wird eine Gebühr von fünf Prozent der Kasseneinnahmen erhoben. 

Ebenso sind die Kosten für das zur Bediennncf (Abnahme der Billets 
usw.) und Aufrechterhaltung der Ordnung im Saal nötige Personal nicht 
in der Saalmiete inbegriffen. 

Außerdem wird von jeder Person, wclclie den "Rosengarten zum Zwecke 
des Besuchs einer darin stattfindenden Vcranstaltunj::^ betritt, ein EinlaÜ- 
{^•eld von lo Pf. erhoben^). Die Reinigung der benützten Käume geschieht 
unentq-eltlich. 

Die ein für allemal feststehenden Preise haben den weiteren Vorteil, 
daß dem musikalischen Veranstalter erleichtert ist, die W'rhandUuigen 
ohne Zuhilfenahme eines Agenten selbst zu führen, da er nicht zu fürchten 
hat, übervorteilt zu werden. 

i) Anin.: Dies stellt eine einfache Steuer dar, und ist etwa als Ent- 
schädigung für Abnützung der Gebäude zu betrachten, berechtigt aber nidit etwa 
wie der italienische Ingresso aum Besuchen der Veranstaltung selbst. 



Drittes Kapitel. 



Der Gedanke, das grofie in den rem musikalischen Werken ruhende 
und den Komponisten verloren gehende Kapital wirtschaftlich zu ver- 
werten und den ganzen Veikehr zwischen den Urhdiem oder den sonsti- 
gen Inhabern von Aufführungsrechten einerseits und allen Veranstaltern 
öffentlicher Aufführungen andererseits durch eine Zentralstelle zu leiten, 
ist nicht neu, er ist auch nicht in Deutschland zuerst entstanden. 

Schon am 31. Januar 185 1 wurde eine solche Anstalt unter dem 
Namen Societe des Auteurs, Compositeurs et Editeurs de Musique in 
Paris gegründet, die sich folgende Ziele setzte : 

1. Die Interessenwahrung der Textdichter, Komponisten und Musik- 
verleger, wie ihrer Rechtsnachfolger allen denjenigen g^;enüber, 
die ihre Werke Öffentlidi aufführen ; 

2. die Erhebung von Berechtigungsgd>ühren in Frankreich, setnoi 
Kolonien wie im Ausland*). 

Daß. es gerade Frankreich war, das hier bahnbrechend allen anderen 
Nationen so weit vorauseilte, liegt einmal daran, daß die Syndikatsbildung 
dort sehr früh einsetzt und sich rasch auf den verschiedensten Gebieten 
entwidcett hat') ; so finden wir audi eine eigene Gesellschaft für die Er- 
hebung der Aufführungshonorare dramatisch-musikalischer Werke (So- 
ciete des Auteurs et Compositeurs dramatiques). Der tiefere psycholo- 
gische Grund ist wohl schon im französischen Vblkscharakter zu suchen, 
der, stolz auf seine alte Kultur, jedes aus seinem Wesen herausgeborene 
Geisteswerk eher über- als unterschätzt und diese Wertschätzung auf dai 
Autor überträgt. Ein solcher Geist herrsdit auch schon in der französi- 
schen Gesetzgebung, welche, in der großen Revolution entstanden, schon 
lange den Schutz des Urhebers kennt, und alle Werke ohne irgend welche 
Ausnahme bis auf fiüifzig Jahre nach seinem Tode schützt. 

1) Statuts de la Societe. Artikel 4 (objct de la Societe). 

2) VergU Lexis, Die Gewerkvereine und Unteraehmerverbände in Frankreich. 
Leipzig 1879* 
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Ein weiterer Grund scheint mir in dem entschiedenen Übergewicht 
der Komponisten besserer Unterhaltungsmusik vor allem leichter Musik 
(Operetten, Chansons. Pantomimen) über diejenitjcn ernster Musik zu 
liegen. Wie stark muß dieses Vorherrschen der Produktion leichter Musik 
in Frankreich sein, wenn man schon im deutschen Musikleben ungefähr 
folgendes \'erhältnis feststellen kann *) : 





t 








■ 








Ernste Musik 


üeutscl 
land 


0.sterrei< 


Frank- 
reich 


Rußlanc 


Skandi- 
navien 


lUlien 


Zu- 
sammen 


gemeiafrei 




i8 


I 


2 






t 




geschützte 


30 


6 


5 


4 


2 




t 


48*/e 


Zusammen 


60 


24 


6 


6 


2 




2 


ioo<"„ 

* lO 




s: 








Rußland; 








Bessere Unter- 
haltungsmusik 


Üstcrrci( 


Frank- 
reich 


c 
«j 

H 


Deutsch 
land 


Skandi- 
navien 


Englanc 
, Amerikj 




gemeinfrei 


6 


I 












iS«/e 


geschützt 


34 


27 


9 


8 


3 


2 


2 


85«/o 


Zusammen 


40 


28 


12 


12 


4 




2 




Leichte Musik 


Frank- 
reich 


u 
u 

r, 


Ii 


Italien 


Deutsch- 
land 


Siianieii 


Kußland, 
Skandi- 
navien 




gesell iitzt 1 


60 1 


20 


8 




3 


2 


2 





Diese Tabellen zeigen uns einmal, daß in Frankreich die Modekoin- 
ponisien leichter Musik die erste Stelle einnehmen, dann aber, daß ihre 
Werke den Schutz des Gesetzes sämtlich genießen, die Konkurrenz somit 



fortfällt. 

Da aber gerade diese Klasse von Komponisten •=chr darauf aus ist, 
materiellen Gewinn aus ihrer Kunst zu scblai^^cn, ihr sogar meist der 
materielle Gewinn über die Kunst geht, so nuiUte es ihnen auch ganz be- 
sonders auf vollste Verwertung ihrer Aufführungsrechte ankommen. 
Hieraus ergibt sich aber auch der Hauptfehler der französischen Societe: 

• 

i) Diese Tabellen sind der Denkschrift der Genossenschaft deutscher Kom- 
ponisten entnommen; wenn sie auch im einzelnen keinen Anspruch auf allzu große 

GenauiRkeit machen können, f^rlK-n sie doch \on der Gesamtlape ein anschau- 
liches Bild, das sich <eit Aufstellung der Tabellen eher noch zu Gunsten der ge- 
schützten Werke verschoben hat. 
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die ausschließliche Betonung; des rein geschäftlichen, finanziellen Teiles der 
Aufführungsrechte und die Verwertung eines Rechts in rein kaufmän- 
nischer Weise. 

So lange es sich nur tim Verwertung leichter Musik handelt, liegt 
eine Gefahr noch nicht vor, wotd aber, wenn die Veranstalter emster 
Musikaufführungen in derselben Weise besteuert werden. Bei diesen liegt 
nur selten ein Erwerbszweck vor, ja sie aibeiten meist mit Defizit, nur 

der Verbreitung der Kunst dienend. Diese kann jede zu hohe Belastung 
schwer schädigen, oder sie von der Aufführung von tantiemepflichtigen 
Werken abhalten und so deren Komponisten schädigen. Es muß hier 
also mit äußerster Vorsicht und Mäßigung vorgegangen werden. 

Wenn auch die Societe den Bogen manchmal zu straff spannte und 
bis zu fünf Prozent, ja zehn Prozent Tantiemen erhob, gab sie doch 
berechtigten Rddamationen nach und man darf ihr Wirken in Frankreich 
als segensreich bezeichnen. Um so unheilvoller gestaltete sich aber ihr 
Einfluß im Ausland; ihn dorthin auszudehnen boten ihr die Bestimmungen 
der Bemer Konvention die Handhabe^). 

Sie versuchte es zunächst in der Schweiz, Belgien und schließlich 
in Elsaß-Lothringen. Aber gerade die Einrichtungen, die sich in Frank* 
reidi aufs beste bewährt hatten, stdlten sich hier als großer Nachtdl 
heraus : Die Zentralisatioa des ganzen Systems in Paris und die Allgewalt, 
mit der der Generalagent der Gesellschaft ausgestattet ist. Dieser setzte 
in Belgien, in der Schweiz und in Elsaß-Lothringen *) je einen Agenten 
ein, der nun seinerseits vollständig unabhängig das Erfad>en der Tantiemen 
vornahm. Da diese Leute ohne jedes Verständnis für Kunst waren und 
das franzosische System ohne weiteres auf das ihnen untergestellte G^iet 
anwandten, stellten sich bald schwere Mißstande heraus. Dazu ließen 
sie sich nodi die größten Ungerechtigkeiten und Übergriffe zuschulden 
kommen. Es würde zu weit führai, hier auf Einzelheiten einznsrchen, wie 
die Agenten viel zu hohe Forderungen stellten, Prozente für Werke er- 
hoben, die gar nicht dem Bestände der Societe an «^ehörten, oder an denen 
gar kein Aufführungsrecht mehr bestand u. dergl. mehr. Ich möchte hier 
nur Kufferath einige Fälle entnehmen, die besonders drastisch die 

1) Die Berner Übereinkunl'L, Artikel -j und 9. 

2) Anm.: Eine ebenso eingebende, wie treffliche und gerechte Schilderung 

der Zustände in Belgien bietet die Schrift Kufferath»: Kufferath, Les abus de la 

Societe des Auteur!:, Cotnpositeurs et Editeurs <ie mttsiqnc. Brüssel 1807. Für 
Elsaß-Lothrin.cen verweise ich auf die Broschüre Hilpert, Die Besteuerung musika- 
lischer Aufführungen in Elsaß-Lothringen 1896. 
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Kostspieligkeit des französischen Verwaltungsapparates zeigen uad, welche 
Ungeheuerlichkeiten entstehen, wenn ein Agent ohne ab und zu zu geben« 
mit den Maximen eines Steuerpächters ins Musikleben eingreift. 

Kdgard Tinel wollte in Malines und in Brüssel sein Oratorium 
Franziskus aufführen. Als ATitijlif-d der Societe wandte er sich an diese, 
die ihm auch die Erlaubnis zur Aulluhrung gegen Zahlung von 50 Francs 
gestattete. Mochte diese Sunuiie dem Komponisten für die Aufführung 
seines eigenen Werkes etwas teuer erschienen sein, so kann man sich sein 
Erstaunen denken, als er am Schluß des Jahres 17 Francs ein Centime als 
Gewinnbeteiligung ausbezahlt erhielt; sein Textdichter bekam überhaupt 
nichts. Seine Reklamationen blieben ohne Erfolg, somit waren 62!/^ % 
für V'erwaltungsküsten angeblich abgezogen worden. So war es in Ma- 
lines. Nicht besser erging es ihm in Brüssel. Von drei aufeinander 
folgenden Aiiiiuhrungen erhob die Societe fünf Prozent der Bruttoein- 
nahme, die sich auf über 12000 FVancs bclicf. Den Autoren hätten somit 
ungefähr 500 Francs oder selbst mehr zugeteilt werden müssen. Tinel 
erhielt 150 Francs, die Textdichter nichts. Auf die Drohung mit einem 
Frozefi hin, nach langen Verhandlungen, übersandte die Societe endlich 
weitere 150 Francs an Tmel fiir seine Textdichter, zusammen also 300 
Francs; atich hier wurden fiber 40 % zurückbehalten. 

Im Jahre 1895 wollte Samuel, der Direktor des Kgl. Konservato- 
riums in Gent seine Symphonie Christus in einem von ihm (»"ganisierten 
Konzert aufführen. Er mufite personlich 30 Francs Aofführungsgebühr 
zahlen. Bei der Abrechnung erhielt er 18 Francs. Er hatte also 12 Francs 
zahlen müssen, um seine eigene Musik aufführen zu dürfen 1 

Die Bestimmung, dafi ein Mitglied auch über die Aufführung semer 
eigenen Werke nur durdi Vermittlung der betreffenden Anstalt verfügen 
darf, ist, so prekär sie auf den ersten Blick erscheinen mag, notwendig, da 
sonst die Wirksamkeit der Anstalt leicht illusorisch gemacht oder wenig« 
stens stark erschwert werden konnte. Indessen ist es der Deutschen An- 
stalt gelungen, durch sorgfiUtige Berücksichtigung der individuellen Ver- 
hältnisse und besonders durch die Durchführung des Pämschalsystems, wie 
wir später sehen werden, alle nachteiligen Folgen zu vermeiden. 

Reklamationen ^egen alle diese Übelstände in Paris blieben erfolglos, 
was seinen Grund größtenteils in einem weiteren übelstand hatte : Die nicht 
französischen Urheber haben keinen Vertreter in der Leitung (Syndikat) 
noch in den Kontrollorganen *) ; da femer die Generalversammlungen 
statutengemäß in Paris stattfinden, ist es ihnen unmöglich, an den Bc- 

i) .Statuts Artikel 11, 12. 
d 'Albert, Vttwertung d. nmtikAL AnffllbniiictneMi. & 
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ratungen teilzunehmen und ihren Einfluß auf die Beschlüsse geltend ztt 
machen. Es ist aber zu beachten, daß die Reklamationen sich nur gegen 
die Übergriffe der Agenten, nicht aber gegen die Berechtigung der Ge- 
bührenerhebung überhaupt richteten. 

Da die französische Gesellschaft schon seit dem Jaiire 1851 stets 
auch deutsche Komponisten als Mitglieder aufgenommen und so auch 
deutsche Aufführungsrechte (z. B. von Robert Schumann, Richard Wag- 
ner, Brahms» Max Bruch und andei%n mehr) zu vertreten hatte, guig 
sie, immer gestützt auf die Bemer Konvention und den deutscli-französl- 
schen Literarvertrag daran, ihre Tätigkeit auch auf das innere Deutsch*- 
land auszudehnen Damit aber erhob sich die ernste Gefahr, daß das Ein- 
greifen einer fremden Gesellschaft in das deutsche Musikleben, das sich 
schon in Elsaß-Lothringen so verderblich gezeigt hatte, sich auch auf ganz 
Deutschland ausdehnen werde. 

. Dazu kam, daß die deutschen Komponisten schon seit Jahrzehnten 
ruhig zusehen mußten, wie von ihren eigmen Werken m Frankreich fort- 
während sehr erhebliche Aufführungsgebühren erhoben wurden, ohne daß 
ihnen ein Pfennig davon zugute kam. Denn die französische Gesellschaft 
weigerte sich, die von ihr für deutsche Werke erhobenen Tantiemen aus- 
zuzahlen, so lange nicht als Äquivalent für die in Deutschland stattfinden- 
den Aufführungen ihrer Komponisten eine, wenn auch noch so bescheidene 
Tantieme an sie entrichtet würde. Diese Chelstände zu beseitigen, gab es 
nach der bestehenden deutschen Urheberrechtsgesetzgebung und den inter- 
nationalen Verträgen kein andere? Mittel, als auch in Deutschland ein, nur 
eben viel milderes und gerechteres System der Besteuerung öffentlicher 
Musikaufführungen einzurichten. 

Die damaligen Verhältnisse in Deutschland waren einer solchen 
Gründung nicht gerade günstig. Eine Hauptschwierigkeit lag in der Ge- 
setzgebung. Während nach dem Urheberrechtsgesetz von 1870 das Auffüh- 
rungsrecht der dramatischen Komponisten unbedingt geschützt ist, knüpft 
sich nach § 50 bei rein musikalischen Werken der Schutz an die An- 
bringung eines Vorbehaltvcrmerks, die auf sämtlichen Exemplaren von 
vornherein zu geschehen hat. Diese Beschränkung hat iliren Grund darin, 
daß der Kern dieser T'csetzgebung der Schutz gegen Nachdruck ist. So 
waren denn auch Komponisten gegen Nachdruck vorl^ehaltlos geschützt. 
Für den Schutz des Aufführungsrechts fand man keine entsprechende, 
sich organisch angliedernde Form, und so kam man auf diese ungenügende 

1) VerKl. U. 84. Sitzung. S. 2452. 
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Denn als völlig ungenügend erwies sie sich. Der junge Kompoiiist 
vermied selbstverständlich die Anbringung des Voibebalts, da sie ihm 
geeignet schien, die Aufführung seines Werkes, an der es ihm zunächst 
natürlich um jeden Preis gelegen war, zu hindern. Aber auch die anderen 
Komponisten hatten nicht die Macht, ihren Verleger, der ja anlaßlich der 
Drucklegung allein den Vorbehalt anbringen konnte, dazu zu veranlassen. 
Ihm kam es nur darauf an, den geschäftlichen Vertrieb des Notenmaterials 
zu fördern; an der Ausnützung- des Aufführungsrechts hatte er kein Inter- 
esse, auch fehlten dem Einzelnen die Mittel. So kommt es, daß, wenn man 
die Gesamtzahl der Publikationen unter der Herrschaft dieses Gesetzes 
(1870 — 1900) mit 250000 annimmt, wovon allerdings nur 70 — 80000 
(Jrii^inalwerke ^ nWe von den vornehmsten bis zu der Tingeltangelware mit- 
^aM-echnet). nur für vielleicht 1000 Werke der geforderte Aufdruck des 
V'orl)chnlf^: :'rfol<;te. Es f^^eschah dies meist, tim alls^-emeiner Verbreitung 
sich enreiiendc Kompositionen in Frankreich verwerten zu können*), 
o<ler um eine Kontrolle siegen den Nachdruck oder das Abschreiben Und 
Ausleihen zu liaben (so der Verleger von Brahms). 

l~ür Deutschland aber war. mit c^anz wenigen Ausnahmen, das Auf- 
führungsrecht somit ein Recht, das zu nichts berechtigte, es war inhaltslos. 
So erklärt es sich auch, daß Komponisten wie Verleger an eine Verwer- 
tung des Aufführungsrechts nicht dachten. 

Da das AutivUirungsrecht für fast alle bereits veröffentlichten Werke 
verfallen war, konnten für eine zu gründende Anslalt nur zukünftige 
Werke in Betracht kommen, es sei denn, daß ein neuer Paragraph die 
Antjrnigung des Vorbehalts nachträglich gestattete. Um die Tätigkeit 
der Anstalt wirksam zn gestalten, hätten sich alle Komponisten ver- 
pflichten müssen, fortan ihre Werke mit dem Vorbehalt v«3chen zu 
lassen. Dies aber konnten sie nicht ohne Emwilligung des Verlegers. 
In der Stettung der Kompcmisten zu den Verlegern lag also nun die zweite 
grofie Schwier^keh. 

Auf den ersten Blick sollte man denken, daß eine Anstalt» die dazu 
dienen sdl, ein den Komponisten zustehendes Recht wirtschaftlich zu 
verwert«!, einzig und allein von Komponisten geleitet werden durfte, 
und der gesamte Gewinn ihnen gebühre. Aus den Verhältnissen ergab 
es sich jedoch, dafi sie hierbei auf zwei Faktoren Rücksicht zu nehmen 
hatten: die Textdiditer und Verleger. In der französischen Society 
sind beide, wie schon der Titel sagt, den Komponisten völlig gleich 
gestellt. Es ist dies teils aus der französischen Gesetzgebung, die ab- 

Hilpert u. s. w. S. 7. 

5* 
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wekhend von der deutschen die Textdichter den Komponisten gleich 
stdlt und die Verfügung über ein musikalisches Werk von der Ge- 
nehmigung sämtlicher Miturheber abhängig macht, i) vor allem aber aus 

der damaligen Unselbständigkeit der Komponisten leicht zu erklären. 
Für uns handelt es sich aber darum, objektiv tzustelten, wieweit den 
Textdichtem und Verlegern ein Anteil an der I^eitung gebührt. 

Unter den Textdichtern sind diejenigen zu verstehen, deren Arbeiten 
den Komponisten als Grundlage zu ihren Kompositionen gedient haben. 
Da es sich bei nichtdramatischen Werken wohl stets um Lieder oder 
doch Werke handelt, die vom Gesetz für die Komposition freigegeben 
sind, haben die Textdichter rechtlich keinen Anspruch auf den aus der 
Auffühntn^^ ihres Werkes in N'crhindung mit der Komposition er- 
wachsenden Ciewinn2). Die Billigkeit verlangt es aber, daß der Kom- 
ponist einen Teil des Ertrages, der ja dem Text mit zu verdanken ist, 
an den Dichter abgebe. Da aber die Komposition die Hauptsache ist, 
wird der Anteil des Dichters am Ertrag niclit so groß zu sein brauchen 
als der des Kom])onisten. Keinen Anspruch hat er, wenn die Kompo- 
sition allein oline Pjeifüq'ung des Textes aufgctiihrt wird. 

Anteil an der Leituns^ der Anstalt steht dem Dichter sicherlich 
nicht zu. Die Werke, an deren \'erwertung er mitintcressicrt ist, bilden 
ja nur einen geringen Prozentsatz aller in Betracht kommenden, und 
auch da hat der Komponist das Hauptinteresse. Dagegen ist ihm so- 
weit Einsicht in den Betrieb der Anstalt und die Buchführung zu ge- 
statten, daß er sich vergewissem kann, daß ihm der einmal zugesicherte 
Gewinn auch voll ausbezahlt wird. 

Vid wichtiger ist die Frage, welche Stellung dem Verleger in der 
Anstalt gebührt Er ist der Träger des Verlagsrechts. Es kann ihm 
also nicht gleichgültig sein, in welcher Weise die Verwertung des Aul- 
führungsrechts vor sich geht. Wird hier zu scharf vorg^angen, geht 
der Absatz des Notenmaterials zurück, und der Verleg« erleidet Schaden. 
Andererseits fallt natürlich dem Verleger, wird das Aufführungsrecht 
gamicht ausgenützt, der ganze Gewinn allein zu. Und aus letzterer 
Erwägung heraus haben wir den Widerstand eines Teiles der Verieger 
zu beurteilen. 

Denn ein zu scharfes Vorgehen der Komponisten gegen die 
Gebührenpflichtigen war aus folgenden Gründen nicht zu befürchten. 
Die Komponisten, um die es sich in Deutschland handelt, sind zum 
größten Teil Vertreter der ernsten Musik. Unter ihnen finden sich ver- 

t) Materialien usw. S. 12. 
2) U.-G. § 20. 
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tiältnismäfiig selten solche, die eines mäßigen materiellen Gewinnes 
wegen — auf bedeutende Einnahmen aus rein musikalischen Werken 
rechnen können sie doch kaum — in eine Schädigung der öffentlichen 
Musikpflege willigen können. Diese wäre in Deutschland an sich sehr 
leicht zu befürchten. 

Die Aufführungen ernster Musik geschehen sehr viel durch Ver- 
eine, die wenn ihnen nicht eine Nebenerwerbsquelle offensteht, fast stets 
mit Defizit arbeiten, und sich nur durch außerordentliche Beiträge 
halten können. Bei diesen Vereinen kann von einem Erwerbszweck 
keine Rede sein. Für sie ist die Aufführuncf des Werkes selbst ein 
Genuß und für diesen bereiteten (lenuß schulden sie dem Komponisten 
einen Dank. Zum Teil besteht er in der Aufführung selbst, insofern 
hierdurch sein Werk bekannt und eventuell berühmt wird — hieran 
liegt ja wohl ie<lL'm Komijraiisten am meisten — zum Teil soll er in 
einer zu zahlenden Tantieme bestehen, die aber, da ja schon eine Gegen- 
leistung vorliegt, lerner in Anbetracht der schlechten finanziellen Lage 
nur sehr nieder sein darf. 

Sollte den Kumjxjuisten aber wirklich die nötiife Einsicht liierin 
fehlen und sie sich nur von wirtschaftlichen Trinzipien leiten lassen, 
was innuer eintreten kann, wenn die Leitung in die Hände von 
Geschäftsleuten gerät, (vgl. die Societe !), so gibt es auch einen wirt- 
schaftlichen Grund, der sie immer von einer übermäßigen Ausnützung 
ihres Rechts abhalten wird: die Konkurrenz. 

Daß die französische Sod^t^ sich so leicht zu UebergrifTen ver- 
leiten läßt, liegt eben darin, daß für sie eine Konkurrenz nicht best^t 
Ihr gehören alle Werke bis 50 Jahre nach dem Tode deren Verfasser. »• 
So besitzt sie nicht nur alle., ja stets kurzlebigen, Werke leichten Genres, 
sondern auch fast die ganze ernste französische Musik. Die Aufführenden 
können also ohne Werke - aus dem Repertoire der Soci6t^ unmöglich 
auskommen, zumal das ^nzösische Publikum eine ausgesprochene Vor« 
liebe für neue Werke hat. 

Ganz anders lagen die Verhaltnisse in Deutschland. Selbst wenn 
eine neue Urheberrechtsgesetzgebung, was ja wahrscheinlich war, den Vor- 
behalt fallen ließ, war für die Anstalt doch nur die Ausnützung von 
Rechten bis auf 30 Jahre nach dem Tode des Urhebers möglich. 
Somit konnte ihr Repertoire zwar alle Werke leichten Genres umfassen, 
hier würde eine etwas zu starke Ausnützung bei den großen Gewinnen, 
die sie den Aufführenden oder vielmehr den \'eranstaltem der Auf- 
führimg (Wirten u. s. w.) einbringt, kaum Schaden anrichten, so weit 
man hier überhaupt von Schädigungen der Musikpflege reden kann — 
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von den ernsten Werken, und hierauf kommt es ja an, wird sich immer 
nur ein Bruchteil in ihrem Besitze befinden. Die klassischen Meister- 
werke stehen jedem ohne weiteres zur Verfügung; und werden die 
Forderungen der Anstalt zu hoch, kann er sich leicht ein Programm 
aus freien Werken zusammenstellen. Diese schwere Konkurrenz wird 
die Komponisten sicher von zu hohen Tantiemeforderungen abhalten. 

i) Aber ist die Konkurrenz nicht zu drückend, wird sie den Komponisten 
einen genügenden Vorteil aus ihren Werken gestatten, oder sollte man nicht lieber 

di\- Konkurrenz schwächen? Die.-;c Frage wurde anläßlich der neuen Urhebe- 
gesetzgebung von iQoi lebhaft erörtert und wohl ohne genügende sachliche Ein- 
gebung auf ihren Kern verneinend beantwortet. 

Wem kann die Verlängerung denn zu gute kommen? Einmal den Erben 
des Verstorbenen. Um Verwandte* die dem Meister im Leben, nahe gestanden. 

ihn in seinem Schaffen gefördert, und damit selbst sich, wenigstens indirekt, 
um das Werk ^'crdicn'te erworben haben, kann es sich nicht handeln. Für 
sie ist durch die 30jährige Schutzfrist hinrcicliend gesorgt. In Betracht kommen 
vielmehr nur noch Verwandte zweiten Grades oder noch Entferntere. Diesert- 
wegen wäre eine Verlängerung unangebracht, das öffentUdie Interesse geht dem 
von Leuten vor, die zu dem Sdiaffen des Autws nicht mehr in Beziehung ge- 
standen haben können (Brahms' Erben!). Außerdem liegt die Gefahr vor, 
die um ihr Recht zu kapitalisieren, es an einen Verleger verkaufen, und so 
der Gewinn einem Unternehmer zufällt. 

Die Frage der Verlängerung ist deshalb für die Gesruntltoit von so 
eminenter Wichtigkeit, weil es sich ja hier bekantermaßen nicht um ein dem 
Eigentum an einer Sache analoges Recht — dann wäre die Verlängerung über- 
haupt keine ,,Frage" — sondern um eine Aussdiliefiungsbefugnis handelt. Wenn 
ich trotzdem noch einmal auf die von juristischer Seite schon fast allgemein 
fallengelassene Theorie vom geistigen Eigentum eingehe, geschieht es deshalb, 
weil die Vertreter der Anstalt ihr noch anhängen. Wie stellt sich die National- 
ökonomie zu dem Begriff des geistigen Eigentums? Er existiert für sie 
nicht, und er kann nicht für sie existieren. Denn der Begriff des Sondereigen- 
tums iäberhaupt, resp. seines Umfanges läßt sich nicht aprioristisch fixieren. 
Wir können nicht aus dem Wesen des Sondereigentums auf seinen Umfang 
schließen , sondern m\issen es als die Resultante zweier in ihrer Stärke 
stetig , wediMlnder Kräfte anffassen: des Individoal- und des Gesamt- 
interesses. Zuerst also sind die Interessen festzustellen, und aus ihnen, 
nicht aus Naturnotwendigkeit, ergibt sich der Umfang des Sondereigentums. 
Es ist aber falscli, wie es die Theoretiker des geistigen Eigentums tuen, 
zuerst sich einen Eigcutumsbegriif zu konstruieren und daraus dem Einzel- und 
dem Gesamtinteresse seine Grenzen setzen zu wollen. Die Theorie mu6 eine 
Abstraktion des realen Wirtschaftsleben darstellen, nicht aber das Wirtschafts- 
leben die Folge einer Theorie. 

Der Begriff des geistigen Eigentums ist a priori konstrtdert. in die Wirk- 

licheit iMnsetzen läßt er .^ich nicht. Und wenn es möglich wäre, wenn z. B. das 
Gesetz die Unteilbarkeit des geistigen Eigentums ausspräche, wozu müßte diese 
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Wenn alsu eine Schäclig-ung der öffentlichen Musiki)flege nicht zu 
befürchten war, so waren auch die Verleiher vor pekuniären Nachteilen 

ausschließliche und cwij^c V'erfugungsigewaU cine.i Autors resp. meiner Rechts- 
nachfolger über ein Werk führen? Es bestehen zwei Möglichkeiten: 

1. Das Werk geht wie ein Fideikommis zur Bewirtschaftung von einem 
Erben zum nächsten, und eines Tages erbt es der Schneidermeister X. zusammen 
mit einem Haus. Wie die Miete aus diesem wird ihin das Auffühnnr.'srecht an 
'jenem ein Renteneniknmmen sichern. Womit aber soll es sich rechtiertigfn 
lassen, daii die Gesanitiicit durch Erhebung von Abgaben geschädigt, und die 
Verallgemeinerung eines Meisterwerkes — nur um ein soldies kann es sich 
nach so langer Zeit handeln — gehindert werden soll, nur um dem Schneider- 
meister X, eine Rente zu verschallen? 

2. Wie mancher Landwirt den Segen einer plötzlich eingetretenen Renten- 
erhöhung sich dadurch zu sichern sucht, daß er die günstige Konjunktur benutzt, 
um sein Gut au verkaufen, wird auch der Inhaber des Aufführungsrechts, sobald 
der Erfolg eintritt, suchen die reichlich fliefienden Einnahmen dauernd zu ge- 
stalten dadurch, daB er das durch das Werk repräsentierte Kapital in weniger 
den Kursschwankungen der Mode ausgesetzten Werten anlegt: Er verkauft sein 
Werk an den Verleger. Oft wird ihn auch die Not schon vorher dazu zwingen. 
Womit aber soll es sich rechtfertigten lassen, daB die Ges^ntiieit durch Ethdwng 
von Abgaben geschädigt wird, um einem Unternehmer eine Rente zu sichern? 

Es könnte aber auch die Verfügung getroffen werden, daB die Einnahmen, 
die das Werk vom 30. bis zum 50. lahre nach dem Tode des Verfassers ver- 
ursacht, der Anstalt und zwar einer Unterstützungskasse für bedürftige Kom- 
ponisten zu gute kommt. So lütten die Erben seines Schaffens auch einen Vor- 
teil von dem materiellen Erfolg seiner Werke, und der erfolgreiche Komponist 
ebnete dem Anfänger die Wege. (Vergl. die' Vorsdiläge, Verhandlungsschrift über 
die erste Versamnilun« Oeulcher Komponisten am 30. September 1808 zu Leipzig 
S. 9 und die Verhandlungsschrift über die erste Generalversammlung der Genossen- 
schaft Deutscher Komponiaten am ao. Febr. 1899 zu Leipzig S. 13 ff. Berlin 1899.) 
Einer derartigen Verlängerung der Schutzfrist lieBe sich allerdings das Wort 
rtden, um es der Anstalt zu erleichtern, einen genügenden Unterstützungsfonds 
zu sammeln 

W^as die Berechnung der Schutzfrist vom Tode des Urhebers anlangt, 
so enthält sie sicherlich eine große Ungerechigkeit insofern, als das Werk eines 
langlebigen Autors weit länger den Schutz des Gesetzes gemeSt, als das Werk 
eines in jungen Jahren Sterbenden. In richtiger Erkenntnis hatte man deshalb 
auch zuerst das Erscheinen des Werkes als maBgehend für die Sclmtzdauer 
angenonunt-n. AI-^ <]■><■ H-^etzgebnng dann dazu überging den lojährigen Schutz 
statt vom Erscheinen des Werkes (Bundesbeschluii von 1841, Lübeck, Ver- 
ordnungen -VOn 184I (Osterrieth. Altes und Neues zur Lehre vom Urheberrecht. 
Leipzig 1892. S. 36).) von dem T ule des Urhebers an (PreuBen, Gesetz von 1837 
§ 32, Sachsen, Gesetz vom 27. Juli 1S46 § 2 Oesterreich. Gesetz von 1846 § 22, 
Preußen, Gesetz vom 20. Febr: 1854 § 2. Hayern, Gesetz von iHO? A. 42 (Osterrieth 

•ebenda),) zu berechnen, bedeutete dies zwar eine Ausdehnung des Schutzes lur 
alle Werke, und eine Gleichstellung mit dem Buchhandel zugleich aber auch das 

-Verlassen eines stabilen Ausgangspunktes für die Berechnung. Ein Zurück- 
kommen auf den alten Modus bei entsprechender Verlängerung des Schutzes 
wäre entschieden zu wünschen. 
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sicher. Denn geht die Ausübung der Musik nicht zurück, geht auch der 
Notenabsatz nicht zurück. 

Vom sozialen Standpunkt aus war also eine Hcteilig'ung^ Her Ver- 
leger an der Anstalt weder zur Vermeidung eiiur Schädigung des 
Musiklebens noch des Verlegerstandes selbst erforderlich. Es handelte 
sich vielmehr hier um eine reine Machtiragc. Die Verleger hatten in ihren 
Verlagsscheinen sich manchmal auch das Aufführungsrecht abtreten lassen. 
Wenn auch beide Kontrahenten hierbei nicht an eine Ausnützung dieses 
Rechts gfedacht Imtten, be&nden sich die Verleger dodi tatsächlich im Besitz 
desselben und, als die neue Gesetzgebung von 1901 dem Autor aus- 
dnickUdi das AulBFühiungsrecht zurückgab, und die nachträgliche An- 
bringung des Vorbehalts auf früher erschienene Werke gestattete., -7 
täi die künftigen sollte ja der Vorbehalt wegfallen, und hier konnte 
der Komponist ohne den Verleger zu fragen, über sein Aufführungs- 
recht verfügen — war der Komponist dem Veileger wieder aus- 
geliefert. Denn ohne Einwilligung des Verlegers konnte er ja den Vor- 
behalt am Notenmaterial nicht anbringen. 

Ohne aber den Besitz der bereits erschienenen Werke war eine 
Anstalt unmöglich. Dafi die Verleger die in ihrem Besitz befindlichen 
Rechte nicht herausgeben resp. nicht in die Anbringung des Vor* 
behalts willigen würden, ohne sich als Gegenleistung einen Einfluss auf 
die Anstalt zu sichern, war klar. Es handelte sich nur darum : werden 
die Verleger dem Gefühle der Gerechtigkeit und Billigkeit folgen, 
welches ihnen sagen mußte, daß das >'erhmgen der Komponisten nach 
Verwerttmg des ÄiifTühnmgsrcchts vollauf zu Inlligcn und zu unterstützen 
sei, und daß, wenn das Aufführungsrecht wirtschaftlich verwertet werden 
solle, der Ertrag doch eigentlich dem Autor allein gebühre? Werden 
sie für die Herausgabe der in ihrem Besitz sich befindlichen Auf- 
führungsrechte, die sie ja ohne ( legenleistung erworben, und für die An- 
bringung des Vürlx:halts sich mit einer bescheidenen Anteilnahme am 
Owinn der zu gründenden Anstalt und einem Einfluß auf die Leitung,, 
soweit er zur Kontrolle nötig ist, zufrieden geben? Haben sie doch 
auch von der Anstalt den großen Vorteil, daß sie mit der Ueberwach- 
ung der Auttührungen eine solche des rechtinaLiigen Ankaufes des 
Notenmatcrials verbinden kann, wozu dem Verleger die Möglichkeit 
fehlt. Oder werden die Verleger ihre Machtstellung ausnützen, um dai^ 
Zustandekommen einer Anstalt überhaupt zu hindern, und wenn dies 
nicht mehr möglich, den Versuch zu machen, sich den I^upteiniluß zu 
sichern? 

Leider trat zunächst beides ein, und die Grundui^sgeschichte der 
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Anstalt bildete mehrere Jahre hindurch der Kampf der Komponisten und 
der ihre Rechte anerkennenden N'erleger gegen die VerleL,^er, <lic in wohl 
zu änp;stlicher W^ahriing ihrer Interessen den wohll)ererhiii,'?i'n An- 
sprüchen der K( ini|H )nisten den schärfsten Widerstand entgegensetzten, 
bis auch sie sicli nach und nach von der segensreichen Tätigkeit der An- 
stalt überzeugen ließen. 

Nachdem die Frage der Besteuerung musikalischer Aufführungen 
wohl schon vorher unter Verlegern (besonders im \'erein der Deutschen 
Musikalienhändler) weniger von den Komponisten, denen der Zusammen- 
schluß fehlte, erörtert worden war, kam sie zum ersten Mal auf dem 
am 23. Sc[>tember 1805 in Dresden stattfindenden 17. Kongreß der 
Association littcraire et artistique internationale^) in Fluß. 

Es war der Generalagent der Soci^te, der die Interessenten zu 
einer Besprechung in dieser Angelegenheit berief und die Gründung 
einer deutschen Anstalt in Vorschlag brachte, um so eine wirksame 
Ergänzung der französischen in Deutschland zu bilden. Die wenigen 
deutschen Komponisten, die von der Bewegung überhaupt Kenntnis 
hatten, waren natürlich grundsätzlich für die Anstalt, jedoch einzeln 
nicht in der Lage, ihre Meinui^ praktisch zu betätigen. Von den Vers 
legem traten die Vertreter dreier großer Verlagsfirmen für die Grün- 
dung ein, da sie klar die von der französischen Soci^t^ drohende Ge$ 
fahr erkannten. Um so schärfer war aber der Widerspruch der 
offiziellen Vertretung des Vereins der Deutschen Musikalienhändler, die 
zwar auch für ein Fallenlassen des Vorbehahs war, aber gegen alle 
daraus möglichen Konsequenzen zu Gunsten der Komponisten. 

Die für dieses Verhalten ausschlaggebenden Cninde hat der Vor- 
stand des \'ereins in einem offiziellen Bericht niedergelegt. Er fürchtete 
eine Schädigung des deutschen Musikle):>ens, das von dem französischen 
so verschieden sei, und überhaupt keine Steuern vertragen könne. Be- 
einflußt war er durch eine Petition der meisten schweizer und elsäßischen 
Musikalienhandlungen an den Verein der deutschen Musikalienhändler 2): 
Dieser möge dahin wirken, daß bei öffentlichen Aufiührungen keinerlei 
Aufttihrungsgebühren erhoben wurden. Ihre kraße Schilderung der 
hcimatliclu II Zustänrle, die doch nur Ausnaiimen waren, hatte bei den 
Mitgliedern des Vereins ein einseitiges Bild von dem Betrieb der 
französischen Socicte erweckt. In erster Linie aber war es ihnen 

1) Anm.: Die Association wurde 1878 auf Anregung Victor Hugo's ge- 
trrünrlet; ilir Zweck: die V'ervollkommming des internationalen Schutzes des Ur- 
heberrechts. (Beiträge zum Urheberrecht Leipzig 1896 S. 35.) 

2) Wir werden den Verein hinfort mit V. d. D. M. abkürzen. 
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natürlicli nicht um die (•ff (.'ntliclK' Musikpflege, sondern um ihr eigenes In^ 
teressc zu tun. Die I'.intiihrunf^' einer Aulitühruiigsgebühr versprach 
ihnen keine Vorteile ; wcirauf es ihnen ankam, war die möj^dichüte Aus- 
dehnung des Notenabsatzes, dessen Erlös ja ihnen allein zutiel. Es geht 
dies klar aus folgendein Beschluß hervor, der kurz nach dem Kongreß 
in der Hauptversammlung des Vereins einstimmig gefaßt wurde: „Der 
Schutz des Auftuhrungsrechts musikalischer Werke bedarf keines Vor- 
behalts, doch darf das Recht der Aui¥übrung an musikalischen Werken 
und von Teilen dtamatiscli musikalischer Werke Dritten nicbt versagt 
werden, wenn der Veranstalter einer Aufführung die dazu zu benutzen- 
den Noten vom Verleger rechtmäßig käuflich erworben hat."^) 

Was die Strömungen innexhalb des Vereins betrifft, die für sein 
Verhalten während der ganzen Gründungsgeschichte maßgebend sein 
sollten, so läßt sich hier ein Voigang erkennen, der eine Analogie zu 
einem gleichartigen innerhalb des Börsenvereins der Deutschen Buch- 
händler bildet: eine oder einzelne besonders interessierte Verlagsfinnen 
wissen sich dadurch den ausschlaggebenden Einfluß zu sichern, daß sie 
die Gefolgschaft der naturgemäß die große Mehrzahl bildenden Sortimenter 
gewinnen. Im V. d. D. M. war dieses IJebei^ewicht so erdrückend, 
daß den großen Bertiner und Mainzer Verlagsfinnen, wie schon gesagt, 
nichts anderes als der Austritt übrig blieb, um ihre abweichende Meinung 
zum Ausdruck zu bringen. 

Damit schien die Idee einer deutschen Anstalt beseitigt, hätte sie 
nicht kurze Zeit darauf an der deutschen Regierung selbst einen Für- 
sprecher gefunden. Im Jah-r i8gb war die Berner Konvention von 
1886 durch die Pariser Zusatzakle revidiert worden. Hierbei war die Rück- 
ständigkeit der deutschen Urheberrechtsgesetzgebung klar hervorgetreten. 
Die Regierung crkaiuite dies vollkommen an, erklärte aber ausdrücklich 
in ihrer Vorlage über die Pariser Zusatzakte vorm Reichstag (1887), 
was auch schon ihre ^'crtrctcr in Paris getan Iiattcn, daß auch sie die 
Notwendigkeit einer Retorm der rrhcl)ern chtsgesetzgel)ung einsehe, daß 
aber eine Erweiterung des musikalischen Aufführungsrechts nur dann 
von praktischer Bedeutung sein k<')nne, wenn der Schutz durch ( Grün- 
dung einer deutschen Anstalt aucli wirtschaftlich verwertet werden könne. 

Dieser Ausspruch der Regierung hatte eine überraschende Folge: 
er wandelte die grininugslcn Feinde der Anstalt plötzlich in ihre 
wännsten Befürworter. Die der Gründung einer Anstalt günstige 

i) Vergl. Sitzungsbericht der Hauptversammlung des Vereins der Deutschen 
M. Z11 T eipzig am 5. Mai 1896, ab>gedruckt in den Mitteilungen d V. d. D, M. 
Nr, 35 vom 15. Juni 1896. 
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Strömunjj mußte im Y. rl. D. M. die Befürchtung^ erwecken, die Kom- 
ponislcn möchten mit Unterstützung der Regierung ohne sie die An- 
gelegenlieit in die Hand nehmen. So bekamen die der Anstalt 
freundlichen \'erlcger das Uebergewicht und in der Hauptversatnmlung 
vom iS. Mai 1897 wurde beschlossen, den geschäftsfülirenden Aus- 
schuß des \ ereins zu beauftragen, „in Gemeinschaft mit dem Urhebcr- 
ausschuss die Begründung einer derartigen Anstalt unter tunlichster 
Berücksichtig^ung des vorjährigen Beschlusses über musikalisches Auf- 
führungsrecht und der voraussichtlich bei der Revision des deutschen 
Urheberrechts zu gewärtigenden Abänderungsbeschlässe über musi- 
katisches Aufführungsredit zu erwägen und im Falle dnen Entwurf 
einer außerordentlichen Hauptversammlung vorzulegen."!) 

Der Vorstand suchte seine plötzliche Meinungsänderung damit zu 
motivieren, daß sein Widerstand garnicht der Gründung einer deutschen 
Anstalt, sondern nur dem „im deutschen Reichslande mit so voller 
Un)cenntnis und Mißachtung des deutschen Musiklebens unternommenen 
Vorgehens der franzosischen Societe" gegolten habe, und daß ihm „die 
damaligen Verhältnisse noch nicht reif genug" erschienen seien. Um 
aber garnicht den Komponisten Zeit zu gemeinsamer Beratung der 
doch sie in erster Linie angehenden Frage zu lassen und so, ohne 
ihnen einen maßgebenden Einfluß gestatten zu brauchen, selbst an der 
Spitze der Verleger das Heft in der Hand zu habend) ging plötzlich 
— „trotz der erheblichen Opposition sowohl von Seiten der Komponisten 
als dt^r A'erleger" — ■*) in „überhasteter Weise" ^) der Vorstand des V. 
d. D. M. selbst an die Gründung einer Anstalt zur Verwertung des 
musikalischen Aufführungsrechts. 

Statt aber für sein Unternehmen die beiden Faktoren zu gewinnen, 
die zur Verwertung des musikalischen Auffühnmgsrechts einzig und 
allein das Recht hatten, daher auch allein dabei interessiert waren : die 
Komponisten und ihre Rechtsnachfolger (die \Vrleirer) brachte der Vor- 
stand seinen Plan auf der Generalversammlung des Allgemeinen Deut- 
schen Musikvereins zur Sprache, die am 31. Mai 181)7 in Mannheim 
stattfand. Nun besteht alicr dieser \ erein aus Musikfreunden, aus- 
übenden Musikern, Musikkritikern, \ erlegern und Sortinientem, In- 
strumentenfabrikanten, Konzertdirektoren und Komponisten ! 

I) Mitteilungen des V. d. D. M. vom 10. Juli 1897 No. 39 S. 432. 
a) Mitteifungcn des V. d. D. M. vom I. April 1898 No. 41. S. 465. 

3) Verg! 84. Sitzung S. 2452. 

4) Aus ciTu m Ruiui^ichi eihcn zahlreicher Veriagstirmen ein Zusammengehen 
mit den Komponisten für das neue U. G. empfehlend vom 15. Juni 1899. 
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Die Versammlung bestand aus einigen Herren des Direktoriums 
und außerdem aus 7 Mitgliedern, die, da auch nichts auf die Frage 
bezügliches \ orher angekündigt worden war, gamicht orientiert waren 
und nun den Vorstand des V, d. D. M. autorisierten, als ihr BcvoU- 
mächtigter sich mit der zuständigen Reichsbehörde in Verbindung 
zu setzen. 

Ohne den Komponisten irgendwelche Mitteiliini;^ zu machen, wurde 
der von deiti \'. d. D. (dem außer Verleihern aucli zahheiche Kom- 
missionäre nnd Surtimenter angehören) ausgearbeitete Statntenentwnrf 
dem Direktorium des Allgemeinen Deutschen Mnsikvereins vorgelegt. 
Am 10. Mai 1898 gelangte er in der Hauptversammlung des V. d D. 
M. zur Annahme nnd ging dann kurz vor der am 27. Juni stattfinden- 
den Generalversammlung an das Plenum des Allgemeinen Deutschen 
Musik Vereins. 

Auf diese Weise erfuhren alle Kunii»! misten, die dem Verein nicht 
angehörten, überhaupt nichts, die anclcren hurten es erst so spät, daß 
ihnen zu ruhiger Ucberlegung keine Zeit mehr blieb. So war denn der 
auf der Generalversammlung gestellte Antrag auf Vertagung um kurze 
Zeit» um auch den Komponisten Zdt zu gemdnsamer Arbeit und Bil- 
dung einer geschlossenen Meinung zu lassen, vollauf berechtigt Er 
wurde jedoch mit 17 gegen 14 Stimmen verworfen, wobei die Gegner 
geltend machten, die Komponisten hätten ja durch ihre schwache Be- 
teiligung an der Versammlung ihre Teilnahmslosigkeit gezeigt. Als 
sich doch Bedenken gegen einzelne Bestimmungen der Statuten erhoben, 
schnitt der Vorstand des V. d. D. M. die Spezialdebatte einfach ab und 
stellte, ohne daß ein Paragraph zur Verlesung gekommen wäre, die 
Statuten in Bausch und Bogen zur Abstimmung. Sie wurden mit 17 
gegen 14 Stimmen angenommen. 

Daß hier über ihre wirtschaftlichen Interessen von Leuten ent- 
schieden worden, die dazu garnicht kompetent waren, mußte den ün- 
willen der Komponisten im höchsten Grade hervorrufen. • Ja er war so 
groß, daß auch die Gleichgültigeren einsahen, ihre Interessen seien ernst- 
lich bedroht. Und so hatte das rücksichtslose Vorgehen seitens der 
Leitung des V. d. D. M. geradezu die entgegengesetzte Wirkung. Die 
Komponisten schlössen sich unter zahlreicher Beteiligung — 50 waren 
vertreten, ungefähr 100 hatten ihre generelle Zustimmung ausgedrfickt — - 
am 30. September 189S zur Genossenscliaft deutscher Komponisten^) 

1) Vergl. Oeffentlichc Mitteilungen für die Mitglieder der Genossenschaft 
deutscher Kompf>nisteii. Berlin, i. Dezember 1898. 

2) Hinfort abgekürzt mit ü. D. K. 
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zusammen. (Zweck: Wirksame genossenschaftliche Wahrnehmung aller 
musikalischen Urheberrechte und der damit verbundenen Standesinteressen 
deutscher Komponisten). Hier wurden einstimmig die in Mainz ange- 
nommenen Satzungen der Leipziger Anstalt für Musikalisches Auf- 
fülirungsrecht" für unannehmbar erklärt. Statt ai)cr mit der faktischen 
Erottnung zu warten, bis er die Wünsche der Komjjonistcnversammiung 
erfahren, erließ der \'^orstand des V. d. O. M. am gleichen Tn^e die 
Mitteilung in der Leipziger Presse, daß die Anstalt am i. Oktober ihre 
Tätigkeit beginne. 

Daß die Anstalt nach der rein teclmischen Seite einen Fortschritt 
der Societe gegenüber darstellte, ist sicher. Durch möglichst weit- 
gehende ehrenamtliche Verwaltung um! \ ereinfacliung des Verw allungs- 
apparates waren die Betriebskosten auf ein Alindcstniaü beschränkt 
worden. Allerdings stellte sich die Ersetzung des so kostspieligen und 
kicht zur Ausbeutung führenden Agentenwesens durch sogenannte 
^.Pfleger" d. h. Musikaliensprtimenter, die mit der Erhebung der Ge- 
bühren betraut wurden, als voUständig verfehlte Spekulation heraus. Ge- 
rade die tüchtigen und zuverlässigen Musikalienhändler wollten ihr Amt 
nicht weiter führen, da sie durch dasselbe fortwährend in Gegensatz zu 
ihrer besten Kundschaft (den Musik- und Gesangvereinen) gerieten. Für 
die weniger Tüchtigen aiber war das so komplizierte Rechnungswesen m 
verantwortungsvoll. Wäre die Anstalt also bestehen geblieben, hätte auch 
sie zu Agenten ihre Zuflucht ndtmen müssen. 

Daß die Leipziger .Vnslalt für die Komponisten unannehmbar war, 
da sie ihre Interessen nicht genügend vertrat, ja manchmal sogar schädigte, 
ergibt sich aus folgenden Paragraphen der Satzung: 

§ 3 teilt die Leitung unter die Ausschüsse des V. d. D. M. und des 
Allgemeinen Deutschen Musikvereins zu gleichen Teilen, wie auch die 
Generalversammlung von den Mitgliedern beider Vereine gebildet wird. 
Selbst wenn der Musikvcrcin nur aus Komponisten bestünde, wäre es un- 
gerecht, daß die Hälfte der Leitung in den Händen der Verleger ruhe; 
nun ist aber schon im Musikverein der Einfluß der Komponisten nicht be- 
deutend, wie minimal mußte er da in dieser Anstalt werden, die doch ein 
ihnen zustehendes Recht verwerten sollte. Bei Stimmengleichheit stand 
die Entscheidung dem Vorstand des V. d. D. M. zu. DaU dieser Verein 
den entscheidenden Einfluß haben würde, ergibt sich auch daraus, daß ja 
der Sitz der Anstalt sich in derselben Stadt befinden sollte, wie der Sitz 
jenes, somit die Vereinsmitglieder, die zum größten Teil in Leipzig woh- 
nen, zu jeder Sitzung erscheinen konnten. 
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Zu einer Schädigung der Interessen der Komponisten cnuBte § lo 
über die Erhebung der Aufführungsgebühren führen. Der Pfleger erhebt 
nämlich „bei vereinaselten Veranstaltungen nach der Aufführung und bei 
fortlaufenden Veranstaltungen in regelmäfiigen Zwischenräumen ein Pro- 
zent von dem auf die durch das Urheberrecht geschützten Werke entfallen- 
den Anteil der Bruttogesamteinnahme dieser Veranstaltungen unter Berück- 
sichtigung der Abonnements- und Vereinsbeiträge'* als Gebühr. Durch 
diese einseitige Besteuertmg neuerer Tonwerke für sich, und jedes für sich, 
wird der Veranstalter veranlaßt, in jedem Falle sich zu überlegen, ob die 
Aufführiinpf eines neuen Werkes auch die Kosten einer Genehmipfun^ 
lohnt. So würde allen Komponisten, die noch keinen Namen, daher keine 
Zup^kraft haben, der \\ zur Auffülirnn^ versperrt sein. Die Kompo- 
nisten der Haus- und Kirchenmusik blieben vöUig^ unberücksichtigt, und 
den A'orteil hätten einzi,^- und allein die namhaften Komponisten und vor 
allem die Lieferanten der Tin^^eltang^elmusik. 

Daß übrigens das starre Fcstlialten an dem Satz von I Prozent der 
Einnahme (er sollte durch die Hauptversammlung- geändert werden 
kunnen), so loyal er schien, zu Ung-erechtigkeiten führen mußte, leuchtet 
ein. Die wirtschaftlich starken Koiizertinstitute werden ganz genau so 
belastet wie die schwachen Institute. Auch fehlt jede Akkomodierungs- 
möglichkeit an spezielle Verhidtnisse. Wollte man z. B. Bäder gerecht 
trcflfcn, hätte man das eine Prozent nicht von den relativ kleinen Ausgaben 
ihrer Kurkapellen, sondern von ihrem Gesamtetat erheben müssen. Nun 
ziehen es aber die Bäder sicher vor, 7—8 Prozent der Ausgaben für ihre 
Kapellen zu zahloi, als i Prozent ihres Gesamtetats. 

Die grofite Ungerechtigkeit dem Komponisten gegenüber enthielt 
der Verteilungsmodus der Einnahmen. Nach §11 sollten sie zwischen Ur- 
heber und Verleger zu gleichen Teilen verteilt werden. In Wirklichkeit 
hätte der Verleger aber meist nicht nur gerade so viel, sondern sogar mehr 
als der Komponist erhalten. Denn „als Urheber gilt bei musikalischen 
Werken, zu denen ein Text gehört, einschliefitich der dramatisch musika- 
lischen Werke, der Anstalt gegenüber allein der Komponist.'* Somit 
hatten die Komponisten von ihren Anteilen auch noch die Textdichter be- 
friedigen müssen. DaB aber deren Ansprüche nicht gering sind, zumal 
wenn sie von den Verlegern unterstützt werden, zeigt ihr Verhalten in der 
1898 gegründeten Wiener Anstalt. Hier verlangten die Textdichter Aus- 
zahlung des ihnen zugestandenen Drittels sogar für den Fall, daß die 
Lieder ohne den Text vorgetragen würden. 

Auch die gleichmaßige Verteäung: der Verwaltungskosten bildete 
eine Ungerechtigkeit, zumal wenn man bedenkt, daß der hauptsächlichste 
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Vorteil dieser Verwaltung (Kontrolle über Kauf resp. Miete des vom 
Verleger zu beziehenden Notenmaterials) dem Verleger zugute kommen 
sollte. 

Überdies zeigte die ganze Anlage der Leipziger Anstalt eine solche 
Überstürzung, daB auch die geschäftskundigeren \'erleger an der Mög- 
tichkett ihres Erfolges bald zu verzweifeln begannen. 

Als die zwischen der G. d. K. tmd dem V'orstand des \'. d. D. M. ein- 
geleiteten Verständigungsversuche c^hne jeden Erfolg blieben, da jedwede 
Satzungsänderung- an den vorigen Beitritt der Komix>nisten geknüpft 
wurde, als trotz cindringliclien Protestes vonseiten der Komponisten überall 
Pfleger eingesetzt und mit Schärfe gegen die Aufführenden vorzugchen 
begonnen wurde, wandten sich die Komponisten mit einem Protest an die 
öffentliclikeit. Wie die Konzertinstitute nun sahen, daß diejenigen, denen 
die Steuer angeblich zugute kommen sollte, garnicht damit einverstanden 
waren, verweigerten sie insgesamt die Zahlung der Gebühren. Es blieb 
somit der Anstalt nichts anderes übrig, als vorläufig wenigstens ihren Be- 
trieb einzustellen (21. Januar 1899), zumal auch die Regierung bei der 
Haltung der Komponisten zu vostehen gab, daB sie nicht gewillt sei, die 
Anstalt anzuerkennen oder gar zu fordern. 

Es kam nun zu wiederholten Verständig^ngsversuchen die jedoch 
ohne Erfolg blieben. Dagegen gelang es der Genossenschaft mit den 
bedeutendsten Verlagsfirmen in Berlin und Mainz eine Einigung über 
eine Reihe von Grundsätzen für eine Verständigung in der Tantiemen- 
frage zu erzielen. Der größte Frfolg für die Komponisten war, daß hier 
als Teilungsmodus dreiviertel der Einnahmen für den Komponisten dn- 
viertel für den Verleger festgesetzt wurde (13. April 1899). Nach einer 
lostiindigen Verständigungssitzung mit den Leipziger Verlegern, die 
14 Tage später stattfand, schien auch hier das ersehnte Einvernehmen 
endlich nahe. Aber die Hoffnungen zerschlugen sich, da der Vorstand 
des V. d. D. M. auf der Hauptversammlung die gemeinsam vereinbarten 
Grundsätze nur unter der Bedingung zur Annahme empfahl, daß noch 
weitere Ausführungsljestimmungen von den Komponisten angenommen 
würden; dies war ihnen unmöglich. 

War so eine Verständigtmg mit der Anstalt unmöglich, war es 
doch den Komponisten gelungen, den Allgemeinen Deutschen Musik- 
vcrcm von der P)crechtigi.mg ihrer Forderungen zu lihcrzeugen, wozu 
nicht wenig der Umstand beitrug, daß zahlreiche Mitglieder der Genossen- 
schaft zugleich solche des \ ercins waren. So beschloß denn der Verein 
mit großer Mehrheit in seiner Generalversammlung in Dortmund (11. Mai 
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1899) von der Anstalt für musikalisches Aufführungsrecht zurückzutreten. 
Hierdurch war die Leipziger Anstalt satzungsgemäß aufgelöst. 

Schon vorher war unter den Komponisten der Gedanke aufgetaucht, 
die endlich zustande gekommene feste Organisation dazu zu benützen, 

ihrerseits eine Anstalt ins Leihen zu rufen. In dieser Voraussicht hatten 
sie sich verpflichtet (Versainrulun^- I'ebruar l8y()), stets den X'orbehalt 
auf ihren Werken anbringen zu lassen. Greifljarer wurde der fjerlanke, 
als che \ erstainhgung mit den BerHner Verlegern erzielt war. So konnte 
der mit den Vorbereitungen betraute geschäftsfuhrendc Ausschuß über 
die Grundlagen der mit Unterstützung dieser \ crleger beabsichtigten 
Gründung eine Verständigung mit ihnen herbeiführen. Dem Ausschuß 
wurde die Aufgabe, einen Organisatiunbplau zu entwerfen, wo/u er zwei 
Vertreter nach Paris samhe, um (He Einrichtung der Societe an Ort und 
Stelle zu studieren und sich ihrer Unterstützung für die neue Gründung 
zu sichern. 

Denn daß nach dem Ende der Leipziger Anstalt eine Neugründung 
erfolgen mußte, verlangten einmal dte Gefahr der ausländischen Gesell- 
schaften — im Jahre 1898 war auch in Österreich eine Gesellschaft unter 
dem Namen „Gesellschaft der Autoren, Komponisten und Musikverleger** 
mit ihrem Sitze in Wien gegründet worden — , vor allem aber die vor 
der Tür stehende neue Urheberrechtsgesetzgebung. 

Bei den Vorarbeiten und Enqueten zu dieser zeigte sich wieder der 
Vorteil des Zusammenschhisses für die Komponisten. Durch ihr geeintes 
Voi^ehen waren sie einmal in der Lage, ihre Wünsche als die einer 
Gesamtheit der Regierung vorzutragen und ihnen den notigen Nachdruck 
zu verschafiPen, dann aber erkannten jetzt auch die Verleger in ihrer 
großen Mehrzahl wenigstens die Bedeutung dieses neuen Faktors, und 
damit, welchen Wert ein Zusammengehen mit ihm für die Erreichung 
ihrer Wünsche haben mußte. Denn wie die Komponisten von dem 
neuen Gesetze die für die Anstalt nötige Grundlage erhofften (Aufhebung 
des Vorbehalts mit rückwirkender Kraft, Rückfall der wiederauflebenden 
Aufführungsrechte an den Autor), hatten die Verleger das Hauptinteresse 
an einer Verlängerung des Schutzes. Durch ihre Organisation waren 
die Komponisten in der Las.rc, ihre Hilfeleistung von einer Gegenleistung 
der Verleger abhängig zu luachen. 

Da die Regierung den Verlegern zu verstehen gegeben hatte, daß 
auf eine \'erlängerung der Schutztrist nur zu hotlen sei, wenn der Antrag 
von den Komponisten unterstützt würde, vereinbarten zunächst 18 her- 
vorragende Firmen ein A^TStändiguugsjjrogranun uiit iler Cjeuossenschaft, 
dem sich bald weitere 100 Firmen anschlössen (Ende Juni 1899). Man 
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beschluU eine gcniLinsanie Petition an das Reich sjustizamt zu richten, 
deren wesentlicher Inlialt war: 

1. eine bis auf 50 Jahre des nach dem Tode des Urhebers verlängerte 
Schutzfrist, mit der Maßgabe, daß bei Kom})ositionen, deren Schutzfrist 
bei Inkrafttreten des Gesetzes noch nicht abgelaufen sei, die \''cilängerung 
den \'erlegem zugute kommen solle, <he Verleger in solchem Falle jedoch 
verpflichtet seien, nach Ablauf der 30jährigen bis zum Ende der 50jährigen 
Schulz trist die Hälfte des Reingewinnes den Erben des Komponisten ab- 
zugeben. 

2. Der Fortfall des Auffühningsvorbchaltes bei musikalischen Kom- 
positionen und zwar mit rückwirkender Kraft, mit der MaBgabe, daß die 
verloren gegangenen und durch die rückwirkende Kraft wieder aufleben- 
den Aufführungsrechte den Komponisten zugute kommen sollten 

Während für die Verleger von dem Ausfall der neuen Gesetzgebung 
nur das Hinzukommen einer neuen Gewinnquelle abhing, war er für die 
Anstalt eine Lebensfrage. Und leider fiel das neue Gesetz so aus, daS 
zunächst die Möglichkeit einer Anstaltsgrundung emstlich in Frage ge- 
stellt wurde. 

Dafi die Schutzfrist nicht auf 50 Jahre ausgedehnt wurde, traf in 
erster Linie die Verleger, doch entginj; damit auch der Anstalt eine wich- 
tige Einnahmequelle. 

Der A'orbehalt war fallen gelassen worden, und das Aufführungs- 
recht sollte allein dem Komponisten zustehen. Aber es so auszunutzen, 
wie es für die Anstalt wünschenswert gewesen wäre, ermöglichte die Ge- 
setzgebung nicht. Im Interesse der Anstalt Tnußte es liegen, um überhaupt 
lebensfähig zu sein, auch che scl:on vor dem i. Januar igoj erschienenen 
Werke, deren X'crfasscr noch nicht 30 Jahre tot waren, deren \'erwertung 
aber durch Unterlassung der Anbringung des Vorbehalts auch nach dem 
neuen Gesetz nicht möglich war, wenn es nicht rückwirkende Kraft erhielt, 
in ihren Bereich zu ziehen. Uni dies zu ermöglichen, bestimmt § 61 U.G., 
dafi für diese Werke ein nachtragliches Anbringen des Vorbehalts erlaubt 
sein solle; es fehlt aber eine Bestimmung, die dem Komponisten die Macht 
verliehen hätte, seinen Willen auch praktisch zu verwirklichen. Was hilft 
ihm die Möglichkeit einer naditräglichen Anbringung, wenn der Verleger 
nicht damit einverstanden ist und sich weigert, dieselbe vorzunehmen? 
Das Gesetz gibt ihm kein Mittel an die Hand, ihn dazu zu zwingen. Der 

i) Aus dem Rundschreiben der Verlagsfirmen Berlin 15. Juni 1899. 
d'Albert, Verwendnng det nra«ik. Aufftthraogsreebto. 6 
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Komponist wurde also vom guten Willen des Verlegers abhängig und 
somit auch die Anstalt. 

Immerhin konnte dieser Mati^-el nur so huigfe von Xaciiteil sein, als 
die Anstalt mit Verlegern neuerer Ivlusik nicht vimg v. ar. i^mc ernste Ge- 
fahr dagegen mußte eine andere Bestimmung gerade für eine Anstalt, 
die wie die deutsche als eine Institution vor allem der ernsten Komponisten 
gedacht war, bilden : die Freilassung der Vereine. 

Nach U.G. § 27 Abs. 3 sind solche Aufführungen in Vereinen von 
der Erlaubnis des Autors unabhängig, zu denen nur Mt^lieder und die zu 
deren Hausstande g^örenden Personen als Hörer zugelassen werden. Da6 
diese Bestimmung einen eminenten NachteH für die Komponisten enthält, 
ja die Anstalt liberhaupt in Frage stellen mußte, aber auch für die Verleger, 
denen so eine Überwachung des Notenmateriats unmöglich gemacht wird, 
ist um so evidenter, wenn man bedenkt, dafi es sich hier gerade um Vereine 
handelt, denen meist reiche Mittel zur Verfügung stdioi, und deren Mit* 
glieder an einem Abend für Essen und Trinken oft mehr ausgeben als die 
jährliche Abgabe betragen hätte und, dafi diese gerade den ernsten Kom- 
ponisten zugute gekommen wäre; denn hier handdt es sich ja um die Auf- 
fuhrung von Männerchören, gemischt«! Chören, Werken der Kammer- 
musik. 

Zu diesem materiellen Verlust, der die Anstalt als solche treffen 
mußte, kommt für den einzelnen Komponisten ein noch schwerer wiegen- 
der ideeller. Oft entscheidet die erste Aufführung über das Schicksal 
eines Werkes. Es muß also jeder Komponist ein Hauptinteresse daran 
haben, hiermit einen Verein zu betrauen, dessen Name ihm eine Garantie 
für ein würdiges Gelingen bietet. Wie oft bringt einzig und allein die 
schlechte Ausführung ein gutes Werk zu Fall. Dieser Gefahr aber ist 
nun der Komponist schutzlos preisgegeben : bei einer Aufführung, die \iber 
die Zukunft >eines Werkes entscheidend sein kann, hat er nicht ein Wort 
mitzureden und kann sie auch nicht hindern. 

Kür den Verleger besteht der große Nachteil, flaü ihm eine Kon- 
trollierung des verwendeten Notenmaterials unmöglich ist. Und wäre sie 
möglich, kann doch der Verein, als Person gedacht, das zu seinem Ge- 
brauch nötige Stimmenmaterial selbst herstellen lassen, da nach dem neuen 
Gesetz jede Art der Vervielfältigimg, nicht nur die einzelne, gestattet ist, 
sobald sie nicht den Zweck hat. aus dem \\ erk eine ICinnalune zu erzielen. 

Die Gefalir dieses Paragraphen, die uns in ilirer ganzen Bedeutung 
die Vorgänge in Belgien, wo sicii alle geselligen und Berufsvereine zu 
einer großen Gesellschaft zusammengeschlossen haben, und die Vorgänge 
in Mainz zeigen, wo also die Zahl der Mitglieder und der zu ihrem Haus- 
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stand Gehörenden ins Unendliche wächst, war auch von der Regierung 
eingesehen worden. Als bei der dritten Lesung in der Kommission ein 

eine Beschränkung der von dem Willen des Komponisten unabhängigen 
Aufführungen bezweckender Antrag gefallen war, berief sie Komponisten, 
Vercinsdirigenlen, die besonders den Reihen der (Gegner einer Anstalts- 
g'riindnng entnommen waren, und einen Verleger zu einer Besprechung 
ins Kultusministerium. Hier fand der von den Komponisten vorgelegte 
Plan einer Besteuerung der Vereinskonzertauffülirungen — die Jahres- 
pauschalgebühr sollte für alle Aufführungen geschützter Werke zusanmien 
je nach der Gruße des Vereins ein bis zwanzig Mark beiragen — so all- 
gemeine Zustimmung, daü der Regierung kein Zweifel verblieb, sie könne 
einem Antrag des Reichstags auf Einschränkung der Ausnahmen des § 27 
zustimmen. 

Daß aber trotzdem im Reichstag jene einen Rückschritt bildende 
Fassung — früher hatten sich ja die Komponisten durch Vorbehalte gegen 
öffentliche Aufführungen schlechthin schützen können — zur Annahme 
gelangte, war hauptsächlich das Verdienst des Abgeordneten E. Richter, 
der sich mit groBer Beredsamkeit und wenig SachlKuntnis zum Beschützer 
der Vereine gegen den zu bildenden „Musikring" der „Musikagrarier" 
aufwarf» wobei er von dem Vorstand des V. d. D. M. unterstützt wurde. 
Dieses setze sogar eigene Interessen aufs Spiel, nur um die unbequeme 
Anstalt der Komponisten zum Scheitern zu bringen. 

Diese Feindschalt einer Verl^rgruppe gegen die Genossenschaft 
bildete einen weiteren Punkt, der zu den schwersten Befürchtungen be- 
reditigte. Nicht nur war zu erwarten, daB diese Verlier nicht beitreten 
würden und die Anstalt so der in ihren Verlagen erschienenen Werken 
verlustig gehen würde, man mußte sich auch auf die schärfste Agitation 
gefafit machen. Eine solche Agitation mufite aber um so gefährlicher sein, 
wenn, wie gerade in Deutschland, die meisten Gegner der Anstalt, und als 
solche fühlten sich naturgemäß alle Aufführenden, die die neue Steuer zu 
tragen hatten, im ersten Moment, in festen Organisationen vereinigt sind. 
Man dmke nur an den mächtigen deutschen Sängerbund, dem der reiche 
badische Männergesangverein ebenso angehört, wie der ärmste Verein 
des Erzgebirges. 

Am 29. Juni TOOi war das neue Urheberrechtsgesetz in Kraft getreten. 
Ztmachst blieb der Genossenschaft nichts übrig, als ruhig seine Wirkung 
auf die Verhältnisse des Musiklebens zu beobachten. Bald kam sie m 
dem Schluß, daß auch unter der TTerrschaft des neuen Gesetzes, allerdings 
nur mit großen Opfern, die Gründung einer Anstalt 7nr Verwertung des 
musikalischen Aufführungsrechts möglich sei. Zudem trat die Xotwendig- 

6* 
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keit der Gründung noch zwingender vor Augen, seit die österreichische 
Gesellschaft in einer am 14. November 1901 abgehaltenen Generalver- 
sammlung einstimmig beschlossen hatte, ihre Tätigkeit auf Deutschland 
auszudehnen. Wieder war es die internationale Komplikation, die den 
Anstoß gab. 

Ende 1902 wann (h'e vom geschäftsführenden Ausschuß der Ge- 
nossenschaft unternomnieiien \'orarbciten zum AbschhUi ,G;-ebracht und 
hatten auch den Beifall tler befreundeten \'erlegcr t^n-fundeii. Das zur 
Gründung bezw, zur Sicherung für die ersten schwierigen Jahre erforder- 
liche Kapital war von einem engeren Kreis von Mitgliedern zui^esichert 
worden. Am 14. Januar T903 wurde auf Grund einer einstimnii;;'" ange- 
nommenen Satzung und Gtifchäftsordnun.L;: die liisheri^e ..Genossenschaft 
dentscher Komponisten" in die „Genossenschaft deutscher Ton-Hetzer'* 
um^ewantlcU, wobei der Tätigkeit der neuen Genpssenscliaft nocli zwei 
weitere Aufgaben gestellt wurden : 

1. die Einrichtung von Anstalten zur Verwertung musikalischer 
Aufführungs- und Verlagsrechte, 

2. die Unterstützung bedürftiger Mitglieder und ihrer Hinter- 
bliebenen >). 

In derselben Sitzung wurde die Grundordnung der „Anstatt für 
musikalisches Aufführungsrecht" angenommen und ihre baldige Inbetrieb- 
setzung beschlossen. 

Da stellte sich eine neue Schwierigkeit heraus; die Erwerbung der 
Rechte einer juristischen Person, die für die Genossenschaft unbedingt 
erforderlich war, wenn sie einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ein- 
richten und rechtsgültige Vertrage abschließen wollte. Das zunächst 
liegende wäre die Form einer Gesellschaft nach dem H. G. B. gewesen. 
Aber sowohl eine Handelsgesellschaft als eine Gesellschaft m. b. H. wie 
in Oesterreich stellte sich als ungeeignet heraus. Das oesterretchische 
Gesetzbuch kennt einen Min lestbeitrag von 10 Gulden und gestattet femer, 
die Anteile festzulegen, während nach dem deutschen Gesetz der Anteil jedes 
Gesellschafters mindestens 500 Mk. betragen muß, und die Anteile vererblich 
und übertragbar sind. Es wäre somit den Gegnern der Anstalt ein 
Leichtes gewesen, durch Aufkaut der Anteilscheine die Anstalt in ihre 
Hände zu bringen. Daher blieb nur die Möglichkeit eines X'ereines nach 
dem B. G. B. und zwar da die Anstalt doch einen wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb in sich schließen würde»), eines Vereins mit durch staat- 

1) Hinfort abgekürzt als G.D.T. 

2) SatzuiiR der G.D.T. § 3. 

3) B.G.B. § 21. 
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liehe Verleihung erlangter Rechtsfähigkeit i). Hiergegen wandte aber 
das Ministerium des Innern ein, daß es der Tradition der preussischen 
Verwaltung widerspräche, einem Verein mit rein wirtsdhaftlichen Zwecken 
die Rechts^igkeit zu verleihen. Auf den Hmweis : der Böhnengenossenschaft 
sei doch die Rechtsfähigkeit verliehen worden, wurde erwidert, daß diese ein 
geschlossener Beruf sverein sei mit in erster Linie humanitären Zwecken, 
der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb habe nur akzessorischenCharakter.^ 

Um die Rechtsfähigkeit zu erhalten, mußte sich die Genossen- 
schaft in ähnlicher Weise organisieren. Ein geschlossener Berufsverein 
war ae ja schon tatsächlich; auch war schon die Einrichtung von Unter- 
stützungskassen fiir bedürftige Komponisten ins Auge gefaßt worden. 
Es galt also bloß die humanitäre Seite noch besonders hervorzuheben, 
die zu gründende Anstalt dagegen bloß als eine Angliederung der Ge- 
nossenschaft ersclieinen zu lassen. Deshalb wurde beschlossen, einen 
erheblichen Teil, nämlirh lo Proz. der Xettoeinnahme der Anstalt für 
die Unterstiitzungskasse der Genossenschaft abzuziehen. Diese Maßrcijfel 
war für die Anstalt von ganz entschiedenem Vorteil, weil hierdurch das 
bessere ethische Moment besonders scharf hervortrat. Daraufhin wurde 
der Genossenschaft am 7. April 1903 die Rechtsfähigkeit verliehen. 
Die „Anstalt für musikalisches Auffühnmgsrecht" war nun aber nur ein 
Betriebsteil der Genosscnscliaft, diese als reine Benifsgenossenschaft auf- 
gefaßt. Die Rechtsfähigkeit war ja nicht der Anstalt an sich, sondern 
der Genossenschaft verliehen worden. 

Es konnten also tiir die Konstituierung der Organe der Anstalt 
und für ihre rechtliche \ crtretung nach außen, ledii^dich Mitglieder der 
Gemisscnschaft also nur Koinix misten in P.ttracht kommen. Damit 
war aus rein tecluiihclicn Gründen ein Mitwirken der Wrieger oder 
Textdichter an der Leitung der Anstalt ausgeschlossen. Gauii unaus- 
führbar war deshalb die von den Verlegern später gcsteHte Forderung, 
die Anstalt solle noch einen Dircktionsrat schaffen, der sich aus 5 \'er- 
Icgern, 5 Komponisten und i Textdichter zusammen zu setzen habe. 

Nicht nur nicht ausgeschlossen, sondern sogar dringend erforderlich 
war es aber, den Verlegern, die der Anstalt doch in ihrem Besitz befind- 
liche Rechte anvertrauen, eine genügende Kontrolle über den Betrieb 
der Anstalt einzuräumen. Hierzu sollte der VertrauensmännerausschuB 
dienen. Mit der Gewinnverteilung von ^/^ zu : V4 hatten auch die Leip- 
ziger Verleger sich einverstanden erklärt. Während aber nun besonders 

1) B.G.B. § 23. 

2) l'rotokoll der Sitzung d. ü. D. T. vom 21. Oktober igu6. 
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die Berliner Veriag^sfirmen sich mit der den Verlegern zugewiesenen 
Stellung begnügten, indem sie die öffentliche Einrichtung der Anstalt 
für eine genügende Sicherheit hielten» glaubten die ütmgen Verleger die 
Rechte des Vertrauensmannetausschusses nicht genügend garantiert. 

Als daher die Anstalt am x. Juli 1903 ihren Betrieb eröfiFnete, 
wurde sie sofort Gegenstand heftigster Angriffe von selten der aufien* 
stehenden Verleger, die von der Leipziger Gruppe gefuhrt Moirden. 
Leider wandten sich deren Angriffe nicht nur gegen etwaige kon> 
krete Mängel der Anstalt» sondern sie gingen zu weit und griffen die 
Anstalt als solche an, die sie als eine Schädigung für das Musikleben 
darzustellen suchten. 

Zunächst mußte ja diese Geltendmachung eines neuen Rechtes 
eine gewisse Stockung im Musikleben hervorrufen. Dies lag weniger 
an der zu zahlenden Abgabe als daran, daß, während früher einfach 
mit dem Erwerb der Noten auch das Recht verbunden gewesen war, 
das Tonwerk aufzuführen, jetzt, wo die Anstalt das nach ^ i r I G. 
dem Komponisten allein zustehende Aufführungsrecht zu \er\verten 
begann, von dieser erst die Ikfui^nis zur Aufführung eingeholt werden 
mußte. Dies führt aber «j^erade in der Uebergangszeit zu Verwir- 
nmgen, wo es noch eine Reihe von Fällen gibt, in denen eine Auftüh- 
nuVf^ auch ohne eine Erlaubnis der Anstalt möglich ist. Außer sämt- 
lichen freigewordenen Werken d. h. Werken, deren Urheber bereits 
j^o Jahre tot sind und den Werken, die in Deutschland keinen Urheber- 
schutz genietkn, weil sie zuerst in einem Lande erschienen sind, das 
der Berner Konvention nicht angehört, oder weil ein Literaturvertrag 
mit dem betreffenden Land nicht besteht, sind auch alle bis zum 
31. Dezember 1901 erschienenen Werke, die den Vorfaehaltsvermerk 
nicht tragen, so wie alle bis dahin erschienenen Werke, trotz nachträg- 
lich angebrachten Aufführungsvorbehalts, wenn bei der Aufführung 
nicht Noten benutzt werden, die mit dem Vorbehalt versehen sind, 
tantiemefrei. 

Wenn nun eine große Anzahl von Verlegern sich weigerte, den 
Vorbehaltsvermak anzubringen und die ihnen zustehenden Rechte der 
Anstalt zu übertragen, dagegen ausdrücklich Noten ohne Vorbehaltsver- 
merk zum Verkauf anbot, resp. erklärte, dafi das AufiFührungsrecht 
ihnen allein zustehe, sie aber trotz des angebrachten Vorbehalts nicht 
beabsichtigte, Tantiemen zu erheben, so mußte dies einmal zu einer 
schweren Schädigung der Anstalt und der ihr beigetretenen \'erleger 
fuhren, da die Aufführenden ihr Notenmaterial Heber von den \'erlegem 
bezogen, die immer noch nur die rechtmäßige Beziehung des Noten- 
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materials zur Bedingung machten, andererseits zu einer großen Un- 
sicherheit: Auf der einen Seite erklärte die Anstalt, daß ihr die Auf- 
fiihningsrechte der meisten Werke der geschützten Autoren zuständen, 
auf der anderen die der Anstalt femstelKnden Verleger, daß sie im- 
stande seien» genügend tantieraehreies Notenmaterial zu liefern ; die Auf- 
führenden hätten daher nicht nötig mit der Anstalt abzuschließen. 

Wäre das letztere der Fall gewesen, hätte die Anstalt natürlich ihren 
Betrieb einstellen müssen. Immerhin war der Widerstand zuerst so be- 
deutend, daß sogar die Wiener Gesellschaft, eine Schädigung ihrer Inter- 
essen befürchtend, den eben geschlossenen Gegenseitigkeitsvertrag wieder 
kündigte. 

Nach und nach aber schlössen sich zuerst die größeren Konzertin- 
stitute, dann auch Vereine und Orchester in immer größerer Zahl der 
Anstalt an, teils weil sie einsahen, daß sie ohne die der Anstalt zustehenden 
Werke ihre Programme nicht in geliörig^er Weise aufstellen könnten, vor 
allem aber wril der Betrieb der Anstalt ihnen zeigte, daß die erhobenen 
Gebühren bei ihrer sich den Verhältnissen anpassenden Xormierunt;^ keine 
Schädig-ung des Musiklebens befürchten ließen, und daß sie auch tatsäch- 
lich dem Komponisten zugute kommen und nicht, wie es bei der französi- 
schen Anstalt hervortritt, zum größten Teil durch die Verwaltungsun- 
kostcn verschlungen werden und so zur Bereicherung von Agenten und 
anderen Geschäftsleuten in erster Linie dienen. 

Als die Leipziger Verleger sahen, daß sie die Anstalt nicht in ihrer 
Entwicklung zu hemmen vermochten, begannen sie auch ihrerseits Tan- 
tiemen zu erheben, aber nur von den Aufführenden, die schon an die An- 
stalt zahlten. Hierdurch wurde es klar, daß es ihnen bei ihrem Widerstand 
gegen die Anstalt nicht um das Wohl des Musiklebens, sondern vor allem 
um ihre eigenen Interessen zu tun gewesen war. Dies Mittel hatte daher 
die entgegengesetzte Wirkung, statt die Aufführenden von dem Ab* 
schließen von Verträgen mit der Genossenschaft abzuschrecken, traten sie 
erst recht bei, weigerten sich aber, an die außenstdienden Verleger noch 
eine Gebühr für die Aufführung zu zahlen, da diese ja schon aus dem 
Verkauf des Notenmaterials hinreichenden Gewinn zogen 

Die außenstdienden Verleger stellten nun allmählich die Agitation 
gegen die Anstalt ein und ließen auch in ihren Forderungen mehr und 
mehr nach. Von großem Einfluß für diesen Umschwung war die Tat- 
sache, daß in die Leitung des V. d. D. M. ein neuer Zug kam, der den Ver- 
eüi emstlich bestrebt sein ließ, den Frieden mit der Anstalt herzustellen. 
Aber wärend früher die Feindschaft der Verleger einen Vergleich unmög- 
lich gemacht hatte, war jetzt die Schwierigkeit, eine beiden Tdlen gerecht 
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werdende Form der Verständigung zu finden. Endlich entschlofi sich die 
Genossenschaft doch zu einer Änderung der Grundordnung in einigen 
Punkten, die den Verlegern eine wirksame Kontrolle sicherten. Hierauf 
traten weitaus die meisten außenstehenden Verlagsfirmen der Genossen- 
schaft bei (am 20. Januar 1907). 

Um dieselbe Zeit gelang es der Anstalt, die Hauptvertreter der 
leichten Muse zu gewinnen. Dies war für die Anstalt ein großer Erfolg. 
Erst jetzt wurde sie instand gesetzt, energisch gegen ihre größten Wider- 
sacher, die Vari^ebesitzer und Wirte ^) vorzugehen. Vom wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkt aus sind eben, wie man deutlich an der französischen 
Gesellschaft sieht, die Komponisten leichter Musik für die Anstalt von 
großer Bedeutung. 

Hiermit ist die Existenz der Anstalt gesichert, die ^venigen noch 
fernstehenden \ crlcsrer werden in Kür;re folgen. Dadurch, daß die An- 
stalt inniinehr üher fast sämtliche geschützte Werke verfügt, sind die Auf- 
führenden gezwunf^en, sich ihr anzuschHcßen. Zumal sich schon sehr viele 
einer höheren Kategorie Angehörenden, soweit sie noch nicht beigetreten 
waren, mit dem Wesen der Anstah emverstandcn erklärt und nur die Be- 
endigung des Streites abzuwarten gewünscht hatten*). 

Wenn man die günstigen finanziellen Resultate der ersten Jahre trotz 
des Streites mit den meisten Verlegern und des Widerstandes, dem die 
Anstalt überall be,«;c;2:uetc, zumal das überaus glückliche Verhältnis zwi- 
schen Tiinnalunen und Ausgaben sieht, kann man wohl glänzendere 
Resultate erwarten, jetzt, wo es der Anstalt nach Beilegung des Streites 
möglich ist. mit viel größerer Energie gegen die säumigen TanLicme])ilich- 
tigen vorzugehen, und wenn man andererseits bedenkt, daß die Ausgaben 

1) Soeben (Juni 1907) lese ich von einem Beschluß des Wirteverbandes, die 
Regierung zu ersuchen, sie möge dem ruinösen Vorgehen (I!) der Anstalt Kin- 
halt tun oder nicht die Wirte sondern die armen ^Tupikantcn als Veranstalter 
bezeichnen. Diese Herren, für welche die Musik doch nichts weiter als ein 
reines Geschäft ist, scheinen eine sonderbare Vorstellung von den Aufgaben 
der Regierung za besitzen. 

2) Vgl. Beschluß der 15. Jahresversammlung des Allgemeinen deutschen 
Bäderverbandes zu Kissingen im Oktober 1906, der von der Verständigung zwischen 
Genossenschaft und außenstehenden Verlegern den Beitritt der 90 ihm angehörigen 
Badeverwaltungen abhänpip: machte. 

3) Erstes Geschäftsjahr (1904): 

Einnahmen M. 65 143>90 
Ausgaben 29810,51 
Zur Verteilung gelangender Betrag M. 
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nicht mit den Einnahmen proportional wachsen werden. Gleichwohl darf 
sich die Anstalt nicht durch die in Frankreich in den letzten Jahren er- 
zielten Einnahmen, die drei Millionen übersteigen, blenden lassen. Ab« 
gesehen davon, daß, wie schon erwähnt, bei emster Musik, die ja in erster 
Linie den Bestand der Anstalt ausmacht, und in Rücksicht auf unser 
Musikleben es sich immer nur um geringere Abgaben handeln kann, ist 
auch die vollständige Erfassung aller Gebührenpflichtigen bei der Zen- 
tralisation des ^fnsiklebens in Frankreich viel eher möglich. Vor allem 
aber ist die Schutztrist auf 50 Jahre nach dem Tode des Autors aiisqfc- 
dehnt und kennt keine Ausnahmen, uniiaßt somit bei der vorwiegend 
leichten Musik fast alle zur Auftührunq- gelanj^endcn Werke. Obq^leich 
das dcut^che Musikleben weit produktiver als das französische ist, dürften 
die Einnahmen der deutschen Anstalt daher die der französischen kaum 
je erreichen. 

Hier inuU man sich aber vor Augen hallen, daß ja die „Anstalt für 
musikalisches Aufführun.Grsrccht" kein reines Erwerbsinstitut sein will, sie 
soll dem Kon:ponisten mir einen dem der Gesamtheit bereiteten Genuß 
entsprechenden Lohn siciicrn, vor allem aber soll sie als Wohlfahrtsein- 
richtung ihre Mitglieder vor den schlinuiistcn materiellen Sorgen bewahren 
und jedem ein fröhliches Schaffen ennöp^lichcn. 

Jedenfalls wird aber die Anstalt von Jahr zu Jahr eine wichtigere 
Rolle als W-rtrcterin der gemeinsamen liUeressen, von Verlegern und 
Komiirniisten, die ja in der Tat eng verknüpft sind, spielen und hier harren 
ihrer nocii große und dringende Aufgaben. 

Eine große Ungerechtigkeit enthält § 22 des Urhebergesetzes, der 
alle urheberrechtlichen Grundsätze durchbriclit, indem er mit wenigen 
Ausnahmen nicht nur die private, sondern auch die öffentliche Aufführung 
von Tondichtungen mittelst mechanischer Musikinstrumente freigibt. Die 
Schweiz hatte in der Berncr Konvention zugunsten ihrer Spielwerkin- 
dustrie die freie Menutzung aller Melodien durchgesetzt. So lange es sich 
nur um Spielwerke mit Walzen und Stiften handelte, war der den Ver- 
legern und Komponisten bereitete Verlust nicht so groß. Ganz anders 

Zweites Geschäftsjahr 1905: 

Einnahmen M. 85S72>79 

Ausgaben ,. 34 539.98 

Zur Vertt'ihmpr pelanRender Betrag M. 61032,01 
Drittes Geschäftsjahr (190t)): 

Einnahmen M. 102291,17 

Ausgaben ,. 35 998,08 

Zur Verteilung gelangender Betrag M. M 298,09 
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wurde es aber, als dann die Fabrikation von Werken mit auswechselbaren 
Scheiben und Bändern, also mit tinbeschränkter Mek)dienzahl aufkam, 
die besonders in der Umgebung von Leipzig einen ungeahnten Auf- 
schwung genommen hat. Hier machte man denn auch in der gerichtlichen 
Praxis einen Unterschied und zwang die Fabrikanten, sich mit den Ton- 
setzem abzufinden 

Trotz dringender Eingaben seitens der Verleger und Komponisten 
g-ab die neue Gesetzgebung diese Unterscheidung der Musikwerke in 
solche mit und ohne auswechselbare Bestandteile wieder auf, mit der Be- 
gründung, daß die deutsche Industrie dann die ausländische Konkurrenz 
nicht mehr ertragen könne. Deshalb faßte der Reiclistag die Resolution 
den Reichskanzler zu ersuchen, sobald als möglich mit den Ländern, welche 
der Bemer tibereinkunft beigetreten sind, in Verhandlung zu treten, den 
Urheberschutz dahm auszudehnen, daß die Übertragungen von Musik- 
stücken auf solche Instrumente, die zu deren mechanischen Wiedergabe 
dienen, ohne Erlaubnis des Urhebers niclit zukissig ist. 

Eine endliche Regelung dieser Frage herbeizuführen ist die nächst- 
liegende Aufgabe der Genossenschaft und der mit ihr verbündeten Ver- 
leger. 

Eine zweite wichtige Aufgabe für sie ist» dem Nachdruck zu steuern 
in den Ländern, die der Bemer Konvention nicht angehören, tn erster 
Linie Rußland, dami Holland und Amerika. Hier sind Verleger wie Kom- 
ponisten schutzlos preisgegeben, da ja die Verbreitung von Tonwerken 
nicht erst an die Bedingung dner Übersetzung geknüpft ist. Diesen Übel- 
ständen kann nur die Regierung selbst durch AbschlieBung von Vertragjsn 
Abhilfe schaffen. In Amerika allerdings dürfte kaum etwas zu erreichen 
sein, jedenfalls aber in Rußland und Holland, wo eine Änderung des 
jetzigen Zustandes am dringendsten ist. Besonders gilt dies für Holland, 
das nicht wie Amerika eine Welt für sich, sondern als Enklave zwischen 
die am meisten musikproduktiven Lander eingestreut ist. Die Regierung 
aber da zu einem Vorgehen zu veranlassen, wo es sich doch nicht um so 
bedeutende ökonomische Werte als sonst bei Handelsverträgen handelt, ist 
nur durch das einmütige und entschiedene Zusammenwirken aller Be- 
teiligten erreichbar. 

i) Voigtländer Urheber und Verlagsrecht S. 103. 



Viertes Kapitel. 



A. Verfassung der Anstalt. 

i. Rechtslage der Bezugsberechtigten. 

Unter Bezugsberechtigten versteht man diejenigen, die berechtigt 
sind, einen Anteil aus der Verwertung der Aufführungsrechte zu beziehen. 
Hier sind zwei Gruppen zu unterscheiden : i. die Mitglieder der G. D. T.; 
2. sonstige Inhaber von Aufführungsrechten, Verleger und Textdichter. 

I. Die M i t 1 i e d e r d e r G. D. T. Da die Anstalt nur als ein 
Zweige der Genossenschaft anzusehen ist, wurdt^n bei Gründung der An- 
stah die Mitglieder der Genosscusdiaft sofort r>ezugsbereclitigte ; für sie 
war die Unterzeichnung des Berechtig^ung^svertrag?; nur eine Formalität. 
Jetzt ist die Praxis die, daß in die Genosseiiscliaft neue MitgUeder erst 
nach Unterzeichnung des Berechtigungsvertrages aufgenommen werden. 

Voraussetzung der Mitghedschaft bei der G. D. T. ist (abgesehen 
von der Unterzeichnung des Berechtigungsvertrages) : 

1. Unterzeichnung des durch die Geschäftsordnung vorgeschriebe- 
nen Aufnahmeantrags; 

2. Unterstützung dieses Antrags durch zwei Mitglieder; 

3. der Nachweis von eic^erien selbständigen Tonwerken; 

4. Entrichtung eines Eintrittsgeldes von 10 Mark, wovoti der Vor- 
stand in besonderen Fällen Befreiung gewähren kann. 

Auch Ausländer können Mitglieder werden. 

Die Hauptbedingung bildet Punkt 3. Es kann wohl vorkommen, 
besonders von darstellenden Künstlern, daß sie, ohne selbst komponieren 
zu können, sich von anderen Kompositionen verfassen lassen und dann 
unter eigenem Namen veröffentlichen. Um hier dem Vorstand ein scharfes 
Vorgehen zu ermöglichen, ohne die Betroffenen zu kränken und über- 
haupt um etwaige peinliche Erörterungen persönlicher Art zu vermeiden, 
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erfolgt die Ablehnung ohne Angabe von Gründen. Ist der Abgelehnte 
deutscher Reichsangehöriger, steht ihm Berufung an die Hauptversamm- 
lung zu. 

Die Mitglieder zerfallen in ordentliche und außerordentliche; ordent- 
liche sind die Gründer der G., die anderen werden es nach fünf Jahren 
durch Beschluß der Hauptversammlung. Nur die ordentlichen Mitglieder 
haben Sitz und Stimme in der Hauptversaanmlung. Da die Hauptver- 
sammlung die Wahl des Vorstandes vornimmt, der Vorstand der G. aber 
zugleich Vorstand der Anstalt und somit deren leitendes Organ ist, so be- 
stimmen die ordentlichen Mitglieder der G. die Leitung der Anstalt. 

2. Die zweite Gruppe umfaßt Tonsetzer, die nicht Mitglieder der G. 
sind, die Erben verstorbener Tcmsetzer, die Inhaber des Aufführungs- 
rechts an nachgelassenen Tonwerken, femer Musikverlcger und Text- 
dichter. Sie werden Bezugsberechtigte durch Abschluß des Berechti- 
gungsvertrags mit der Anstalt und Zahlung einer Gebühr von zwanzig 
Mark. 

Um den etwa von den der Komponisten abweichenden Interessen der 
Verleger c:erecl:t zu werden, steht diesen der Ilauptcinfluß in dem Kontroll- 
organ der Anstalt, dem \'crtrancnsmännerausschuß, zu. 

3. Als Bezugsberechtigte kommen endlich noch die Mitglieder der 
au«Hmdisclien Gesellschaften in Betracht, die mit der Anstalt einen Gegen- 
seitigkeitsverirag geschlossen haben. So erhebt die Anstalt für die in 
Deutschland und der deutschen Schweiz (dies Gebiet wurde der Anstalt 
bei Ab'-ehluß des Vertrages abgetreten) aufgeführten Werke der Mit- 
glieder der Pariser Societe Gebühren und liefert den entsprechenden Ge- 
winnauicil an die Societe ab, wofür diese in Frankreicli, der französischen 
und italienischen Schweiz. Monaco. Luxemburg und Spanien Gebühren 
für die -Aufführungen von Werken der deutschen Mitglieder der Anstalt 
erhebt. Die Verteilung auf Komponisten, Verleger und Textdichter findet 
dann innerhalb jeder Gesellschaft nach ihren eigenen Bestimmungen statt. 
Ein gleicher Vertrag ist mit der Wiener Autoren-Gesdlschaft vor kurzem 
neu geschlossen worden. 

Alle Berechtigten eines Landes, in welchem eine Gesellschaft zur 
Verwertung des musikalischen Auffiihrungsrechts schon besteht, haben 
nur, wenn sie deren Mitglieder sind, und zwar nach Maßgabe des mit ihr 
abgeschlossenen Vertrages, Anspruch auf die Tätigkeit der Anstalt. Ebenso 
kommen allein die Bestimmtmgen des Gegenseitigkeitsverttages für die- 
jenigen in Betracht, die Mitglieder der betreffenden ausländischen Gesell- 
schaft sind. 

Die Berechtigten solcher Länder, in denen eine Gesellschaft nicht be- 
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steht, können vom Vorstand ebenfalls als Bezugsberechtigte der Anstalt 
zugelassen werden. 

Die Bezugsberechtigten sind verpflichtet, alle ihnen zustehen- 
den und in Zukunft zufallenden Aufführungsrechte der Anstalt zur un- 
beschränkten Verfügung zu übertragen. Diese Bestimmung trifft für die 
Übergangszeit Verles^er und Komponisten, für später wohl meist nur 
noch die Komponisten, da diese ja als Bezugsberechtigte verpfliclitet sind, 
ihre Rechte direkt der Anstalt zu ubertragen, die Verleger somit nur noch 
von außenstehenden Koin])onisten Aufführungsrechte erwerben können. 

Die Bezngsbereeliti;4'ten dürfen in keiner Weise durch selbständige 
Erteilung von Aufführungsgenehmigungen, Einziehung oder Erlassung 
von Aufführungsgebühren oder Kechtsver folgung von Aufführungen der 
Anstalt vorgreifen. Denn nur so ist zu vermeiden, daB sich die ( iel)viliren- 
ptlichtigen direkt an die Komponisten wenden luid durch AbschlicÜLn von 
Sonderverträgen den geurUacten Betrieb der Anstalt stören, ja unmöglich 
machen. Hieraus erklärt sich auch die auf den ersten Hlick so \ui.;erecht 
erscheinende ßesuiiimung, daß für den I*'all, daß ein Bezugsberechtigter 
den Vertrag mit der Anstalt kündigt — der Vertrag gilt auf fünf Jahre 
geschlossen und läuft stets weitere fünf Jahre, wenn er nicht ein Jahr vor 
dem Termin gekündigt wird — ausgen(»nmen natürlich, wenn ein Ver- 
schulden seitens der Anstalt re^. des Vorstandes vorliegt (BGB. 325, 
326), die übertragenen Aufführungsrechte der Anstalt verbleiben. Wäre 
es nämlich den Bezugsberechtigten möglich, ihre Rechte beim Austritt 
zurückzunehmen, so konnte die Anstalt nie zu emem festen Bestand an 
Werken kc»nmen, erst recht nicht die Verfügtmg über alle geschützten 
Werke erlangen und so keine Pauschvertrage auf längere Zeit abschließen. 
Erst aber, wenn dieses erreicht ist, hört jede Unsicherheit darüber auf, wer 
der Inhaber des Aufführungsredites ist; denn einen Katalog ihres Besitz- 
standes herauszugeben, ist der Anstalt bei der Unsumme von Werken, die 
in Betracht kommen, nicht möglich, und wenn es möglich wäre, müßte, 
nur um die Haupttnteressenten zu befriedigen, eine so große Anzahl von 
Exemplaren hergestellt werden, daß die Verwaltungsunkosten selbst bei 
Abwälzung eines Teiles auf die Veranstalter unverhältnismäßig gesteigert 
würden. Außerdem wäre ein solcher Katalog wertlos, wenn er nicht durch 
dauernde Ergänzungen, die wiederum allen Interessenten zugestellt wer- 
den müßten, auf dem laufenden erhalten würde. 

Wenn die Bezt^sberechtigten verpflichtet sind, alle für die Er- 
langung und Sicherung des ausschlieülichcn Aufführungsrechts vorge- 
schriebenen Formalitäten zu erfüllen, so hat das jetzt, wo die Ausübung 
des Rechts in Deutschland nicht mehr an eine solche, wie Anbringung des 
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Vorbelialts. c^eknüpft i?t, hier keine Bedeutung mehr, sondern nur 
innerhalb der Benier Konvention und im Vertrag'sverhältnis zu Ungarn. 
Femer sind die Bezug-sbercchtigten verptiichtet, die Übertragung in der 
von der Anstalt vorgescli rieben en Weise zu voUzicbcn und jeden Wechsel 
des Wohnsitzes oder der Staatsangehörigkeit, jede Änderung der Firma 
oder in ihrer Zeichnung, jede Verlegung der Niederlassung, sowie jede 
\ erauüerung oder Übertragung von Verlagsrechten alsbald der Anstalt 
anzuzeigen. 

Die Bestimmung der Soeiete, daß Angestellte einer ihr gebühren- 
pflichtigen Anstalt (Direktoren, Regisseure, Kapellmeister usw.) weder 
mehr als ein Drittel der Programmnummern mit eigenen Werken besetzen, 
noch einen ein Drittel der Gesamtgebühr eines einzelnen Programms uber- 
steigenden Betrag erhalten dürfen, ist in die Grundordnung der Anstalt 
nicht aufgenommen worden, da ein Bedürfnis für. eine derartige Beschrän- 
kung der Komponisten in Deutschland nicht vorliegt, und eine solche Vor- 
schrift ja auch leicht durch eine Verständigung mehrerer Komponisten 
untereinander umgangen werden könnte. 

Die Bezugsberechtigten sind endlich verpflichtet, sich aller Hand- 
lungen zu enthalten, welche die Durchführung der Zwecke der Anstalt 
hindern oder die Tätigkeit der Anstalt zu schädigen geeignet sind. 

Für alle Streitigkeiten aus dem Berechttgungsvertrage ist der Ge- 
richtsstand Berlin vereinbart. ' 

Machen sich die Bezugsberechtigten einer Verletzung der Vertrags- 
bestimmungen oder einer wissentlich falschen Angabe bei der Anzeige 
ihrer Personalien oder der Anmeldung ihrer Werke schuldig, unterliegen 
sie einer Konventionalstrafe bis zu eintausend Mark, die von den fälligen 
Gebührcnanteilen in Abzug gebracht werden kann. Hierzu ist ein zu- 
stimmender Beschlufi der Zweidrittelmehrheit des \'ertrauensmänneraus- 
schusscs nötig. Ein gleicher Beschluß ist erforderlich, wenn statt der 
Strafe Kündigung eintritt. Das Recht dazu steht der Anstalt auch vor 
Ablauf der fünf Jahre mit halbjähriger Frist auf Ende des Geschäftsjahres 
zu. Die Kündigung erfolgt femer, und hier ohne Zustimmung des Vor 
trauen smännerausschusses, wenn die Voraussetzungen zur Berechtigung 
weggefallen sind. 

Wenn auch eine Rechtsnachfolge in den Vertrag auf Seite der Ur- 
heber nnmöglich ist, werden doch die Gebührenanteile an die Erben — 
und mögen sie auch nur bloL^c Interessenten sein — weiter ausbezahlt. 
Abgesehen von dem bereits angeführten Gesichtspunkte wäre hier aus rein 
technischen Gründen eine Beschränkung geboten, insoiem sich eine Er- 
schwerung des ohnehin schon schwierigen Verrechiiungswesens — für 
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jeden Eiben muß ein besonderes Konto eröffnet werden — nur da recht- 
fertigen laßt, wo sie nahestehenden oder notleidenden Verwandten des Ur- 
hebers zugute kommt Wie hei der Societe die auf unbekannte Erben ent- 
fallenden Anteile nach Ablauf emes Jahres der Unterstützung»- und Pen- 
sionskasse der Societe zufallen, so wäre auch hier eine Ahführung der An- 
teile an die Unterstützungskasse der Genossenschaft zu empfehlen. 

Eine Rechtsnachfolge in den Vertrag auf Seite der Verleger ist zu- 
lässig. (Bekanntlich kann auch nach dem neuen UG. selbst gegen den 
Willen des Urhebers ein Verleger das ihm zustehende Verlagsrecht an 
einen andern übertragen.) Der Erwerber eines Verlagsgeschäftes muß, 
um in die Rechte seines Vorgängers eintreten zu können entweder schon 
Bezugsberechtigter sein oder einen solchen Vertrag gleichzeitig schließen. 

11. Die Organe der Anstalt 

I. Der Vorstand. 

Der Vorstand der Anstalt ist identisch mit dem Vorstand der G. D. T., 
setzt sich somit allein aus Komponisten zusammen und zwar aus fünf, die 
in Berlin oder dessen \'ororten ihren Wohnsitz liaben müssen. Seine 
Wahl geschieht durch die Hauptversammlung der G. aus ihren ordent- 
lichen Mitg^liedem auf drei Jahre. In jedem ersten und zweiten Jahre 
scheiden zwei 2^Iitglieder, in jedem dritten Jahr ein Mitglied, nach der 
Amtsdauer, bei gleicher Amtsdaucr nach dem Lose aus. Im Gegensatz 
zur Societe, wo ein ausscheidendes Mitglied erst nach einem Jahre .wieder- 
gewählt werden kann, ist hier sofortige Wiederwahl zulässig. Für wäh- 
rend der Amtsdauer ausscheidende Mitglieder ergänzt sich der Vorstand 
selbst. Doch hat diese Ergänzung nur bis zur folgenden Generalversamm- 
lung Gültigkeit, wo die definitive Ersatzwahl für den Rest der Amtsdauer 
erfolgt. Der Vorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und 
dessen Stellvertreter; er kann sich in der Austibung seines Amtes durch 
Mitglieder oder Angestellte vertreten lassen. Seine Tätigkeit ist ebren^ 
amtlich, doch kann ihnen für ihre Anwesenheit in jeder Sitzung eine an- 
gemessene Entschädigung bewilligt werden. Grobe Pflichtverletzung oder 
Untüchtigkeit kann Widerruf der Bestellung des Vorstandes zur Folge 
haben. 

Da der Vorstand der G. zugleich Vorstand der Anstalt und zwar in 
gleicher Weise das zur Leitung und Interessenvertretung nach außen be- 
rufene Organ beider ist, ergeben sich aus dieser Doppelstellung zwei auf 
verschiedener Basis beruhende tatsächlich aber ineinanderfließende Ge- 
biete seiner Tätigkeit und andererseits eine doppelte Kontrolle, der er sich 
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unterwerfen muß. Als Vorstand der G. leitet er ihre sämtlichen Geschäfte, 
verwaltet ihr Vermög«!, entscheidet über die Aufnahme, den Austritt, 
Ausschluß und Streichung aus den Listen von Mitgliedern. AI> \'orstand 
der Anstalt leitet er ihren ganzen Betrieb, wie die Einschätzung der Werke, 
die Bearbeitutis?^ der Programme, die Gebührenverteilung, den Abschluß 
der Vertrage mit den Bezugsberechtigten einer- und den Gebührenpflich- 
tigen andererseits. Kr hat die Rechnungsführung und den Kassenbestand 
unter Hinzuziehung eines gerichtlichen Sachverstandigen mindestens ein- 
mal im Jahr zu prüfen, ist der Vorstand nicht in der Lage, diese Ge- 
schäfte selbst zu leiten, so kann er dafür einen Direktor bestellen. Dieser 
darf an der Verwertung musikalischer Aufführungsrechte nicht persönlich 
beteiligt sein, seine Tätigkeit erfordert musikalische sowie juristische 
liildnng; ist er nicht rechtskundig, ist noch vorn Vorstand ein Rechtsbeirat 
zu bestellen, der die Befähigung zum Richteramt hal)en muß. Da eine 
allen Anfordernissen genügende I'ersonlichkeit nur gegen sehr hohen Ge- 
halt zu tinden sein wird, wird die An^uui wohl, so lange es irgend geht, 
die Anstellung eines Direktors vermeiden, um nicht die Verwaltungskosten 
zu sehr zu steigern. Zur Wahrnehmung der einzelnen Geschäfte kann der 
Vorstand besondere Sachverständige hinzuziehen. Für die Betrid>setn- 
richtung und das Betriebsverfahren wird eine besondere Betriebsordnung 
vom Vorstand mit Zustimmung des Ausschusses der Vertrauensmänner 
ausgearbeitet. 

Als Vorstand der G. ist er zu jährlicher Geschäfts- und Rechnungs- 
darlegung in der Hauptversammlung wie Aufstellung eines Voranschlags 
für das folgende Jahr verpflichtet. Da aber die Anstalt nun ein Zweig der 
G. ist, so hat sein Bericht auch seine Tätigkeit als Vorstand raitzuum- 
fassen. Hiermit wird die Hauptversammlung der G. zugleich oberstes 
Kontrollorgan der Anstalt. Als zweites und eigentliches Kontrollorgan 
der Tätigkeit des Vorstandes in bezug auf die Anstalt erscheint der Aus- 
schuß der Vertrauensmänner; da er aber allein Organ der Anstalt ist, er- 
streckt sich seine Kontrolle nur so weit, als der Vorstand als Vorstand 
der Anstalt handelt, auf die Angelegenheiten der G. selbst hat er keinen 
Einflufi. 

2. Der Aussciiuti der \"c rtrauensmün ner. 

Er bildet die Vertretung der Bezugs!) e rechtigten und setzt sich, der 
verschiedenen Interessen gm ppen entsprechend, aus sechs Tonsetzem, 
sechs Musikverlegem und drei Textdichtem, von denen mindestens je die 
Hälfte in Berlin ansässig sein soll, zusammen. Ihre Wahl erfolgt auf 
drei Jahre, jedes Jahr scheidet der dritte Teil jeder Gruppe aus, was sich 
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nach der Annsdauer, bei gleicher Amtsdatier nach rlem Lose richtet. Eine 
Wiederwahl ist erst nach Ablauf eines Jahres möglich. Die Wahlen er- 
folgen durch den Vorstand und den Ausschuß selbst in einer gemeinschaft- 
lichen Sitzung. Die erste Wahl der Vertrauensmäntur war durch den 
Vorstand erfolgt. l>ei vorzeitigem Austritt findet für den Rest der Amts- 
zeil eine sofortige Er.^^atzwahl statt. Die Sitzungen des Ausschusses sind 
fakultativ, doch hat vor Abichluü des Geschäftsjahres auf alle Fälle eine 
Sitzung stattzufinden. Die Tätigkeit der Vertrauensmänner ist ebenfalls 
ehrenamtlich, doch kann auch ihnen eine Zeitentschädigung bewilligt 
werden. 

Aus der Zusammensetzung des Ausschusses ergfibt sich ein vorwie- 
gender Einlluß (\vr X'erleger; denn einmal sind die Komponisten bei den 
Sitzungen selten vollzählig anwesend. Außerdem sind ja auch die Inter- 
essen der Textdichter nicht identisch mit denen der Komponisten oder der 
Genossenschaft. Daß die Verleger eine solch entscheidende Stellung im 
Kontrollorgan dhnehmen, ist durchaus billig. Was aber die Unzufrieden- 
heit der meisten Verleger erregte, war nicht ihr ungenügender Einflufi im 
Kontrollorgan, sondern der anscheinend ungenügende Einflufi, den dieses 
selbst auf die Tätigkeit des Vorstandes hatte. Der Ausschuß hat nämlich 
den ganzen Betrieb der Anstalt: die Einschätzung der Werke, die Be- 
arbeitung der Programme, die Gebährenverteilung und die Rechnungs- 
führung zu prüfen. Natürlich hat eine solche Prüfung nur Sinn, wenn 
bei etwaigen UnregelmäBigkeiten der AusschuA die Einhaltung der Sta- 
tuten beantragen kann, und auch der Vorstand an solche Beschlüsse ge- 
bunden ist. Dies lag zweifellos schon im Sinn der Statuten, und daB 
andererseits der Vorstand durch seine Zusammensetzung und die Ein- 
richtung der Anstalt selbst genügende Garantien für einen sicheren Betrieb 
bot, zeigte der Beitritt bedeutender Verlagsfirmen. Immerhin kann man 
von rein kaufmännischem Standpunkt dem Drangen der Leipziger Ver- 
leger auf eine schärfere Fonnulierung der Rechte des Ausschusses seine 
Berechtigung nicht absprechen, und so hat denn hier auch die Genossen- 
schaft zur Erreichung des Friedens nachgegeben. 

III. Betriebsmittel der Anstalt 

Da die Anstalt nur als Vermittlungsstelle zwischen Urhebern und 
Aufführenden anzusehen ist, die Rechtsfähigkeit auch nicht ihr, sondern der 
Genossenschaft als solcher veritehen ist, so kann die Anstalt weder Ver- 
mögen besitzen noch auf Gewinn für sich arbeiten. Das zur Einrichtung 
nötige Kapital wurde von der Genossenschaft zur Verfügung gestellt. 

d'Atbert, Venr«rtiiiif d. »ntlk. Attffabnuigflmhtt. 7 
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pie Einnahmen setzen sich foigendermahen zusammen: 

1. ordentliche: die von den Gebührenpflichtigen erhobenen Auf- 
f ührungsgebühren ; 

2. außerordentliche: 

a) die bei Abschluss des Berechtigungsvertrags zu zahlenden 
Vertragsgebühren ; 

b) die am Schluß des Geschäftsjahres sich ergebenden Anteile 
der nicht bezugsberechtigten Tonsetzer und Verleger. Dieser 
Fall, der eintritt» wenn der Verleger eines vom Komponisten 
angemeldeten Werkes resp. der Komponist eines vom Ver- 
legfer an }:ren meldeten Werkes nicht zur Anstalt gehört, dürfte 
mit der Zeit immer wcnigi'er vorkommen : 

c) die verfallenen Anteile; die Anteile verfallen, wenn die Zu- 
stcllunjj: des Betrages unmöglich ist, oder die Anweisung 
innerhalb des auf sie folgenden Geschäftsjalires nicht ein- 
gelöst wird; 

d) die Vertragsstrafen der Bezugsberechtigten; 

e) die von säumigen oder Vertragsbrüchigen Gebührenpfhch- 
tii^en auf y:erichtüche Entscheidung hin zu leistenden Schaden- 
ersatzbcträgc ; 

f) freiwillige Zuwendungen und sonstige Einnahmen. 
Die Ausgaben der Anstalt bestehen: 

1. aus den Verwaltungskosten; 

2. aus den Tilgungsraten des an die G. zurückzuzahlenden Grün- 
dungskapitals. Dieses Kapital wird (wie auf den Beschluß des 
Vorstandes und Vertrauensmannerausschusses von der Haupt- 
versammlung der G. D. T. am 26. März 1905 beschlossen) un- 
verzinst amortisiert und auf die Verwaltungskosten verrechnet 

Zur Deckung der Verwaltungskosten werden zuerst die außer- 
ordentlichen und für den Rest die ordentlichen Einnahmen verwendet 
Der übriggebliebene Betrag der ordentlichen Einnahmen stellt den Rein- 
ertrag der Anstalt dar. Er gelangt in folgender Weise zur Verteilung: 
I. Im Interesse der Wohifahrtszwecke der Genossensdiaft werden 
zunächt die 10 Prozent abgezogen und an die Unterstützungs- 
kasse der G. D. T. überwiesen. Dies bildet die Hauptein- 
nahmequelle der Unterstützungskasse ; als weitere kommen frei- 
willige Spenden in Betracht Sobald die Einnahmen der Unter- 
stützungskasse eine genügende Höhe erreicht haben, ist noch 
die Gründung einer Pensionskasse, wie sie schon bei der Pa- 
riser Soci6t€ und der Wiener Gesellschaft besteht und segens- 
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reich wirkt, in Aussicht genommen. Ferner wurde der Plan 
erwogen, in Zukunft nach Maßgabe der v(»handenen Mittel Prä- 
mien für besonders verdienstvolle Aufifährungen von Werken 
der bezugsberechtigten Komponisten zu gewähren. 
Daß die Verleger nicht nur för die Gründungs- und Verwai- 
tungskosten, sondern auch für allein den Komponisten zugute kommende 
Wohltätigkeitskassen Beiträge leisten, ist durchaus berechtigt. Die An- 
stalt leistet dem Verleger dadurch einen wesentlichen Dienst, daß sie 
ihn über die Auffiihrungen jedes in seinem Verlage erschienenen 
Werkes, was za kontrollieren er nicht imstande ist, cmentteren kann, 
sogar selbst auf Verwendung rechtmäßig von Verlegern bezi^enen 
Notenmaterials nach Möglichkeit dringt. 

2. Je naclidem der nach den Gegenseitigkeitsverträgen an die 
ausländischen Autoren-Gesellschaften zu zahlende Betrag großer 
oder kleiner ist, als der zu empfangende, wird die Differenz 
zu- oder abgezogen ; ^ 

3, der jetzt restierende Betrag wird nach dem \^crteiiu^^modus 
der Anstalt unter die Bezugsberechtigten verteilt. 

IV. Aenderung und Auflösung der Anstalt. 

Zur Änderung der Grundordnung wie der Bcuicbsordnung ist ein 
mit zwei Drittelmehrheit gefaßter zustimmender Beschluß des Vertrauens- 
männerausschusses erforderlich. Erstere erfolgt auf Antrag des Vorstan- 
des durch die Hauptversammlung der G. D. T., letztere durch den Vor- 
stand selbst 

Die Auflösung der Anstalt erfolgt unter doiselben Bedingungen wie 
eine Statutenänderung. Sie kann nur am Ende des Geschäftsjahres und 
nicht vor Ahlauf von sechs Monaten nach dem Beschluß der Hauptver- 
siammlung stattfinden. Die Liquidation wird vom Vorstand vollzogea 
Die Berechtigungsverträge werden dann mit halbjähriger Frist auf Ende 
des Geschäftsjahres gekündigt. Die eingebrachten Aufführungsrechte 
falten an ihren früheren Eigentümer zurück. 
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B. Die Tätigkeit der Anstalt. 
I. Die Organisation. 

I. Die Selbst verwaltun^skörper. 
a) Der Vorstand. 

Er führt jetzt, wo noch kein Direktor vorhanden, nicht nur eine 
Oberaufsicht über den gesamten Betrieb, sondern erledigt auch alle laufen- 
den Geschäfte selbst Dies ist dadurch allein möglich, dafi ein Mitglied des 
Vorstands seine ganze Zeit der Anstalt zur Verfügung stellt.' Unterstützt 
wird der Vorstand hierin durch verschiedene Ausschüsse. 

b) Die Ausschüsse. 

Der AusschuB der Vertrauensmänner berät in gemeinsamen Sitz- 
ungen mit dem Vorstand alle wichtigen Fragen. Um spezielle ihm zuge- 
wiesene Aufgaben besser lösen zu können, sind folgende Unterausschüsse 
von je fünf Mitgliedern gebildet : 

a) der Rechtsausschuß. Er hat in jedem einzelnen Falle zu prüfen, 
ob Gründe genug für die Anstalt vorhanden sind, um eine Reclitsverfol- 
guiig einzuleiten und die Grundsätze zu kontrollieren, nach denen die An* 
staltsleitung hierbei verfährt; 

ß) der EinschätzungsausschuU. Dieser hat die Programmbearbei- 
tung daraufhin zu prüfen, ob die Aufführimgcn der der Anstalt zu- 
stehenden Werke auch vollständig aus den Propframnicn ausgezogen und 
als Unterlai^i.' für die Gebü1irenverleihin<j^ benutzt werden; ferner stellt er 
durch Sticliproben fest, ob die Einschätzung der Werke auch richtig nach 
dem aufgesU Ilten larif vor sich geht; 

y) der Reehiunii^sausschuß. Ihm liegt die iVüfung der Bücher nebst 
Belegen, sowie des jährlichen Rechnungsabschlusses ob: er stellt fest, ob 
die \'erteilung der Gebühren nach der Grundordnung vor sich gegangen 
und richtig berechnet worden ist. 

2. Der Beamtenapparat. 

a) Die Centralstelle. 

Die Zentrale in Berlin ist der eigentliche Nerv der Anstalt. In den 
schmucken Räumen der Wilhelmstraße Averdeii die meisten Geschäfte 
durch den V'orstand mit Hilfe einer relativ geringen Anzahl besoldeter 
Beamter erledigt. Dafi die Anzahl der Beamte trotz der Fülle der zu 
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leistenden Arbeit so gering sein kann, was eine bedeutende Verminderung 
der Verwaltungskosten bedingt, ist der großen Tüchtigkeit und Arbeits- 
freudigkeit des geschäftsführenden Vorstandsmitgliedes zu danken, das 
alle wichtigen Geschäfte selbst in die Hand nimmt Es kontrolliert auch 
die Buchführung und die rein mechanischen Arbeiten, wie Sortierung 
der Programme und Berechnung der Anteile. 

Die von der Zentrale besorgten Geschäfte sind folgende : 

1. Die gesamte Korrespondenz mit den Gebührenpflichtigen und den 
Agenten. Sie wird von dem geschältsführenden Vorstandsmitglied be- 
sorgt, wobei es von drei Angestellten unterstützt wird. 

2. Korrespondenz mit den Bezugsberechtigten; Ordnung und Ein- 
tragung der von ihnen angemeldeten Werke; Eintragung der Bezugsbe- 
rechtigten selbst, wobei für Tonsetzer, Verleger und Textdichter getrennte 
Listen geführt werden. 

3. Sortierung der von den Gebührenpflichtigen eing-esendeten Pro- 
gramme, Bezeichnung der geschützten Werke und Feststellung der für 
jedes als Bezugsberechtigte in Betracht kommenden (Tonsetzer, Verlegner, 
event. Textdichter und Bearbeiter). Hiermit sind ständig' drei und am 
Jahresschluß nach Bedarf eine Anzahl von Hilfskräften tätig. 

4. Die Einschälzung der ^^''crke. Die erstmalige Einschätzung^ ge- 
schieht durch den AOrstand unter Kontrolle des Ein Schätzungsausschusses. 

5. Die Buchführung geschieht durch einen Buchhalter und einen 
monatlich zugezogenen Revisor. 

6. Der KoiitroUdienst für Berlin und l'mgegend. 

7. Die Ausrechnung und Auszahlung der Anteile an die Bezugs- 
berechtigten. 

8. Für alle Bezugsberechtit^ten, wie die Vorbereitung von Prozessen, 
notariellen Urkunden und Verträgen steht der Anstalt der Rechtsbeistand 
der Genossenschaft zur Seite. 

Sämtliche Aufgestellte der Zentrale erhalten ein festes Gehalt, auf 
Gewinnbeteiligung haben sie keinen Anspruch. 

b) Die Agenten (Vertreter). 

Zur Entlastung der Zentralstelle, vor allein aber, um eine wirksame 
Kontrolle auszuüben, die besonders den \'ertretern der populären Musik- 
pflege (Kapellen, Vereinen, dann Elahlisscmentsbesitzern und Varietes) 
gegenüber dringend nötig ist, mußte die Anstalt auch zur Bestellung von 
Agenten schreiten. Im Anfang sind die Bezirke der Vertreter naturgemäß 
größer, mit der Zeit aber werden solche Bezirke, die heute nur durch 
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Untervertreter bedient werden, von selbständigen Vertretern zu besorgen 
sein. Für die gesamte deutsche Schweiz ist ein Hauptvertreter bestellt. 
Als Muster kann die französische Societe dienen, deren System in Frank- 
reich selbst — die Erhebung geschieht durch 30 Zentralagenten, denen 
500 Untcrag:cnten unterstellt sind — sich bewährt hat. Jedenfalls ist bei 
der Wahl der Agenten mit j:;frößter Vorsicht vorzugehen, da diese, als reine 
Geschäftsleute, viel leichter sich verleiten lassen könnten, i^cg-cn die Ge- 
bührenpflichtigen 7A\ streng vorzugehen und so eine Schädigung der 
Musikpflege zu verursachen. Diese Gefahr besteht aber in Deutschland 
kaum, da die Agenten nur die Erlaubnis zu Einzelaufführungen erteilen 
dürfen und auch hier nur nach Maßgabe genauer Instruktionen; zum Ab- 
schluß von Pausch vertragen sind sie jedoch nicht korn])etent. Sie führen 
zwar auch hier die Vorverhandlungen, müssen aber die Verträge mit den 
nötigen L'nterlagen zur Unterzeichnung an die Zentrale einschicken : wo 
sie einer nochmaligen Prüfung unterzogen werden. Dagegen sind die 
Vertreter zur Eiid-cassierung der ]:lnizelgebühren ermächtigt. Sie haben 
hierbei über jede Erhebung eine Quittung auszustellen, wobei sie beson- 
dere Quittungshefte zu benutzen haben, aus denen sie die Belege an die 
Anstalt senden. Jeder Agent besitzt drei Quittungshefte, von denen er 
das erste für die Monate Januar, April, Juli, Oktober, das zweite für die 
Monate Februar, Mai, August, November und das dritte für die übrigen 
Monate benutzt Am Ende eines jeden Monats hat er das benutzte Quit- 
tungsheft an die Zentrale zur Kontrolle einzusenden» der hierfür somit 
zwei Monate Zeit bleiben. Die Agenten haben das ganze Musikleben zu 
kontrollieren und für pünktliche Einlieferung der Programme Sorge zu 
tragen, die sie dann an die Zentrale weitersenden. Von jeder unberechtig- 
ten Aufführung oder Vertragsverletzung haben sie Mitteilung zu machen. 

Jeden Monat haben sie eine Rechnungsablage, aus denen die Art 
jeder Einnahme wie Ausgabe klar ersichtlich ist, an die Zentrale einzu- 
senden. Die hierbei zu verwendenden Formulare werden ihnen von der 
Anstalt gestellt. Sie sind viel einfacher, als die der französischen Gesell- 
sdiaft, erreichen aber dennoch denselben Zweck. 

Die Vertreter beziehen kein festes Gehalt, sondern sind allein auf 
die Provision angewiesen, die ihnen für jeden durch sie zum Abschluß 
gebrachten Kontrakt und für das weitere Inkasso zusteht. Da der Anstalt 
besonders am Abschluß von Pausch vertragen gelegen ist, sucht sie das 
Interesse des Agenten hierfür zu steigern, indem sie ihm von den Pau- 
schalsummen einen wesentlich höheren Prozentsatz gewährt als von einer 
einzehien Aufführungsgebühr. Ebenso erhalten sie für neue Verträge 
eine höhere Provision, die dann entsprechend der Dauer des Vertrags bei 
jeder bloßen Erneuerung abnimmt. 
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IL Der Betrieb der Anstalt. 

I. Anmeldung und Ordnung der Werke. 

Die Bezugsberechtigten, und zwar beide Teile, Tonsetzer wie auch 
Verleger, sind verpflichtet, alle ihnen zustehenden schutzberechtigten 
Werke anzumelden. Nicht angemeldete Werke werden, auch wenn der 
Urheber ( oder \'erleger) bezugsberechtigt ist, bei der Verteilung der An- 
teile nicht berücksichtigt. Die Anmeldung- hat auf eigens von der Anstalt 
ausgegebenen Formularen — es sind verschiedene zu verwenden, je nach- 
dem es sich um vor oder nach Abschluß des Berechtigungsvertrags er- 
schienene Werke liandelt — zu geschehen, die den Titel und die Gattung 
des Werkes, ferner die Xamen des Komponisten, Verlegers oder des Text- 
dichters und Bearbeiters entiialten und auf folgende Fragen Antwort geben 
müssen : 

1. Ist der Anmelder Inhaber des Aufführungsrechts (dies ist für 
etwaige Rechtsvcrfolgungen von größter Wichtigkeit) ? 

2. Ist das Werk vor oder nach dem i. Januar 1902 erschienen? 

3. Ist das vor dem i. Jantiar 1902 erschienene Werk vom ersten 
Erscheinen an auf allen verbreiteten Exemplaren mit dem Auf- 
führungsvorbehalt versehen gewesen ? 

Frage 2 und3 kommt nur für die vor Vertragsabschluß erschienenen 
Werke in Betracht. 

Auf der Vorderseite des Anmddebogens wird von der Anstalt der 
Tag der Einsendung vermerkt Für die Übei^angszeit hatte man sich wohl 
auch, um den Verlegern die grofie Arbeit nicht auf einmal aufzubürden, 
als {Hxyvisorische Anmeldung mit der Einsendung der Verlagskataloge be- 
gnügt, in denen die freien Werke und diejoiigen, an denen ein Auffüh- 
rungsrecht dem Verleger nicht zustand, durchzustreichen waren. Es ist 
notwendig, mit der Anmeldung das Notenmafferial vorzulegen, da nur so 
eine exakte Einschätzung möglich ist und im Zweifel der für die be- 
treffende Kategorie von Werken vorcre-cb.cne niedrigste Einschätzungs- 
wert zugrunde gelegt werden muß. Manuskripte werden sofort nach Er- 
ledigung zurückgesandt, die gedruckten Exemplare zurückbehalten, es sei 
denn, daß der Anmelder die Rücksendung ausdrücklich verlangt. Aus den 
ausgefüllten Formularen geschehen die Eintragungen in zwei Register: 

1. in ein Register der bezugsberechtigten Komponisten und 

2. in einen Zettelkatalog. 
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Jedes angemeldete Werk wird nämlich aaf besonderen Rcgi^ier- 
zetteln eingetragen, die alphabetisch nach dem Namen der Komponisten und 
dann wieder nach den Titeln der Werke geordnet sind. Auf diesen Zettehi 
sind die übrigen an dem Werke Beteiligten sonstigen für den Aufführungs- 
schutz wesentlichen Angaben enthalten. 

Es werden ffir Tonsetzer und Verleger gesonderte Listen geführt. 

Ebenso ist die Korrcspoiidc nz ji^t-tri imt und in verschiedenen Schrän- 
ken untergebracht; für den Briefwechsel mit jedem einzehien ist eine be- 
sondere Mappe vorhanden, die in alphabetischer Reihenfolge aufgestellt 
sind. Wieder in anderen Schranken befindet sich die Korrespondenz mit den 
Gebührenpflichtigen und den i^penten, auch hier wieder in Mappen, alpha- 
betisch geordnet. Um einer herausgenommenen Mappe sofort anzusehen, 
ob es sich um einen Gebührenpfliclitigen, Agenten oder Bezugsberechtigten 
handele sind die Mappen der Gebührenpflichtigen rot, die der Agenten 
gelb und die der Bezugsberechtigten grau gefärbt. 

2f Die Einschätzung. 

Die ordnungsgemäß (unter Vorlage der Noten) angemeldeten Werke 
werden nach einem von dem Vorstand gemeinsam mit dem Ausschuß der 
Vertrauensmänner aufgestellten Tarif eingeschätzt. Diese Arbeiten wer- 
den vom Einschätzungsausschuß revidiert. 

Die Bewertung geschieht nach Punkten und zwar auf folgende 
Weise : Entscheidend ist, ob es sich um dn Werk der Unterhaltungsmusik 
oder der ernsten Musik handelt, wobei ein seiner Natur nach durchaus 
ernstes Werk (z. B. Tannhäuser-Ouverture), durch die Art seiner Auf- 
führung (als Zwischenaktsmusik in Varietes, in Biergärten usw.) zur 
UnterhaUiin<;>iinisik werden kann uncl in diesem Fall nach dem für diese 
geltenden Mal^stal) eingeschätzt wird. 

a) Die Werke der Unterhaltungsniiiftik reihen sich in Klassen, welche 
nach festen Typen (Polka, Walzer, Märsdie, Frangaisen, Potpourris usw.) 
gebildet sind. Hier ist die Klassifizierung rein nach dem Charakter des 
Werke erlau!)t und auch ausreichend, weil aus ihm sich seine Zeitdauer und 
die Möglichkeit der Aufführung ohne weiteres ergibt. Für jede Klasse 
ist eine Gnindtaxe festgesetzt, welche für die niederste 8 Funkte beträgt 
und dann im Verhältnis von 2:3:4 steigt. 

b) Die Bewertung der Werke der ernsten Musik bietet weit größere 
Schwierigkeiten. Ivs läßt der Titel ja noch nicht auf die Zeitdauer des Wer- 
kes schließen : es q-iht Lieder wie Orchesterwerke der versehiederistcn Art. 
Dennoch ist aucli hier eine ziemlich genaue Erfassung des Werkes dadurch 
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ermöglicht worden, dafi die Einschätzung nach zwei Gesichtspunlcten ge- 
schieht. I. ist die Zeitdauer entscheidend, die die Aufführung in Anspruch 
nimmt (liiernach bildet die niederste Stufe ein Werk, dessen Vortrag 
nicht mehr als fünf Minuten dauert) ; 2. die Schwierigkeit der Besetzung: 
von dem Vortrag durch Gesang allein oder auf einem Instrument bis zum 
Vortrag mit Orchester oder zur Aufführung durch Orchester allein, wobei 
es wieder auf die Stärke des Orchesters ankommt (höchste Stufe: Or- 
chester mit mehr al>: 35 Stimmen). Die niederste Klasse bilden somit 
kurze Lieder ohne, dann solche mit Begleitnno- eines Instrumentes. Auch 
hier ist für jede Klasse eine Taxe in Punkten festgesetzt und die Steige- 
rung findet in demselben Verhältnis statt, wie bei der Unterhaltungsmusik, 
allein die Gnindtaxe der ersten Klasse ist viel höher als dort, nnd somit 
sind die ernsten Werke viel höher bewertet als die der entsprechenden 
Klasse angrlinrcnden Werke der leichten Muse. Dies hat darin seinen 
Grund, daCi bei den letzteren Werktii die einzelne Aufführung erheblich 
weniijcr cinl)ringi. die Häufigkeit ist es, welche die großen Einnahmen her- 
vorbringt. Ernste Werke dagegen werden viel weniger oft gegeben, bringen 
dagegen mit jeder Aufführung melir ein. Wenn daher die Anffülining 
eines ernsten Werkes /-. B. die 7:wan:?ig oder hundertfache Einnahme 
liefert als die eines der entsprechenden Klasse angehiirenden Werkes 
leichter Musik, so muß es auch mit einer höheren Anzahl Punkte be- 
wertet werden. 

Da andererseits ein an sich ernstes Werk, wenn es als Unter- 
haltungsmusik aufgeführt wird, nur ebenso geringe Einnahmen erzielt 
wie die leichte Musik, so muß es in diesem Fall auch ebenso bewertet 
werden. Dies wird im Tarif durch eine sinnreiche Untereinander- 
stellung der korrespondierenden Klassen erreicht; ist ein ernstes Werk 
als Unteihaltungsmusik zur Aufführung gelangt, so wird es diesmal ^ 
nicht mit der seiner Klasse überschriebenen, sondern mit der (bedeutend 
niedereren) der darüber befindlichen Klasse der Unterhaltungsmusik 
überschriebenen Punktzahl bewertet. 

Wenn man vielleicht auch über den durch die Schwierigkeit der 
Besetzung auf die erzielten Einnahmen ausgeübten Einfluss anderer 
Meinung sein kann (obgleich sich dieser Bewertungsmodus auch da- 
durch rechtfertigen läßt, daß je schwieriger die Besetzung ist, desto 
seltener das \\ erk zur Aufführung gdangen wird und seinem Kompo- 
nisten daher als Entschädigung eine größere Einnahme zuzusprechen 
ist, zumal solche Werke nur in den ersten und zahlungskräftigsten 
Instituten aufgeführt werden ktmnen), muß man doch jedenfalls zugeben, 
daß eine der Gerechtigkeit näher kommende Einscliätzungswcise kaum 
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denkbar ist; gegen die von der französischen Gesellschaft geübte stellt 
sie einen großen Fortschritt dar, denn jene nimmt auf den Wesens- 
unterschied, der zwischen Unterhaltungsmusik und ernster Musik be- 
steht, gar keine Rücksicht, sondern zerlegt in Orchestermusik und 
# Vokalmusik, die crsterc wieder in i. [rewnhnlicho Ürchcsterstücke. 
(Polka, Quadrille, Walzen, 2. Ouvertüren, Phantasien, 3. Konzertstücke, 
4. Symphonien (hier werden noch nach ihrer verschiedenen Bedeutung- 
Unterschiede gemacht), die letztere in i. Ruinanzcn, Lieder, Arien, Duette, 
2. Chöre, dramatische Bilder u. s. w., 3. Gcsan^;spossen, 4, 0|)erctten. 
Hier geschieht also die Bewertung ganz äußerlich nach schon bestehenden 
Kategorien. 

Die jedem Werk zuerkannte i'unktzahl wird auf der Yerrechnungs- 
karte vermerkt. Wird ein ernstes Werk auch als Unterhahunusmusik 
aufgeführt, so wird hierfür eine zweite Karte ausgestellt und unter die- 
jenigen der Werke dieser Kategorie eingereiht. Auf dieser Karte wird 
die dem Werk als Unterhaltungsmusik zukommende Punktzahl vermerkt 
und diejenigen Auffühnmgen registriert, die es als Unterhaltungsmusik 
erlebt. 

3. Die Programme. 

Die Gebuhrenpflichtigen sind vertragsmäßig verpflichtet, die Pro- 
gramme samtlicher von ihnen veranstalteten Auffuhrungen der Anstalt 
einzusenden. Vorher sind eventuelle Zugaben oder Wiederholungen eines 
Werkes besonders darauf zu vermerken, ebeiuo etwaige nachträgliche 
Aendenmgen. Denjenigen Gebührenpflichtigen welche keine Programme 
drucken lassen, stellt die Anstalt Formulare zur Verfugung, auf die sie 
sämtliche aufgeführten Werke zu verzeichnen haben. Diese Programme 
dienen als Beleg für die stattgehabte Aufführung der betreffenden 
Werke, und auf sie stützt sicli die Verteilung der eingehenden Gebühren 
unter die Bezugsberechtigten. Daher ist eine vollständige und regel- 
mäßige Einsendung für die Anstalt von größter Wichtigkeit und nur 
so eine gerechte Verteilung möglich. In der Anfangszeit suchten sich 
viele ihrer Pflicht zu entziehen, in der Meinun«.*-, es handele sich nur 
um eine lästige Kontrulle, nach und nach l)rach sich die Erkenntnis 
Bahn, daB eine Vernachlässigung' ihrer l'fliclit ihnen nichts nütze, den 
Bezut^sbcrcchtii^tcn aber schade. Diese haben daher auch selbst ancfe- 
faiiL^en für die Lieferung der Programme der ihnen bekannt gewordenen 
Auttührunj^en .Sort;e zu tragen. 

Die Autstellunpf falscher Programme kann als Vertragsbruch 
gerichtlich verfolgt werden. 
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Die eingehenden rrogramnie — die meisten Gebührenpflichtigen 
senden mehrere zusammen, doch hat es stets am Schluß eines jeden 
Monats zu geschehen — werden zunächst mit der Vertragsnummer des 
einsendendeii Gebährefqiflicifatigen versehen, darunter gibt eine l^ne 
Ziffer die laufende Zahl der jährlichen Einsoidungen des gebühren- 
pflichtigen Einsenders an. 

Um die Auffindung der Gebührenpflichtigen zu erieiditem, sind 
sie einmal nach Namen und dann nach Wohnsitz auf Register- 
karten alphabetisch geordnet. Auf der Karte jedes Gebiihren- 
pfUcfatigen, wird am Ende jedes Monats eingetragen, wieviele Pro- 
gramme er eingesandt hat. Da die meisten Aufführungen, besonders 
emster Musik, entweder in periodischen Zwischenräumen erfolgen oder 
ihrer Zahl nach im voraus feststehen (bei den meisten Vereinen), die 
Anstalt also bei den meisten Bezugsberechtigten berechnen kann, wie 
viele Programme sie zu erwarten hat, so ist hierdurch eine ziemlich 
vollständige Kontrolle ermöglicht. Sind die Programme mit der Nummer 
des Einsenders und der Beiziflfer, wodurch jedes genügend individuali- 
siert ist, versehen, gelangen sie in die mit der Berechnung der 
Gebührenanteile betraute Abteilung. Hier werden zunächst alle bei der 
Bcrcchnunsx nicht in Betracht kommenden Werke durchq^estrichcn, dann 
die ProL^raninic seriöser fh()clil)e7.ahlter) Auirührungcn und diejenigen 
von AutTührunoeti der Unterhaltungsmusik cctrennt, und die ersteren zur 
Kenntlichmachung mit einem Stempel versehen. Auch die Hercchnung 
der beiden Gattungen selbst wird völlig getrennt von verschiedenen 
Beamten verrichtet, sudaß sie sich in ihr Spezialgebiet rascher und 
gründlicher einarbeiten können. An diese gelangen die Programme 
jetzt ; sie suchen für die nicht durchgestrichenen Werke die entspre- 
chende \'errechnungskarte heraus. Jedes angemeldete Werk ist nämlich 
auf einer besonderen Karte verzeichnet ; diese Karten alphabetisch hinter- 
einander aufgestellt ermöglichen ein sofortiges Finden des gesuchten Werkes. 
Oben in der Mitte der Karte befindet sich der Name des Werkes, in der 
einen Ecke die Namen des Komponisten, Verlegers, eventuell des Text- 
dichters und Bearbeiters, in der anderen Ecke die den Wert des Werkes 
repräsentierende Punktzahl. Der Rest der Karte ist in mit laufenden 
Nummern versehene Karras eingeteilt. In diese werden die das Pro- 
gramm bezeichnenden Ziffern (Vertragsnummer und Beiziffer) eingetragen. 
In jedem ausgefüllten KarrS befinden sich somit drei Zahlen: die lau- 
fende Nummer des Karras und die beiden das Programm individuali« 
sierenden Ziffern. Durch diese drei Zahlen läßt sich i. in wenigen 
Augenblicken feststellen, wieviel Male das betreffende Werk aufgeführt 
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worden ist, 2. durch Nachschlagen der Programme ermitteln, wo und 

von wem das Werk aufgeführt worden ist und schließlich 3. wieviel 
Male es von demselben Gebührenpflichtigen aufgeführt worden ist. Daß 
diese leicht und vollständig mögliche Kontrolle nicht nur für die An- 
stalt, sondern auch besonders für die Verleger von größtem Wert ist, 

bedarf keiner Darlegung. 

Nach \ ollzogener Eintragung in die Verrechnungskarten werden die 
Programme, nach den Kinsendern geordnet, in Sclnänkcn aufbewahrt, 
wo sie, wenn man ihrer als Beleg l)cdarf, jederzeit zur Hand sind. Die 
Aufbewahrung gesciiieht ein bis zwei Jahre. 

4. Die Berechnung und Verteilung der Anteile. 

Zunächst ergibt sich die Frage, welche Werke denn eigentlich bei der 
Berechnung der Anteile in Betracht kommen. Wenn einmal, was in nicht 
langer Zeit bestimmt zu erwarten ist, alle Tonsetzer und Verleger — mit 
verschwindenden Ausnahmen vielleicht — Bezu^slierechtigte der Anstalt 
sein werden, wird die Anstalt alle musikalischen Aufführungsrechte in 
ihrem Besitz vereinigen und in dem vollen Umfange, den das Gesetz ein- 
räumt, verwerten können. Da dann jedes geschützte Werk zu den Ein- 
nahmen der Anstalt l)citrägt, ist auch jedes bei der Verteihing der Gewinne 
in Betracht zu ziehen. Für die C'bcrg'an^^szeit dagegen liegen die Ycr- 
haltnisse nicht so einfach, hier haben wir vielmehr verschiedene Gruppen 
zu unterscheiden. 

a) Ohne weiteres ist der Anspruch auf Verrechnung klar bei den- 
jenigen Werken, deren Urheber wie Verleger Bezugsbercchtige der An- 
stalt sind. Diese haben die ihnen gehörenden Aufführungsrechte der 
iVnstalt übertragen, die Anstalt befindet sich tatsächlich im Ijcsitz des Auf- 
führungsrecht«; und kann es verwerten. Erzielt sie Einnahmen, so ist 
das betreffende Werk die Ursache derselben. 

b) Sehr häufig kann es dagegen in der Ubergangszeit vorkommm, 
daß ein Komponist der Anstalt angehörte, der vor ihrer Eröffnung seine 
Werke, oder einen Teil, einem \'crlcger übergeben hat, der sich jetzt 
weigert, der Anstalt beizutreten. Da der Komponist nicht die Macht hat, 
wieder in den Besitz der unter der alten. Gesetzgebung dem ^^erlegcr zti- 
gefallenen Auffühnmgsrechte zu gelangen, kann er sie auch nicht der 
Anstalt übertragen, diese sie also auch niclit verwerten. Mithin sollten 
eigentlich nur diejenigen Werke des Tonsetzers verrechnet werden, deren 
Aufführuni^sreclUe der Anstalt tatsächlich zustehen. Xun ist aber die 
Bestimmung getroffen worden, daß doch die früheren Werke — deren 
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Besitzstand bei der Unklarheit der alten Verträge meist nur ^cU^\ l-i zu er- 
mitteln ist — mit verrechnet werden sollen, wenn der Komponist sie ange- 
meldet hat. Man könnte hier von einer Benachteiligung derjenigen Kom- 
ponisten reden, die alle ihre Atifführungsrechte auch wirklich selbst be- 
saßen und der Anstalt übertragen haben. Aber man muB an den genossen^ 
schaftlichen Charakter der Anstalt denken, wo die glücklichen Kompo- 
nisten freiwillig zugunsten ihrer Berufsgenossen auf einen eigentlich 
ihnen gebühroiden Gewinnanteil verzichten, zumal ja in diesem Fall ein 
Verschulden nicht vorliegt. Außerdem gleicht sich dies dadurch aus, daß 
die meisten der älteren und erfdgreichen Komponisten mit einem Teil ihrer 
Werke sich in der gleichen Lage befinden. 

c) Das Gleiche ist zur Rechtfertigung der Bestimmung zu sagen, daß 
auch die Werke, deren Aufführungsrechte vor der Eröffnung der Anstalt 
mangels des gesetzlichen Vorbehalts erloschen und, da der außenstehende 
Verleger dem zur Anstalt gdiörenden Komponisten dessen nachtragliche 
Anbringung nicht gestattet, nicht wirtschaftlich verwertet werden können, 
mit verrechnet werden sollen. Zudem wurde bei Gründung der Anstalt 
mit der sicheren Erwartung gerechnet, daß alle namhaften Verleger sich 
der Anstalt anschHeßen und, daß damit solche Konflikte zwischen Ver- 
legern und Komponisten bedeutungslos würden — eine Erwartung, die 
sich im großen ganzen jetzt schon erfüllt hat, 

(I) Verrechnet werden diejenigen Werke, welche der Verleger der 
Anstalt ühertrac^'en. anch wenn tlcr Urheber der Anstalt nicht anc^ehört: 
sofeni der A'erlet;er der Ei<;entümer des Aufführungsrechts war, steht 
dieses jetzt der Anstalt zu, ist es somit auch für sie verwendbar. Hier 
steht dem Verleger sein Anteil als Entschädigung für das abgetretene 
Recht zu. 

e) Nicht l)erücksichtigi werden selbstverständlich diejenigen Werke, 
die zwar geschützt sind, die aber weder durch Tonsetzer, noch durch Ver- 
leger der Anstalt übertragen, daher für sie auch nicht verwendbar sind. 

Die Berechnung der Anteile tindet eiimial jährlich statt und geschieht 
in lülgcndcr \\'eise: Auf jeder W-rrechnungskarte wird die Anzahl der 
Aufführungen (welche die lautende Xummer des zuletzt ausgefüllten 
Karrees angibt) unter den dem Werke zugesprochenen Einschätzungswert 
geschrieben. Durch Multiplikation erhält man die auf das Werk ent- 
fallende Gesamtpunktzahl (welche auch auf der Karte vermerkt wird), 
diese wird in vier Teüe zerlegt, drei davon dem Tonsetzer (resp. seinen 
Erben oder bei nachgelassenen Tonwerken dem Übertrager des Auffüh- 
rungsrechts) , einer dem Verleger zugeschrieben. Bei Vokalwerken erhält 
der Tonsetzer nur zwei Teile, der dritte fallt dem Textdichter zu. 
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Ist ein gesetzlich zulässiger Bearbeiter vorhanden (der eine künst- 
lerische Neuschöpiung geschaffen), so muß der Tonsetzer auf einen Teil 
zu dessen Gunsten verzichten. Diese Teilbeträge werden auf der Ver- 
rechnungskarte neben den Namen des Tonsetzers, Verlegers, Textdichters 
und Bearbeiters eingezeichnet. Ist der Tonsetzer resp. die Erben eines 
verstorbenen (Fall a) oder der Verleger (Fälle b imd c) nicht bezugsbe- 
rechtigt, so wird deren Anteil als auBerordcntliclie Einnahme der Anstalt 
'j^nt geschrieben. Durch Addition der ihm für die einzelnen Werke gut- 
geschriebenen Anteile erhalt man für jeden Tonsetzer, Verleger, Text- 
dichter und Bearbeiter die (jesamtzahl der auf ihn entfallenden Punkte. 
Der durch einen Punkt repräsentierte Geldwert ergibt sich aus der Divi- 
sion des für die Verteilung in Betracht konunenden Kassenbestandes 
(vgl. S. 66) durch die Gesanitzalil der i'unkte. Je größer daher die An- 
zahl der Funkle ist (das bedeutet je mehr Aufführungen von Werken der 
Bezugsberechtigten zu verrechnen sind), desto geringer muß bei gleicher 
Verteihmgssunuiie der Wert eines Punktes sein. Während er bei der Ab- 
rechnung des ersten Gescliäftsjahres che abnorme Höhe von 5 Pf. hatte, 
sank er am Ende des zweiten schon auf 0,8, im drillen auf 0,5, worin sich 
die Zunahme der zu verrechnenden Werke äußert, denn je weniger Be- 
zungsberechtigte, desto höher der Wert eines Punktes, desto gröSer ihre 
Einnahmen. Allerdings wechsebt mit der Aneahl der Bezt^isberechtigten 
auch die Einnahmen, aber nicht unbedingt in proportionaler Weise, und 
kann man vielleicht bierin auch den Grund sehen, warum die Ansalt es 
nicht besonders eilig hatte, den außenstehenden Verlegern entgegenzukom« 
men. Aus dem Wert des einzelnen Punktes und der Zahl der Punkte der 
einzelnen Bezungsberechtigten ergeben sich deren Gesamtanteile aus der 
laufenden Abrechnung. Jedem Bezugsberechtigten wird für den auf ihn 
entfallenden Betrag dne Anweisung zugestellt. Diese wird ihm an der 
Kasse der Anstalt eingelöst. Versäumt er die Einlösung, oder ist seine 
Adresse nicht zu ermitteln, so gilt der Betrag nach Ablauf des dem Ab- 
rechnungsjahre folgenden Geschäftsjahres als der Anstalt verfallen. Mit 
der Anweisung eriiält jeder Bezugsberechtigte eine Abrechntmg tiber die 
auf ihn entfallenden Anteile und als Beleg eine Aufstellung seiner aufge- 
führten Werke nebst Angabe der auf die einzelnen Werke entfallenden 
Anteile. Außerdem laut Berechtigungsvertrag einen Geschäftsbericht über 
das abgelaufene Geschäftsjahr. 

Diese Methode, nach der zuerst die Gesamtheit der Anteile berechnet 
wird, und hieraus erst die auf jeden einzelnen entfallenden (wobei der 
Wert jedes Werkes ein für allemal feststeht), stellt einen großen Fort- 
schritt gegenüber der bei der französischen Gesellschaft üblichen Methode 
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dar. Diese berechnet aus den von den Tributpflichtigen vereinnahmten 
Tantiemen quartalweise die auf jedeseinzelneProgramm kom- 
mende Gesamtgebühr, hiervon wird der für Verwaltungskosten« sowie für 
die Unterstützungs- und Pensionskasse festgesetzte Prozentsatz abge- 
zogen, der Rest — die zur Verteilung bestimmte Summe — wird durch die 
Gesamtzahl a!kr Einheiten des Programms dividiert und dann der Xn eil 
jedes an dem Programm beteiligten Bezugsberechtigten berechnet. Dieses 
Verfahren vcnirsacht sehr viel mehr Arbeit und ist lange nicht so über- 
sichtlich, vor allem aber nicht so gerecht, da die Höhe der auf jeden ein- 
zelnen entfallenden Gebühren durch -die aus jedem Pro'jr fmm sich er- 
gehenden stets wechselnden Einnahmen und durch die zufällige Zu- 
sammensetzung der einzelnen Programme — nicht durch die Gesamtzahl 
der Aufführungen — bestimmt wird. 

5. Die Gebührenpflichtigen. 

Gebührenpflichtig ist jeder Veranstalter einer öffentlichen Auffüh- 
rung eines Tonwerkes, zu der nach Maßgabe des Gesetzes eine Genehmi- 
gung des Berechtigten erforderlich ist (§27 G.O.)* Es kommen donnach 
in Betracht: i. Theater und Varietes (für Gesangseinlagen, Bühnenmusik, 
Zwischenaktsmusik, Pantomimen, Revuen, Ausstattungsstücke) ; 2. Kon- 
zertinstitute und Konzertvereine; 3. ausübende Künstler (Solisten wie 
Gruppen: Trios, Quartette usw.) ; 4. Konzertuntemehmer; Agenturen und 
Saalbesitzer (nur wenn sie selbst Unternehmer sind), vor allem aber auch 
Gastwirt^ Hotelbesitzer usw., die in ihrem Gewerbebetrieb öffentliche 
Aufführungen veranstalten; 5. Vereine (soweit diese öffentliche Konzerte 
oder sonstige musikalische Aufführungen veranstalten) : Männergesang- 
vereine, gemischte Chorvereine, Frauenchöre, Orchestervereine, aber auch 
alle Vereine, die nur gelegentlich eine Aufführung (meist Unterhaltungs- 
musik) veranstalten, ohne daß es zu ihrem Wesen gehört, wie Klubs, 
Turnvereine, Feuerwehrvereme usw.; 6. Kapelloi: Hofkapellen, Militär- 
kapellen, städtische Kapellen, Kur- und Badekapellen, Privatkapellen bis 
herab zu Zigeunerkapellen, Damenkapellen, Hauskapellcn (von Vergnü- 
gungslokalen, öffentlichen r>allokalen usw.), Zirkus- und Schaubuden- 
kapellen, Meß- und Jahrmarktsmusik ; 7. endlich alle jene der Musik sich 
weihenden (sie nur zu oft er*'A ihenden) und von ihr lebenden, oft ein 
kümmerliches Dasein fristenden Privatmusiker, die manchmal allein (be- 
sonders Klavier, Geige, Zither, Harmonika), dann wieder zu Gruppen 
vereint (man denke an die in Berlin, München und anderen Städten exi- 
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Stierenden Musikerbörsen*), bei aU«i l»ällcn, Bierabenden, Hochzeiten, 
Tanzkränzclien, Familienfesten usw. aufspielen. Aber auch biedere Hand- ^, 
werker, Beamte und sonstige, die die Musik nur als Nebenbcschäftig^un^ 
betreiben; 8. die das Pendant zu den Privatmusikem bildenden Sänger, 
wie sie in Cafes, Chantants, Kneipen usw. sich hören lassen. 

Kurz, der blinde, alte Mann, der an der Straßenecke stehend, auf 
elendem lnslrnn>:nt den letzten Schlai^er kratzt, veranstaltet in derselben 
Weise eine .,Autliihnm^^" eines g'enehmij^'inipsptlichtitjen VN'erkcs wie der 
gefeierte Künstler, der im Konzertsaal die neueste Schöpt'ung des ersten 
Komponisten zu (Jeliör bringt. Nach dem Buchstaben des Gesetzes aber 
ist jeder, der ein geschütztes Werk aufführen will, an die Erlaubnis des 
Komponisten gebunden, jetzt also an die der Anstalt, welche ihre Zusage 
von der Zahlun,ef einer Gebühr abhängig macht. Mithin wäre jeder \'er- 
anstalter einer nnisikalischen Darbietung, möge es ein reiches Konzert- 
institut oder chi „Schnorrauf bcin, m(>gen sich die Kiiuiahmen nach Tau- 
senden von Mark oder nach Pfennigen berechnen, der Anstalt tribut- 
pflichtig. Dies tritt glücklicherweise nicht in voller Strenge in Wirksam- 
keit und es besteht auch keine Gefahr, daß es je eintreten könne. Denn 
schon rein technische, vor allem aber soziale Gründe sind es, die die An- 
stalt an einer schädlichen Ausdehnung ihrer Tätigkeit hindern und die 
Zahl der für ihre Steuer in Betracht Kommenden beschränkt. 

Wenn es schon kaum möglich ist, eine lückenlose Aufstellung aller 
der verschiedenen Gruppen zu geben, die aus der Aufführung musikali« 
sdier Werke eine Einnahme erzielen, so mufi es als völlig aussichtslos er- 

i) Die-c r>('irseii sind (wie sclmn der Name an die fr.ui/.« isischon boiirsps 
de travail erinnert) Stellen -Verinittlungsbureaus, bei der sicli die besclififtigungs- 
losen Zivihnusiker wie andererseits Wirte, BalUukalbcsitzer u. s. w. melden. Be- 
sonders bemerkenswert ist die Art der Steltenvergebung. Meist wird ja nicht ein 
einzelner Musiker, sondern ein Ensemble von 3—4 Mann und mehr gewünscht. 
Dieses F.nseinble wird nun nicht etwa von dem Vorstand der Börse zusammentre- 
stcllt, sondern einer der stellesuchenflrn Musiker crhiUt fiiacli nc-^tinimtcr Reihenfolge) 
den Auftrag zur Bildung. Er wählt sich seine Kollegen und gilt für den be- 
treffenden Abend als Kapellmeister und Unternehmer der Auffuhrting 1. e. S., wie 
er auch einen doppelten Anteil am Verdienst beanspruchen kann. Den nächsten 
Abend ist er vielleicht Mitspielender und einer der heute Mitspielenden Kapell- 
meislcr. Da somit jeden .Abend rin anderer als Kapellmeister nnd \'cranstaher 
der Aufführung fungiert, ist es für die Genossenschaft unmöglich, sich an cmen 
bestimmten zu halten. Ueber die Lage der Zivilmusiker vergl. die sonst vor- 
treffliche Arbeit von Walz „Die Lage der Orchestermusiker in Deutschland", 
Karlsruhe 1906, die aber großen Mangel an Objektivität, besonders in Beurteilung 
der Militärmusik zeigt. Vergl. auch das bei Walz S. 86 über die Börsen Ge- 
sagte. 
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scheinen, alle Aufführenden selbst namhaft zu machen. Es wird immer 
eine groBe Anzahl geben, von deren Existenz die Anstalt nie etwas er- 
fährt, gesdiweige denn von den Werken, die sie aufführen. Da es sich 
hier aber um die Ärmsten der Armen handelt (Bettler, herumziehende 
Straßensänger, Musikantoi), die jeden Pfennig, den ihnen ihr Gewerbe 
einbringt, für das Notwendigste brauchen, so müßten sie schon aus sozialen 
Rücksichten von jeder Steuer befreit werden. 

Bei andern wieder könnte es zwar gelingen, ihre Namen festzu- 
stellen und bis zu einem gewissen Grade sie sogar zur Rechenschaft zu 
ziehen für die Werke, die sie aufführen, aber die dadurch verursachten 
Kosten würden in gar keinem Verhältnis zu den Einnahmen stehen. Viel- 
fach müßte die Anstalt mit Rücksicht auf deren kümmerliche I^ge auch 
überhaupt auf solche verzichten. Dies gilt besonders von den Zivil- 
mnsikcrn (insofern sie selbstän(lii.,^ niclu unter einem Dirigenten zu einer 
Kapelle vereint auftreten). Dagegen sind die das Musizieren als Neben- 
beschäftigung treibenden Handwerker und niedem Ixanilen oft gar nicht 
schlecht gestellt (wie i. B. Feuerwehr-, Bergnianns-Kapellen usw.). Diese 
bilden für die Berufszivilmusikor librigcns eine Konkurrenz, die weit 
ungünstiger zu beurteilen ist als die der Militärmusiker, denn diese er- 
werben sich tmi die Güte der dem Volke gebotenen Musik zweifellose 
Verdienste. 

Diese beide Gruppen kann man als das Proletariat der Auf- 
führenden bezeichnen; ihr gehören der Kopfzahl nach die meisten an. 
Ihre Besteuerung — einige Leistungsfähige ausgenommen — wäre eine 
große Härte und von sozialpolitischem Standpunkt absolut verwerflich. 
Sie scheiden für die Tätigkeit der Anstalt vollständig aus. Alle übr^en 
Gruppen dagegen unteriiegen grundsäztlich der Besteuerung. Damit ist 
freilidi nicht gesagt, daß die Anstalt nicht im einzebten Fall Befreiung 
von der Steuer eintreten lassen kann und soll, wie es überhaupt ihr Be- ' 
streben sein muß, mit größter Schonung besonders der der ernsten 
Musikpflege sich widmenden Institute vorzugehen. 

Die von der Anstalt mit den Gebuhrenpflichtigen abzuschließenden 
Verträge kmnen zweierlei Form annehmen: 

1. Einzelverträge: Die Anstalt gewährt die Erlaubnis zur einmaligen 
Aufführung eines bestimmten Werkes gegen Entrichtung einer Geliühr 
{Einzelgebühr). Die Zahlung kann an die Kasse der Anstalt in Berlin 
oder an den lokalen Vertreter erfolgen. Diese Form wird gewählt, wenn 
es sich darum handelt, einem gelegentlichen Veranstalter einer Auf- 
führung die Genehmigung zu erteilen. Sie ist hier allein möglich, enthält 
aber für beide Parteien manche Nachteile. Für die Komponisten ist sie un- 
d' Albert, Verwertung d. »ueikal. Aulfühmastrecbte. 8 
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gerecht, insofern die Einzelgebühr nur den erfolgreichen unter ilinen zu 
gute kommt. Da der Gebührenpflichtige genau weiß, für welches Werk 
er 7A1 zahlen hat, wird er nur ein solches wählen, dessen Zugkraft ihm 
große Einnahmen und Entschädigung für die Steuer garantiert. Aber 
auch eine gercclite Behandlung der Gebührenpflichtig'cn ist unmöglich, 
da das S\ stem der I^inzelgebühr nur in der Weise durchgeführt werden 
kann, daß die Erhebung nacli der Größe und Bedeutung des Werkes 
und weniger nach dem vor der Auffiihrung unmöglich richtig abzu- 
schätzenden tinanziellen Ertrag der einzehien Aufführung geschieht. Auf 
den ersten Blick scheint gerade ein solcher fester Gebührensatz für die 
einzelnen Werke den Forderungen der Gerechtigkeit am meisten zu 
entsprechen, in Wirklichkeit muß er aber, wenn allgemein angewandt, 
zu unerträglichen Haiku führen, in dem die weniger Leistungsfähigen 
die gleiche Summe zu entrichten haben wie die Kapitalkräftigen, ein 
weitgehendes Individualisieren ist unmöglich. Dennoch sucht die An- 
stalt auch hier auf die besonderen Verhattnisae der emzehien Rücksicht 
zu nehmen. Bei wohltätigen Zwecken dienenden, aber gesetzlich 
gebührenpflichtigen Veranstaltungen, begnügt sie sich mit der Forderung 
einer geringen Anerkennungsgebühr. Deshalb sucht die Anstalt mit 
Recht das Verständnis für die zwdte Form zu wecken. 

2. Pauschverträge: Die Anstalt gewährt die Befugnis, alle ihrem 
Bestände angehörigen Werke — ausgenommen sind Premieren über die 
der Komponist das Bestimmungsrecht sich vorbehalten — in beliebiger 
Wahl und Wiederholung aufzuführen gegen die Entrichtung einer jähr- 
lichen Gebühr (Pauschgebühr). Diese Form findet Anwendung, wo es 
sich um ständige Veranstalter handelt Auf Einzelverträge, die ja an 
und für sich auch möglich wären, wenn z. B. ein Verein nur 3 oder 
4 Konzerte in der Saison gibt und seine Hauptau%abe in der Pflege 
- . der klassischen Musik sieht, läßt sich die Anstalt grundsätzlich nur in 
besonderen Ausnahmefällen ein. Die Pauschverträge werden entweder 
für alle Aufführungen oder für eine festzusetzende Höchstzafal von Auf- 
führungen und auf ein bis höchstens fünf Jahre geschlossen. Eine Bin- 
dung auf Längere Zeit wäre unangebracht, da ja die wirtschaftliche Lage 
des Gebührenpflichtigen Änderungen iuiter\v(;rien ist. 

Die Pauschgebühren werden nämhch nicht nach einer festen Norm 
bestimmt, sondern mit jedem einzelnen Veranstalter besonders verein- 
bart, wobei im allgemeinen dessen wirtsciiaftliche Leistungsfähigkeit 
massgebend ist. Um diese genau kontrollieren zu können, sendet ihm 
die Anstalt einen Fragebogen, in dem über alle ausschlaggebenden Fak- 
toren Auskunft verlangt wird. Die Fragebogen variieren etwas je nach 
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der Kathegorie, der der Kontrahent angehört; die Hauptpunkte sind 
folgende: i. der Wohndtz. (In einer Großstadt sind die Einnahmen 
gröBer als in einer Mittel' oder Klein-Stadt; die Militärkapelle einer 
Gamisonsstadt verdient unter Umständen weniger als die einer kleineren 
Stadt, wo sie ohne Konkurrenten is^ diese wieder weniger als eine 
Kapelle der Großstadt). 2. Zahl der Mitglieder. Bei auf Erwerb 
spielenden Kapdien ergibt sich hieraus, wie viele an den Einnahmen 
beteiligt sind. Hier ist wieder von Bedeutung, ob auf Rechnung des 
Dirigenten, der Kapelle oder auf Teilung oder auf Rechnung eines 
Unternehmers gespielt wird. Besonders wichtig ist bei Vereinen und 
Gesellschaften die Zahl der aktiven und vor allem auch der passiven 
Mitglieder, sie lässt auf die dem Verein evtl. zu Gebote stehenden Sub- 
ventionen schließen. 3. Durchschnittliche Zahl der jährlichen musi- 
kalischen Aufführungen mit Angabe, um welche Arten es sich handelt. 
4. Durchschnittliche Bruttoeinnahme eines Jahres (Mitgliederbeiträge ge- 
trennt anzngeben), wobei Ncbcncinnahmen aus Garderobe, Programm- 
verkauf, Zinsen usw. mit einzurechnen sind. 5. Durchschnittlicher Jahres- 
betrag der Ausgaben für musikalisclie Aufführungen. 

Trägt der Kontrahent Bedenken, den Fragebogen auszufüllen, kann 
er auch brieflich die erforderlichen Angaben machen. Es kommt der 
Anstalt nur darauf an, die individuellen Verhältnisse jedes Falles ge- 
recht würdigen zu können. Denn gerade auf diesem Gebiet ist aus der 
blossen Angabe eines Reingewinns oder Defizits gar nichts zu ersehen, 
da ja die der ernsten Alusikpflege Dienenden zumeist gar nicht einen 
Gewinn beabsichtigen. Die Einnahmefrage ist nur bei den die Musik 
als Gewerbe Betreibenden entscheidend; bei einem Konzertinstitut oder 
Verein dagegen die Ausgaben, die er sich für Dirigenten, Orchester 
oder Solisten gestatten kann. Soll eine Gesellschaft, die für den Inter- 
preten eines Werkes große Summen ausgibt, nidht auch eine kleine 
für seinen Schöpfer opfern können, selbst wenn sie ein jährlidies Defizit 
2U verzeichnen hat? 

Die Höhe der Pauscfagefmhr beträgt bei Konzertgesellschaften umd 
Vereinen grundsätzlich i — 2 % der Ausgaben oder Einnahmen '(jeweils 
des gröfieren Postens). Befindet sich der. Veranstalter in schwierigen 
finanziellen Verhältnissen — nicht gehört hierher ein Institut, das jedes 
Defizit durch reiche Privatmittel leicht decken kann — tritt eine Etmäfii- 
gung, erzielt er einen wesentUdien Gewinn, tritt eine Erhöhung des Ge-> 
bührensatzes ein; letztere darf nicht mehr als 3 % betragen, was auch nur 
in den seltensten Fällen eintritt. Diese Berechnung mögen zwei der Denk- 
schrift der Genossenschaft von 1904 entnommene Beispiele erläutern: Eine 

8* 
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Musikkapelle hat ein Au^beetat von 9000 Mark und eine Einnahme von 
iz 000 Mark. I % Gebühr von der Einnahme würde iio Mark betra^n. 
Da der Veranstalter aber einen Reingewinn von aooo Mark erzielt, wird 
die Gebühr um i % erh<&t, woraus sich als Pauschgebähr Mark ergibt. 

Betragen umgekehrt die Ausgaben 12 000 Mark, die Einnahmen da« 
g-egen 9000. so vinirde die nach den Ausgaben berechnete prozentuale Ge- 
bühr 120 Mark betragen. In Anbetracht des Defizits von 3000 ^slark aber 
würde die Gebühr um i % derselben ermäßigt» woraus sich eine Pausch- 
gebühr von 9oMark ergibt. 

Abgesehen von der wirtschafthchen Lage wirken noch andere Um- 
stände mitbestimmend auf die Höhe der Pauschgebühr ein. Ergibt sich 
z. B. aus dem Charakter eines Vereins, daß er sich als Hauptzweck die 
Pflege der klassischen Musik setzt, somit nur versclnvindend wenig ur- 
heberrechtlicli geschützte Werke zur Auiführvmg bringen wird, so ist die 
Pauschgebühr bedeutend zu ermäßigen, wozu noch eine weitere Er- 
mäßigung tritt, wenn seine ün;m7'"lle Lage eine schwierige ist. 

Bei gewerblichen Veranstaltern, denen gegenüber es undurchführbar 
ist, den gesamten Umsatz des l'niemelmiens in Rechnung zu stellen, wird 
die Pauschgebühr in einem bestimmten Verhältnis zu dem für die Musik 
aufgew^endeten Betrage berechnet. So bei Kur- und Badeverwaltungen 
nnt 6 % des Orchesteretats. Hiemach hat z. B. eine Kurverwaltung mit 
einem Jahresorchesteretat von 20 ODO Mark eine Pauschgebühr von 1200 
Mark zu entrichten, wobei zu bedenken ist, daß es sich in solchem Falle 
um mehrere hundert Aufführungen handelt, und daß Kurverwaltungen 
oft für ein einziges Feuerwerk, eine italienische Nacht oder derartige 
Untcrhaltungszwecke viele hundert Mark zu „verpulvern" in der Lage 
«ind. 

Bei Gastwirten, Saalbesitzem u. dergl. wird die Gebühr nach einem 
besonderen Tarif mit Durchschnittssätzen für die einzelne Aufführung- 
berechnet. Für die einzelnen Positionen ist — einem aus den Kreisen der 
Gastwirte selbst aufgestellten Vorschlage zufolge — bestimmend, ob es 
sich um eine große, mittlere oder kleine Stadt handelt, ob um ein/ Etablis- 
sement ersten, zweiten oder dritten Ranges, ob um ein größeres oder klei- 
neres Ensemble von Musikern usw. 

Nur durch eine derartige auf alle Verhältnisse sorgfältig Rücksicht 
nehmende Methode der Gebührenberechnung sind auch die Bedenken zu 
beseitigen, die sich anfangs unter den Gebührenpflichtigen gegen die 
Pauschgebühren geltend machten, Sie wollten nicht, wenn sie nur die 
Aufführung von ein oder zwei geschätzten Werken im Jahr beabsichtigten, 
eine dafür hohe Pauschgebühr zahlen und sahen in den Pauschver- 
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trägen nur ein Mittel der Anstalt, sie zu übervorteilen. Allerdings liaben 
diese Bedenken inzwischen schon deshalb ihre Berechtigung verloren, 
da bei dem großen Bestand von Werken, iiber den die Anstalt nunmdir 
verfägt, es sich für die Gebührenpflichtigen immer, seltene Falk ausge- 
nommen, um die Genehmigung für eine größere Anzahl von Werken han- 
delt. Die Vorteile der Pauschvertrage sind für beide Parteien so bedeu* 
tend, daß das Bestehen der Anstalt auf dem Abschluß von solchen seine 
volle Berechtigung hat. Da die Pauschgebühr zur Aufführung samt- 
lieber geschützter Werke der Anstalt berechtigt, braucht sich die An- 
stalt nidit darum zu kümmern, welche Werke im einzelnen zur Auffüh- 
rung gelangen, während den Kontrahenten der Einzelvertrage gegenüber 
immer noch eine scharfe Kontrolle erforderlich wäre, ob sie nicht auch 
noch andere zum Bestand der Anstalt gehörige Werke ohne Einholung 
der Genehmigung aufführen. Der hierzu nötige große Kontrollapparat 
würde die Verwaltungskosten der Anstalt so erhöhen, daß, um eine Ver- 
ringerung der Anteile der Bezugsberechtigten zu vermeiden, die Gebühren 
«rheblich erhöht werden müßten. 

Für die Komponisten ist es von höchster Bedeutung — und zwar 
gerade für die Vertreter der ernsten Muse — daß der Veranstalter nicht 
in jedem Fall ängstlich abwägt, ob die Einnahmen auch die Kosten der 
Genehmigung rechtfertigen werden. Ja, es hat sich gezeigt, daß — nach 
anfänglicher Stockung — die Pau^clivcrtrnce geradezu fördernd auf die 
Aufführung geschützter Werke einwirken, da viele Veransialur von dem 
Bestreben geleitet ^^ erden, die doch einmal gezahlte Pauschgebühr nun 
auch voll auszunützen. 

Für die Veranstalter von Aufführungen wäre es aber ein ijcradczu 
unhaltbarer Zu!^tand. bei der Aufstellung ihrer Programme für jedes Werk 
nachschlagen zu müssen, ob es nicht ein geschütztes ist. womit. l)e>onders 
in der Übergangszeit, ja auch noch nicht gesagt ist, daß es zum I^estand 
der Anstalt irehört. Das System der Einzel vertrage müßte somit zu end- 
losen Schreibereien zwisehen der Anstalt und den Veranstaltern führen, 
zuerst zwecks Feststellung des Tatbestandes und dann eventuell zwecks 
Abschluß des Vertrags. Nun werden aber gerade zahlreiche Institute 
und Vereine von Männern ehrenamtlich geleitet, die zu einer solch um- 
ständlichen Korrespondenz weder Zeit noch t4ist haben. Für die Anstalt 
wäre eine Erhöhung der Verwaltungskostcn die Folge. Und wie, wenn 
im letzten Augenblick sich die Notwendigkeit einer Programmanderung 
ergibt und Verhandlungen nicht mehr geführt werden können? 

Die vollständige, für jeden Aufführenden unerläfiliche Bewegungs- 
freiheit ermöglichen somit allem die Pauschverträge. So bilden denn 
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auch die Erträge der Pauschverträge die Haupteimiahmea der Anstalt; 
sie betrugen im ersten Geschäftsjahr 51456,60 M., denen nur 5263,19 M. 
als Einnahmen aus Einzelverträgen gegenüberstanden. Und daß sogar 
dies Verhältnis sich in erfreulicher Weise zugunsten der Pauschverträge 
verbessert, zeigt ein Vergleich der drei ersten Geschäftsjahre. Während 
die Einnahmen aus den Pauschverträgen im zweiten Jahr auf 73 069,08 M. 
stiegen fSteigernnjTf um 43%), stiegen die aus den Einzel vertragen nur 
auf 6522.48 M. (Steig-erung um 25%). Im dritten Jalir hat sich das 
Verhälmis nocli dahin entwickelt: Einnahmen aus Pauschverträgen 
86 147,52 M., aus Einzelgenehmigungen 6673,33 M. 

Außer der pränumerando, event. in Raten zu zahlenden Pauschal- 
summe (inkl. gesetzlicher Stempelgebühr) legt der Vertrs^ den Gebüh> 
renpfiichtigen noch folgende Verp^ichtungen auf: 

I, In Fällen, wo die Genehmigung nicht für alle, sondern nur für 
eine bestimmte Zahl von Veranstaltungen erworben wird, ist für jede 
weitere die Höchstzahl überschreitende Aufführung eine Einzelgiebühr 
ZU entrichten. Die Zahlung hat spätestens eine Woche nach der Auffüh- 
rung zu erfdgen. 

2. Spätestens am Schlosse jeden Monats oder der Saison sind die Pro- 
gramme sämtlicher von ihm veranstalteten Aufführungen unter Angabe 
der Titel der Werke, der Namen der Tonsetzer und soweit als möglich, 
der Textdichter an die Anstalt in Berlin resp. ihre Vertreter einzusenden 
und zwar, wenn der Gebührenpflichtige nicht gedruckte Programme aus- 
gibt, unter Benutzung der von der Anstalt zur Verfügung gestellten For- 
mulare. Die rechtzeitige und vollständige Finsendunc;^ der Programme 
ist nicht einer Aufführungskontrolle, sondern lediglich der Verrcchnuncf 
wegen erforderlich, da sonst der auf jedes einzelne tatsächlich aufgeführte 
Werk entfallende Gebührenanteil nicht ordnungsmäßig an die Bezugs- 
berechtigten verrechnet werden kann. 

3. Bei den Aufführungen nur rechtmäßiges Notenmatenial zu l)e- 
nutzen. Mit dieser Bestimmung will die Anstalt, soweit es ihr möglich 
und mit ihren Interessen vereinbar ist, den Verlegern einen Dienst er- 
weisen. Hierzu ist sie insofern verpflichtet, al>; der Verleger, der nicht 
mehr über das Anffühmngsrecht zu verfügen liat, damit auch die Hand- 
habe verloren liat, den Erwerb de? Notenmaterials von ihm zu erzwingen. 

Als Ersatz können allerdings schon die Anteile am Ertrasj des Auf- 
führungsrechts ?e!h<5t gelten. Immerhin geht die Anstalt überall, wo das 
Gt-et7. sie unterstützt, wenn es nötig ist auf dem Wege des Prozesses, 
gegen den mit unrechtmäßig erworbenem 'NTaterial getriebenen Unfug vor. 
Das gilt namentlich von der Verwendung geschriebener Noten und auch in 
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Fällen des widerrechtlichen, d. h. vom Verleger vertragsmäBig verbotenen 
Verleihens des Notenmaterials. 

4. Die Werke angemessen aufzuführen und gegebenenfalls der für 
die Erstaufführung dn«s Werkes voigexbridienen, sowie den andern auf 
dem Notenmaterial ausdrücklich vermerkten besonderen Anweisungen bei 
der Aufführung nachzukommen. Bei dieser Bestimmung handelt es sich 
nur um Ausnahmevorschriften für ganz besondere Werke. 

5. Der Anstalt oder einem bevollmächtigten Vertreter ist auf Ver- 
langen ein angemessener Platz für jede Aufführung zur Verfügung zu 
stellen. Die französische Gesellschaft verlangt sogar, dafi ihren Agenten 
nicht nur zu jeder Aufführung freier Zutritt gewährt werde, sondern sogar 
eme Reihe weiterer Plätze (2 — ^4) zur beliebigen Disposition gestellt wer- 
den, was entschieden übertrieben und nicht zu rechtfertigen ist. 

Kommt der Gebährenpflichtige seinen Verpflichtungen nicht nach, 
kann ihm 4ie Anstalt die Zahlung einer Vertragsstrafe auferlegen oder mit 
sofortiger Wirkung vom Vertrage zurücktreten. Der Vertrag ist spä- 
testens einen Monat vor seinem Ablauf zu kündigen, andernfalls er für 
auf ein weiteres Jahr verlängert gilt. 

Der Vertrag gilt ausschliefilich für den vertragschlieBenden Gebüh- 
renpflichtigen, eine Rechtsnachfolge auf semer Seite bedarf der Genehmi- 
gung der Anstalt. Im Falle eines Rechtsstreites ist das Amtsgericht 
Berlin-Mitte bezw. das Landgericht I Berlin die allein zuständige Instanz. 

In der Zentrale werden die eingehenden Verträge mit laufenden 
Nummern versehen und dann im Kassenschrank aufbewahrt. Nach den 
Nummern werden sie in das Vertragsbuch eingetragen. Außerdem werden 
die Vertrage noch nach dem Datum der Fälligkeit der Zahlungen in eines 
der vier QfiartalfälUgkdtsbücher eingetragen, aus denen für jeden ein- 
zelnen Monat die fälligen Zahlungen aller Vertiäge jeweils rasch zu er- 
mitteln sind. Da es für die Anstalt sehr wichtig ist, jederzeit darüber 
orientiert zu sein, mit wielchen Gebührenpflichtigen bereits Verträge ab- 
geschlossen sind, welche Vereinbarungen diese Verträge enthalten, welche 
Zahlungen bereits geleistet und welche noch zu leisten sind, welche Ver> 
träge eventuell zu kündigen oder zu erneuern sind usw., ist der Inhalt der 
Verträge nochmals auf Registerkarten wiederholt, und zwar erstreckt sich 
dieses Kartensystem auf eine alphabetische Ordnung aller Namen von 
Kontrahenten,, auf dne Ordnung nach ihren Wohnsitzen und auf eine 
Ordnung ihrer Konten. 

Für jeden Gebührenpflichtigen ist eine (rote) Mappe vorhanden, in 
der die mit ihm geführte Korrespondenz aufbewahrt wird. 
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6. Die Kontrolle der Aufführungen und die 
Rechts Verfolgung. 

Die Geltendmachung ihrer Rechte gelingt der Anstalt nur in der 
Weise, daß sie die Aufführungen aller gebührenpflichtigen Veranstalter 
einer scharfen Kontrolle unterwirft. 

Was die Pfl^er der ernsten Musik betrifft (Musikinstitute, Gesell- 
schaften, Vereine, Orchester, Sc^isten, auch die hier in Betracht kommen- 
den Agenturen und Saalbesitzer), so haben sie, sobald sie sich einmal 
von der Berechtigung der Ansprüche der Anstalt haben überzeugen 
lassen, fast ausnahmslos Pauschalverträge mit der Anstalt abgeschlossen, 
die paar noch Zögernden werden es in kurzer Zeit tun. Ihnen gegen- 
über handelt es sich also nur noch um eine KontrolÜerung^ 1( r regel- 
mäßigen Programmeinsendungen. Für die gelegentlichen Veran- 
stalter emster Musikaufführungen ist die Kontrolle nötig; nicht als ob 
sie sich ihrer Pflicht entziehen wollten, sondern weil sie in den meisten 
Fällen nicht daran denken oder sich gamicht bewußt sind, daß ihr Pro- 
gramm tribulpriu lilif^f Werke enthält. 

Weit wichti^MT und zugleich schwieriger ist die Kunlrollc der 
einer p()i)ulären Musikpiiege sich VV'Klmenden. Einmal ist es hier für 
die Anstalt viel schwerer, \"erständnis für ihre Bestrelnniij^en zu erwecken. 
So haben sich lanL;e die Militärkapellen, einen Krlal.'i des Königl. preuß. 
Kriegsminislcriums milivcrstehcnd, dem AbbchlicUcn von Verträgen 
widersetzt. Jetzt haben sie wie auch viele andtrc Kapellen und Or- 
chester nachgegel)en und Pauschvcrtiäge mit der Anstalt abgeschlossen. 
Zur Verzögerung hat hier einmal die Rechtsunsicherlieit beigetragen, 
ob die geschützten Opern und Operetten entnommenen Nummern 
steuerpßichtig seien oder nicht, vor allem aber der zwischen der An- 
stalt und den außenstehenden Verlegern schwebende Streit. Auch 
fehlt es den meisten an gutem Willen, ot^leich gerade sie dem 
Komponisten allein ihr tägliches Brot verdanken. Alle diejenigen, für 
die das Musikmachen ein reines Geschäft ist, werden sich jeder Ver- 
ringerung desselben, mag sie berechtigt sein oder nicht, auf jede mög- 
liche Weise zu entziehen suchen. Dazu kommt, daß in Deutschland 
noch nicht (wie in Oesterreich und Frankreich) ein gerichtliches Urteil 
vorliegt, welches die Besitzer von Varietes, Etablissements, Hotels, 
Restaurants, Cafes, Wirtschaften u. s. w. als die zur Zahlung der Ge- 
bühr für die in ihren Betrieben veranstalteten AuflFiahrungen Verpflich- 
teten bezeichnet. Unter dem Vorwand, sie seien nicht unmittelbar an 
der Aufführung beteiligt, suchen sie die Verantwortung auf die Kapell- 
meister oder gar auf die ausübenden Musiker abzuwälzen. Sie über- 
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sdieti dabei, daß sie es ja sind, die den Hauptgewinn aus den Auffüh» 
ningren ziehen. Für die Anstalt können schon aus technischen Gründen 
die betreffenden Auffuhrenden selbst nur in zweiter Reibe in Betradit 

kommen, da sie, einmal hier einmal dort konzertierend gar nicht zu er- 
mitteln sind, und im besten Falle ein Prozeß bei ihren geringen Mitteln 
ohne Erfolg wäre. Während die größeren Etablissements vielfach trotz- 
dem gutwillig zum Abschluß von Pausch vertragen sich beweg«! lassen, 
bedarf es den übrigen gegenüber des schärfsten Druckes, wenn nicht 
gerichtlichen Zwanges. 

Die Anstalt geht hierbei in der Weise vor, daß sie die Auffüh- 
rungen des betrefIFenden eine Zcitlang^ kontrollieren läßt. Für jeden der 
Gebühr sich Entziehenden besteht ein besonderer Akt, indem das ihn 
belastende Materia! (Programme, Berichte u. s. w.) anresammelt wird. 
Ist genügend vurhanden, d. h. stellen die der Anslalt der Auftührungs- 
gebühren hinterzogenen Sutnmcn einen tlie Anstrengung eines Prozesses 
rechtfertigenden Werl dar, erhält der Schuldige eine Warnung vor 
weiteren widerrechtlichen Auttuhrungen. Ijleibt diese und auch ein 
ausdrückliches Auftührungsverbot ohne Erfolg, beschreitet die Anstalt 
den Rechtsweg gegen ihn, nachdem der Rechtsausschuü seine Zu- 
stimmung dazu gegeben. 

Bei den von der Anstalt zu führenden Rechtsstreiten können wir 
zwei Gruppen unterscheiden. 

Ist die Anstalt als solche ^gegriffen, droht eine Schädigung ihrer 
selbst als Institution, so handelt sie als Vertddigerin höchsteigener Inter- 
essen. Dies wird z. B. stets der Fall sein, wo sie emem Bezugsberechtigten 
gegenubertreten muß. 

Die meisten Prozesse führt die' Anstalt dagegen gewissermaßen als 
bloße Vertreterin des betreffenden Bezugsberechtigten. Denn da der Be- 
rechtigte sein Aufführungsrecht voll und ganz an die Anstalt abtritt nur 
über die Premiere kann er sich das Bestimmungsrecht vorbehalten, selbst 
somit auf jede Rechtsverfolgung im Falle einer rechts- oder vertrags- 
widrigen Aufführung seines Werkes verzichtet, ist die Anstalt laut Ber 
rechtigungsvertrag verpflichtet, diese für ihn eintreten zu lassen, aller- 
dings nur, „wenn und soweit eine Rechitsverfolgung im Interesse der von 
der Anstalt verfolgten Zwecke erforderlich erscheint" Es braucht sich 
hier also nicht immer um eiene materielle Benachteiligung zu handeln. 

Jeder Prozeß wird von dem Rechtsbeistand der Genossenschaft vor- 
bereitet, dann dem Rechtsausschuß zur Begutachtung und Genehmigung 
vorgelegt und endlich dem zuständigen Gericht übergeben. Dem einzelnen 
Bezugsberechtigten steht, auch wenn es sich um eines seiner Werke han- 
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delt, kein Einspruch oder Urteil zu. Er kann nur einen Antrag auf 
Rechtsverfolgung beim Vorstand stellen, wird dieser abgelehnt, hat er kein 
Recht, selbst gegen den Schuldigen vorzugehen (wie bei der fnuuösischen 
Geselisdiaft 

Rückblick. 

Wir haben im Eingang von der Anstalt gefordert, sie müsse, um 
berechtigt zu sein, eine vollständige wirtschaftliche Ausnikzung des Ur- 
heberrechts an rein musikalischen Werken, wie es die Absicht des Gesetz- 
gebers gewesen sei, gewährleisten; ferner müsse sie es <len Komponisten 
ermögrlichen, auf dem Wege der Selbsthülfe das soziale Elend von ihren 
Mitgliedern fern/.u^ialten ; und beides habe zu geschehen, ohne eine Stö- 
T\mi^ im volkswirtschaftlichen Leben zu veranlassen. Bietet nun die An- 
stalt rhu eil ihre Einrichtung und ihren Betrieb eine Gewähr für die Er- 
füllung dieser Forderungen? 

Unter vollständiger wirtschaftlicher Ausnutzung des Urheberschutzes 
ist natürlich nicht nur zu verstehen, daß materielle Werte aus dem Werk 
erzeucht werden, sondern daß 5ie auch in erster Linie dem zucTiite kommen, 
für den der Ge?etzcfcbcr sorgen wollte, dem Komponisten selbst, und 
keinem andern, weder \'crleger noch Agent, und unter den Komponisten 
wieder jedem c:enan nach «einem Verdienst, d. h. dem Werte der von ihm 
der Anstalt ein.<j:ebrachten Reclitc cntsi)recbend. 

Daß der (iewinn des \*crlegers auf sein richti.ü^es Maß beschränkt 
bleil)t. erreicht die Anstalt durch den Teilungsmodus von drei zu einem 
Viertel. ' 

Immerhin wäre es moc^lich gewesen, dali die von den \^eranstaltcm 
für die Komponisten gebrachten Opfer gar nicht an diese gelangten. Auf 
diese große Gefahr wurde schon vor Gründung der Anstalt im Reichs- 
tag*) und auch später oft von den Gegnern hingewiesen, und darum «in 
Schluß auf ihre Unzweckmäßigkeit gezogen. So groß und unvermeidlich 
schien ihnen diese Gefahr, daß sie sich gar nicht die Mühe nahmen, die 
Einrichtungen der Anstalt erst einer Prüfung zu unterziehen, war ihnen 
doch die französische Gesellschaft ein Beweis für ihre Behauptung. 

Es läßt sich allerdings nicht bestreiten, daS dort der Vcrwaltungs- 
apparat, dieses enorme Agentennetz, einen großen Teil der Gebühren ver- 
schlingt. Wenn man erwägt, wie viele reine Geschäftsleute dort von den 
Gebühren leben, kann man allerdings die Befürchtung begreifen, die ge- 
rade die ersten Konzertinstitute und Vereine hegten, die Spende, die sie, 
wenn auch vielleicht unter Opfern, doch mit Freude zu bringen bereit 

i) Vergl. R. 48 S. v. 30. April 1901. 
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waren, um dem Komponistetii dem sie so manchen Genufi ver<danken, ibre 
Erkenntlidikeit zu beweisen, möchte gar nicht diesem zugute kommen, 
sondern einem dem Musikleben sonst gleidigültig gegenüberstehenden 
Geschäftsmann« in der Gestalt eines Direktors oder Agenten zur Ein- 
nahmequelle werden. Daß diese Furcht unbegründet ist, zeigen schon die 
drei ersten Jahresberichte der Anstalt Obgleich vorläufig ja noch die 
Tilgungsraten der Einrichtungskosten mit zu den Verwaltungskosten 
hinzutreten, betrugen die Unkosten im Gründungsjahr nur 46,94 % der 
gesamten Einnahmen und sanken im zweiten Jalir auf 40,36%, im dritten 
Jahr auf 35,19 % 0- Wenn man bedenkt, daß die Unkosten — der größte 
Teil wird durch den Agentendienst, der kleinere durch die Zentralstelle 
verursacht — der französischen Gesellschaft 49,50 % im Gründungsjahr 
1S31/52 betrugen, für den Durchschnitt der ersten zehn Jahre nur noch 
36,10 % und so jedes Jahr annähernd in demselben Maße g-csimkcn sind 
wie die Einnahmen gestiegen (im Jahrzehnt 1890/1900 ergab sich als 
Durchschnitt nur 22,92 % ), so kUJt sich für die Anstalt ein gleiches Sinken 
mit Siclicrheit erwarten, ganz abgesehen davon, daß die Tilgungsraten in 
verhältnismäßig kurzer Zeit in Fortfall kommen werden. 

Daß die Venvaltungskostcn der Anstalt sogar wesentlich unter 
diejenigen der französischen Gesellschaft sinken werden, ergibt sich aus 
dem Umstand, daß es ihr gelungen ist, viele Schwerfälligkeiten, die sich 
im Laute der Zeit in den Betrieb der französischen Gesellschaft einge- 
schlichen haben, zu vermeiden und so vor allem den überaus verwickelten 
Kontrnllapparat wesentlich zu vereinfachen und von dem Formvorschrif- 
tenunwesen, das für Bezugsberechtigte wie Gebührenpflichtige belästigend, 
für die Gesellschaft sehr kostspielig ist, nur das AUcrnötigste beizube- 
halten. Diese Vereinfachung und Verbilligung des Betriebes wird haupt- 
sächlich durch dreierlei erreicht: i. die konsequent durchgeführte An- 
wendung des Fausdisystems, eine Kontrolle der einzelnen Auffährungen 
ist somit nur noch für die paar gelegentlichen Veranstalter nötig; ebenso 
ist eine wesentliche Vereinfachung der Buchführung die Folge; 2. das 
Berechnungssystem der Anteile ; 3. die Einschränkung des Agentennetzes. 
Im Inlande ist es möglich, die Zahl auf ein Minimum zu beschränken, da 

1) Tatsächlich hat sich das Rechnungsergebnis für die Bezugsberechtigten 
noch gunstiger gestaltet, da der Anstalt neben den ordentlichen Einnahmen, d. h. 
den Attfföhiiingsgebuhren, in jedem Jahre auch aufierordcntliche Einnahmen 2tt- 
fliessen, die sich nicht aus Aufführungsgebühren zusammensetzen, so daß die Be- 
zupsherechtigten an sich keinen Anspruch darauf haben. Diese außerordenlHrlien 
Einnahmen dienen gemäß § 19 G.O. in erster I-inie zur Deckung der Verwaltungs- 
kosten, Infolgedessen waren die für Rechnung der Bezugsberechtigten erhobenen 
Aufführungsgebühren im ersten Jahre ntir mit 45,83 Proz,, im zweiten mit 
35p88 Proz., im dritten Jahre mit 28,57 Froz. Verwaltungskosten belastet. 
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ja ihre Hauptaufgabe, die Ausübung der Kontrolle, bei den Pauschver- 
trägen wegfällt. Die Anstellung^ voti Agenten im Auslande, die gerade 
der französischen Gesellschaft die meisten Kosten verursacht, ist für die 
Anstalt in den ITauptmusikländcrn nicht erforderlich, als sie ja mit den 
dort schon bestehenden Gesellschaften, in ein^ Gegenseitigkeitsvertrag 
steht (Frankreich und Österreich). 

• Somit kommt der Hauptertrag aus den Gebühren auch tatsächlich 
den Komponisten zugute; daß auch jeder ijenau den ihm gebührenden 
Anteil erhält, dürfte die Scliilderung des Verrechnungsverfahrens ohne 
weiteres ergeben haben. 

Wodurch wird nun die Anstalt ihrer S(izial])olitischen Aufgabe ge- 
recht? Auf zwei Wegen kommt sie dem unter materieller Not oder Er- 
folglosigkeit leidenden Komponisten zu Hilfe. 

Wie wir schon sahen, sind es die Pau-ch vertrage, die nicht nur auf 
die Aufführungen aller geschützten Werke förJcmd wirken, sondern auch 
dem namenlosen Musiker, der sonst froh sein mußte, überhaupt aufgeführt 
zu werden, noch einen materiellen Nutzen aus der Anfführunp: seines 
Werkes sichern. Die Gebühr, die der Veranstalter meist nur im Hinblick 
auf Werke der Mode zahlt, die ihm einen Ersatz für die Ausgabe sichern, 
oder für solche Werke, die aufzuführen er seinem Renommee schuldig ist, 
kommt so in gleicher Weise dem unbekannten Komponisten, für den der 
Aufführende kaum noch eine besondere Gebühr riskiert hätte, zugute wie 
dem Komponisten, den joier wohl bd setner Zahlung eigentlich im Auge 
hatte. Kurz, der berühmte Komponist verhilft durch seinen Namen seinem 
noch unb^annten Genossen zu einer Einnahme. 

Noch wichtiger, gerade von der rein wirtschaftlichen Seite betrachtet, 
ist die Bestimung, daß lO % der Einnahmen der Unterstätzungskasse der 
Genossenschaft zuflieBen, also für die bedürftigen Komponisten und ihre 
nächsten Verwandten bestimmt sind. Wenn man bedenkt, welche erheb- 
liche Summen schon in einigen Jahren diese zehn Prozent repräsentieren 
werden, kann man sich wohl der Hoffnung hingeben, dafi die Schilde- 
rungen krassen Elends und bitterer Not auf den Blättern der Musäcge- 
schichte weniger häufig wiederkehren werden, ganz verschwinden werden 
sie leider nicht, denn jede Unterstätzungskasse \\ ird nur von kleineren 
und mittleren Existenzen angegangen werden. Die Tragik eines großen 
Künstlers — man denke an Hugo \\'olff — mit ihren schweren und doch 
so veredelnden Schicksalsschlägcn i^f höchstens abschwächbar. Immerhin 
wird das zu erreichende Resultat doppelt erfreulich sein, da es niclit die 
Folge öffentlicher Mildl.'lliskeit sein wird: keine Almosen voti Fremden, 
für den seine-- Wortes sicli bewußten Künstlers so bescliämcnd, sind es, 
die er empfängt, denn das Opfer bringen Leute, für die diese Hilfeleistung 
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geradezu eine Pflicht ist: die Verleger und die erfolgreichen Komponisten. 
Für den Verleger, der doch seine sämtlichen Einnahmen der Tätigkeit des 
Standes der Komponisten verdankt, ist es durchaus angebracht, wenn er 
sich einen Abzug von zehn Prozent des ihm zukommenden Anteils, der ja 
nur einen minimalen Teil seiner Gesamteinnahmen darstellt, zugunsten 
bedürftiger Mitglieder desselben mu8 gefallen lassen. 

Da die zehn Prozent von der Gesamtsumme der Reineinnahmen in 
Abzug gebracht werden, steuern gerade die erfolgreichsten Komponisten, 
denen der größte Teil der Einnahmen zufällt, am meisten zur Unter« 
Stützungskasse bei. Auch dies ist nicht mehr als billig; denn einmal wird 
sich wohl mancher sagen müssen, dafi er den ihm so reichlich zufließenden 
Gewinn vielleicht weniger verdioit hat als sein darbender, weniger vom 
Glück begünstigter Genosse; dann aber kommen doch, wenn es gilt, die 
wirtschaftliche La^ von Angehörigen eines bestimmten Standes zu 
bessern, hierfür, wenn sie über die nötigen Mittel verfügen, zuerst die 
Mitglieder desselben Standes in Betracht. Erst wenn es sich gezeigt hat, 
daß ihre Mittel nicht ausreichen, ist an die Öffentlichkeit, resp. an den 
Staat zu appelieren. Hier ist das Schlagwort von der Solidarität der 
Klasse am Platze. 

Der Hauptgrund, der eine so heftige Agitation gegen die Anstalt 
bei ihrer Begründiinrif hervorf^erufen, war die Sorge, sie möchte durch zu 
scliroffes Vorgehen nachteilig auf das gerade in Deutschland, wo so viele 
Gesellschaften und Vereine selbst unter oft großen Opfern der Bekannt- 
machung von Werken sich widmen, so leiclit zu schädigende Musikleben 
einwirken. Die beste Gewähr für ein besorgt abwägendes Maßhalten ge- 
rade den flcr ernsten Alusikpflege Dienenden gegenüber bietet die Organi- 
sation der Anstalt selbst. Dadurch, daß ihre Leitung ausschließlich in den 
Händen der Komponisten ruht, deren Interessen mit denen des Musik- 
lebens identisch sind, ist eine Garantie geboten, daß sie sich nie zu einem 
reinen Geschäftsuntemehmern, das einzig und allein von dem Prinzip des 
größten wirt.schaftlichcn Nutzens regiert wird, entwickeln kann. Und 
das einzsige rein kaufmännische Element, der Beamten- und Agenten- 
apparat, ist, im Gegen satze zur französischen Gesellschaft, so vollkommen 
von dieser Leitung abhängig, dafi auch von ihm irgend ein schädlicher 
Einfluß nicht zu befurchten ist 

Die Schilderung der Organisation und des Betriebes der Anstatt hat 
uns somit zu demselben Schlufi geführt, wie die ihrer Entstehung und 
ihres Erfolges: Die Anstalt ist nicht nur existenzberechtigt, sie ist für das 
deutsche Musikleben als ErfüUerin rechtlicher und sozialer Aufgaben 
d!>solut notwendig. 
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hd>errecht an Werken der Literatur und der Tonkunst, Dem Bundesrat 
rat unterbreitet von der Genossenschaft Deutsclier Komponisten. Ende 1899. 

Dunant, Du droit des compositeurs de musique et de leurs oeuvres. Genf 1893, 
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Hilpert, Die Besteuerung musikalischer Aufführungen in Elsaß-Lothringen. 1896. 

Kufferath, Les abus de la Societe des Auteurs, Compositeurs et Editeurs de 
musique. Brüssel 1899. 

Materialien zur Begründung einer deutschen Zentralstelle für die Verwertung musi- 
kalischer Aufführungsrechte. Herausgegeben von der Genossenschaf t Deutscher 
Komponisten. Berlin 1900. 

Mitteilungen des Vereins der Deutschen Musikalienhändler. Leipzig 1888 '98. 

Musikhandel und Musikpflege. Leipzig 1903— 1907. 

Musikgeschäftliche Blätter. 1906— 1 907. Berlin. 

Opet, Deutsches Theaterrecht. Berlin 1897. 

Osterrieth, Altes und Neues zur Lehre vom Urheberrecht. Leipzig 1892. 
Schuster, Das Urheberrecht der Tonkunst. München 1891. 

Verlagsordnung des Vereins der deutschen Musikalienhändler vom 28. April 1891. 
Abgedruckt in R. Voigtländer, Das Verlagsrecht, S. 122 f. In abgekürzter 
Form angehängt der Verlagsordnung des Börsenvereins. 

Vertrauliche Mitteilungen der Genossenschaft deutscher Komponisten, Berlin 1898/99. 

Voigtländer, Urheber- und Verlagsrecht. Leipzig 1901. 

Außerdem habe ich noch zahlreiche Streitschriften und Artikel für und wider 
die „Anstalt für musik. Aufführungsrecht" gelesen. 



ThUringer Verlagsdruckerei, Jena-Ziegenhain. 



Verlag von Gustav Fischer in Jena. 



Die heutig^e Sozialdemokratie. El^e kritische Wertung »trer 

wissenschaftlichen Grundla£:eQ 

und eine sijziologisclie Untersuchung ihrer praktischen Partoigestaltung. Von 
Dr. Robert Brnohnber, Redakteur der „Kölnischen Zeitung", Dozent der 
Handelshochschule, Kfiln. 1905. Preis : brosch. 2 Maik, geb. 2 Mark 50 Pf. 

Literarisches Centralblatt vom 28. Oktober 1905: 

Dem Brunhuberschen Buche ist das Lob zu zollen, daß es auf einem Ge- 
biete, welches als der größte Tummelplatz für parteipolitische, unkritische, vor- 
eingenommene und leidenschaftliche Meinungsäußerung und Beurteilung be- 
kannt ist, die besonnene Behandlung des Problems, seiner Träger und Stützen 
und der Urteilsfällung zu Worte kommen läßt. 

Grosse Vermöfiren. Ent>tohnng uod ihre Bedeutung. Von Dr. 

Richard Ebrenberg, Prof. der Staatswissenschaften 

an der Universität Rostock. 

I. Band: Die Fuggor. — Rothschild. — Krupp. 2. Auflage. Mit 
11 Abbildungen. 1905. Preis: brosch. 3 Mark, geb. 4 Mark. 

II. Band: Das Haus Parish in Hamburg. Mit 5 Abbildungen. 1905. 
Preis: brosch. 3 Mark, geb. 4 Mark. 

SlQnchncr Allgem. Zeitung Nr. 2 )1 vom 19. Dez. 1904: 

Prof. Ehrenberg erwirbt sich mit dieser Serie von Untersuchungen über 
Entstehung und Bedeutung großer Vermögen ein wissenschaftliches Verdienst; 
denn er versteht hier in ansprechender und gefälliger Form darzutun, wie wert- 
voll für die volkswirtschaftliche Erkenntnis die Darstellung konkreter privat- 
»virtschaftlicher Verhältnisse und Schicksale ist. 

Rotur und 6elelirdiaft. (ritifdjc UntcrÜK^iung über bic Söebcutunfl bcr 

5)ef3enben?itfteorie für baS fonalc ßeben bon «Ibrrt 

«cjic Dr. jur. et phil tn^)aaea. S. 1904, ^xeii: 4 a^^arf, geb. 5 Tlart, für ?lb» 
ne^mcr be« SanimeliDfrffS Jlatni unb ©taut" 3 Tlaxt, geb. 4 a^iarl. 

Vererbung und fluslefe Im Lebenslauf der Völker ^on fBii^erm 

' Si^atlina^cr, 

Dr. med., SIrst in 2Runcf)cn. 1903. ^itk SIbbanblung ^ot bei ber ^rciibetoerbung 
bell erftcn SlJrci» erbalteit. ^lirei«: 6 <0?arr, geb. 7 Wlavt, für SJlbne^iner beS 
Snmraelmerfe? „9?atiir unb <Ztaat" 5 2Karf, geb. 6 aWarf. 



Die Weltlierrin und ihr Scliatten. Em Vortrag ober Energie 

— " — ■ und Entropie. Von Dr. Felix 

Auerbach, Professor an der Universität Jena. 1902. Preis: 1 Mark 20 Pf. 

Chornische Zeitschrift, II. Jahrgang Nr. 1, vom 1. Okt. 1902: 

Es ist gewiß keine leichte Aufgabe, einem Kreise von selbst sehr gebildeten 
Laien beiderlei Geschlechts ein derart abstraktes Thema, wie es die Lehre von 
der I Erhaltung und Vernutzung der Energie ist, in wissenschaftlicher, aber doch 
leicht faßlicher und schmackhafter Form vorzutragen. Dieser schwierigen Auf- 
gabe jedenfalls sehr weitgehend gerecht zu werden, ist Auerbach in der Tat ge- 
lungen ... Dem mit dem Gegenstande Vertrauten dagegen wird die Lektüre 
des durch einige Erweiterungen und Anmerkungen vervollständigten Vortrages 
zweifellos einige genußreiche Stunden bereiten. 

Die moderne Welfanldiauung und der ITIenfdi. öffenia^e Sor. 

— — • ^— träge. Sion Dr. phil. 

«rniamitt ^ttttt, rocil. 5lirofcffor an ber .«önigl. fäd)f. tcd)n. iöod)fd)iile gu 
Xrc^ben. ^DUt einem Vorwort Dou ^^irof. Dr. ^rnft ^aedcl 3ena. fünfte 
9f"fiaflc. 190Ü. 5Urci«: fteif brofd). 2 Wlart, geb. 2,50 aWart. 



Verlag von Gustav Fischer in Jena. 



Die GefellfdioHsofdininfl und threnatOrildiengrandlugen. ^^^^u^f 

Qo^iaU^inthropolom mm <9e6raud) für aQe ®(MIbttcn, Ue ftilf mit fogialen 
f^aetn befaffcn. ^on Ctio SImtttotr. tflOO. dritte umaearbeitfie Sluflaftc 

Irrt'S: brp5*. 2 Warf, f^f^. '^yiarf 

t(iitmoitS9iic6 ifk ein toortrefffidi «rf diric6fnrr,ibecttvei(4etllt)|relt 

an bic (^cbilbcten im bentf*cn ^l^olf, nt*t boS Scfilaflttort $crr tterben 
)U Ulfen über une, fonbtrn in bcm l;)crcd)ti|}tcn i^iur, bic nnttrcn $t (äffen p b^ben, 
ntdH P Dergcffot, bae aQer «^ortfdiritt bod) nt^t wn ber inaffe ber 3)2ittelbegabten, 
fonbcrn tion ber terfcftroinbfnben SWeftr^rir brr por^iin^nirnc •Vaa^ten cr^ruflt luirb. 
S3efie^t auf ber ctnrn Seite ^iveifeUpg bie Wirahr ber i'ci-ßnitaittfluna ffi IFJefjrheit 
burtö Me 3JJinber[)cit, io finb ouf ber anberen 8cite, mc bcionbcr» bic finid)ifd)e ®e» 
fdjic^te settit, T^olfn nnb SSÖIferfortft^riit niid) fd)Dn ber Jücrfleroaltigmig ber Winbcr« 
^cit bnrd) iiic iDuljrfeeit crieflen. ."öeutc [lebt bie &ciahx neu auf. ^^s\)ntn beibeu qilt 
ti iU begegnen- llnb bafe ^Jmmcm, toai foiift nicht 9cf(f)ic!)t, auf bic stocite ro:i ihnen 
tDif|enfd}aftlid) to\t pro(tifd() wirrfam binaeioiefen f^üh barin liegt bad un^iocifei^aftt 
JBerbienft feines 5Bh*c*. 

Wörterbuch der Volkswirtschaft in zwei Bänden. 

Ton Prof.Dr. Gen rg A dir r-Kiel, Geh. Hofrat Prof. Dr. 6. ron Bclow-Freibur^ri.Pr., 
ProL jDc Bierm er -Gießen, Prasid. des Kais. stat. Amts Geh. Oher-Keg.-liat Prof . Dr. 
TftB der Borght- Berlin, Dr. L. Brü h 1 -Berlin, Geh. Hofrat Prof. Dr. Karl 
Bfl ch er-L«ipsi((, Privatdozont Dr. Rnd. Eber s t a d t - Berlin, Dr. Alexander 
Elster-Jena, Ob«r-Reg.-Rar E v e r t-Berlin, Geh. Med.-Rat Prof. Dr. C. Fliigge- 
Breslau. Geh. 0\ier-Keg.-Kat Dr. Freand, Vortrag. Rat im Ministerium des lonem- 
Berlin, Prof. Dr. C J. F u Ii Freiburg i. Br., Wirkl. .Legationsrat Ooetsch, 
"Vortrag. Rat im Auswärü^,'ea Amt-Berlin, weil. Geh. Reg.-Rat Prof. Dr. Freiherr 
vo u der Goltz-Bonn, Prof. Dr. Carl G rünberg- Wien, Prof. Dr. J. Flansea- 
Bonn, Prof. Dr. M. TonHeckel - MfiBster i. W., Forstmeister Prof. Dr. J eat s c h - 
Hann.-Mnnden, Wirkl. Admiralitätsrat Prof. Dr. Kocbner-Beriin, Geb. Ober-Reg.- 
Bat Prof. Dr. W, Lexis- Göttingen, Bibliothekar Dr. Paul Lipp ert-Berlin, 
Prof. Dr. W. Lotz-Mttaebeii, Generalsekretär Prot Dr. Alfred Mnaes-Berlin, 
Prot Dr. E. M!solileT-GnB, Oberlandesireriditftnit Dr.lTenktnp-'Ktflii, G«li. 
Reg.-Rat Prof. Dr. Petersilie-Berlin, Geh. Hofrat Prof. Dr. J. Pierstorff- 
JeiUL PioL Dr. &»rl Bathgen-Heidelberg, Geh. Ober-Bcrgrat Renß, Vortrag. 
Bat Im MfadetNinm ffir Handel und Gcwerbc-Bcrlin, Geb. Hofrat Prof. Dr. G. 
Schanz-Würzbnrg, Prof. Dr. M. Serin g -Berlin, Prof. Dr. K. Wiedenfcld- 
Kfiln, Syndikus der Handelskammer Prof. Dr. A. Wirminghaus-KOln, Dr. 
W. Wyffodsinski-Bann. BeigasseiM» Zis-Bedin. 

)i«niis|;egebMi von 

Prof. Dr. LUDWIG ELSTER, 

m&w Bat im lUniateriam dar 
ialaiiKel«c«nh«n«ii in Boltai. 

ZWKlTi:, VÖLLI(> I Ml^FAKHEU KTi: Al FLK.E. 

Du WVrterimeh der YoIkswiTtBeliift (du übrigens siebt mit 4«n in gleiebem 
Verlage erschienenen, von den TTerrcn Tonrad, Eistor, Lexis, Loening 
berftBBgegebeaen ,^ndw0rterbuch der Staatswissenschaften" in 7 Bänden Tex- 
WMMt weiden d«rO tit «Ib mstbehrlkhci irMhieMaf«w«rk few«riea« 

Dm Wdrterbuck der Volks Wirtschaft sctzr, m ■!! zuimmui.^n ans einzelnen 
alphabetisch geordneten wiesensekaftUclltB Arbeiten von MSor^rfältig«r CUled«- 
rnng'S die „bei aller Knappkeit dock enehipfend, b«l «Htr «wutei m ■ !■ ■ <. 
llchkeit nie oberflächlich sind** (Deutscher Reichsanzei^pr Nr. 176, 1898). Ks 
ift Ton der wissenschaftUcbea und der Tagespresse dnrchwegsl&uendbMMr«^» 
ud tis ein Werk beseiebnet worden, Im MilaiU'MltMM «tlllltf'« (Liteiar. 
Centralbl. Nr. B5, ISOs.) 

Preis des ToUständigea Werkes: br^ick. 8& Mark, elegant geb. 40 Mark. 

Tbaringer Vcriana-Dratfcfei. Jaw-Ziegenbain. ^ 



Oafe. OlMT-Befc-ltat od yortraceBdar Bat im lUniateriam dar äaictL, Untanielite« nnd 

XadiSar " • 
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